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1. Vorbemerkung 

Für die Wohnungen der sozialen Wohnraumförderung , die ausschließlich dem HmbWoFG unterfallen, 

wird im folgenden Text die Abkürzung WoFG-Wohnungen, für Wohnungen, die dem HmbWoBindG 

unterfallen, die Abkürzung WoBindG-Wohnungen verwendet. 

2. § 1 HmbWoFG und§ 1 HmbWoBindG: Anwendungsbereich 

WoFG-Wohnungen dürfen bis zum Ende der Belegungs- und Mietbindungen bzw. WoBindG­

Wohnungen bis zum Ende der Eigenschaft „öffentlich gefördert" nur entsprechend ihrem Förderungs­

zweck genutzt werden. 

3. § 10 HmbWoFG und§ 21Abs.1 HmbWoBindG: Untervermietung 

Für WoFG-Wohnungen ist die Untervermietung der gesamten Wohnung ausgeschlossen. 

Für WoBindG-Wohnungen gilt§ 21 Abs. 1 HmbWoBindG. 

4. § 16 HmbWoFG/§ 5 HmbWoBindG; Bescheinigung über die Wohnberechtigung 

4.1 Antragsberechtigung/Personenkreis (gilt für WoFG- und WoBindG-Wohnungen; 
vgl. § 5 HmbWoBindG) 

Antragsberechtigt sind volljährige Personen, die sich nicht nur vorübergehend im Bundesgebiet 

aufhalten und rechtlich und tatsächlich in der Lage sind, für ihren Haushalt auf längere Dauerei­

nen Wohnsitz als Mittelpunkt der Lebensbeziehungen zu begründen und dabei einen selbststän­

digen Haushalt zu führen. Das gilt auch bei Personen. die von Obdachlosigkeit betroffen sind. 

Weitere Regelungen ergeben sich insoweit aus der Fachanweisung über die Versorgung von vor­

dring/ich Wohnungsuchenden mit Wohnraum (siehe Teil II z ;trer 2. der Fachanweisung). 

Minderjährige, d ie das 16. Lebensjahr vollendet haben, sind antragsberechtigt, wenn die gesetzli­

chen Vertreter eingewilligt und bescheinigt haben, dass die/der Minderjährige zur eigenen Haus­

haltsführung in der Lage ist. 

Zuständig fü r die Antragsbearbeitung ist das Bezirksamt , in dessen Bereich die/der Wohnungsu­

chende wohnt, bzw. bei Wohnungsuchenden, die ihren Wohnsitz außerhalb Hamburgs haben und 

zuziehen wollen, das zuerst von der/dem Wohnungsuchenden kontaktierte Bezirksamt. 

4.2 Haushaltszugehörigkeit (gilt für WoFG- und WoBindG-Wohnungen; vgl § 5 HmbWoFG und § 5 
HmbWoBindG) 

Zum Haushalt rechnen nur die Personen, die im Zeitpunkt der Antragstellung zum Haushalt gehö­

ren oder alsbald - in der Regel innerhalb von sechs Monaten - nach Bezug der Wohnung in den 

Haushalt aufgenommen werden sollen (§ 5 HmbWoFG). Das setzt jedoch voraus. dass eine 

Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft geführt werden soll . 

Die Haushaltszugehörigkeit ist durch amtliche Nach'.Wise zu belegen. Hierzu ist die Einwilligung 

der antragstellenden Person z ur Abfrage aus dem Melderegister einzuholen. Haben sich Perso-
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nen kurz vor der Antragstellung an- oder abgemeldet, ist zu prüfen, ob sie auf Dauer in den 

Haushalt aufgenommen mrden oder aus dem Haushalt ausgeschieden sind. 

Zum Haushalt ist auch bereits ein Kind zu rechnen, dessen Geburt nach ärztlicher Bescheinigung 

innerhalb von sechs Monaten ervvartet wird. 

Steht getrennt lebenden Eltern die elterliche S.orge für ihre Kinder gemeinsam zu , so gehören die­

se zum Haushalt jedes der beiden Elternteile. sofern das Sorgerecht in der Weise ausgeübt wird, 

dass sich die Kinder abwechselnd und regelmäßig (z.B. 'Nährend der Woche/an den Wochenen­

den oder außerhalb/'Nährend der Ferien) in den Wohnungen der beiden Elternteile aufhalten und 

dort betreut werden. Dabei kommt es aber nicht darauf an , dass die Kinder an jedem Wochenen­

de oder in jeder Ferienzeit oder in einem vorher festgelegten Rhythmus bei einem Elternteil woh­

nen. Es ist auch nicht darauf abzustellen, ob sich die Kinder bei einem Elternteil schwerpunktmä­

ßig bzw. überwiegend (z.B. jeweils \/Vährend der Woche oder außerhalb der Ferien) oder bei bei­

den Elternteilen in gleichem Umfang aufhalten. 

Für die Zugehörigkeit der Kinder zum (Familien-)Haushalt ist es erforderlich, dass sie mit dem El­

ternteil eine Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft führen. Dies ist der Fall, wenn sie Wohnraum 

gemeinsam bewohnen und sich ganz oder teilvwise gemeinsam mit dem täglichen Lebensbedarf 

versorgen. also dort der Mittelpunkt ihrer Lebensbeziehungen ist. 

Eine doppelte Haushaltszugehörigkeit von Kindern getrennt lebender Eltern mit gemeinsamem 

Sorgerecht ist aber nicht gegeben, vvenn sie nur dem Haushalt eines Elternteils zuzurechnen 

sind, weil sie nur dort ihren einzigen Lebensmittelpunkt haben. Dieser ist nicht nur bei einem aus­

schließlichen Aufenthalt der Kinder bei dem Elternteil , sondern grundsätzlich auch dann anzu­

nehmen, wenn sich die Kinder bei dem anderen Elternteil nur kurzzeitig, allenfalls insgesamt für 

einige Tage im Jahr aufhalten (also nur besuchsweise). 

Maßgeblich für die Zurechnung zu einem Haushalt ist stets die tatsächliche Handhabung des ge­

meinsamen Sorgerechts der getrennt lebenden Eltern. Dabei kommt Z'>Nar der reinen Aufenthalts­

dauer der Kinder im Haushalt eines Elternteiles eine hohe lndizwirkung zu, entscheidend sind 

aber letztlich die Gesamtumstände des Einzelfalles. 

Gemeinsame Wohnberechtigungsbescheinigungen sind grundsätzlich zu erteilen für Ehepaare 

und Partner 

• einer eingetragenen Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes 

(Der Nachvveis ist durch eine amtliche Et'klärung über die Begründung der Lebenspartner­

schaft zu erbringen.) und 

• einer sonstigen auf Dauer angelegten Lebensgemeinschaft mit Kind(ern). 
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Sie können erteilt werden für Partner einer sonstigen auf Dauer angelegten Lebensgemein­

schaft ohne Kind( er). Voraussetzung hierfür ~st, dass die Lebensgemeinschaft sich u.a. durch in­

nere Bindungen auszeichnet, die ein gegenseitiges Einstehen der Partner füreinander begründen, 

die also über die Beziehungen einer reinen Haushalts- und Wirtschaftsgemeinschaft hinausge­

hen. Von einer solchen Lebensgemeinschaft kann in der Regel ausgegangen werden, wenn sie 

bereits 2 Jahre bestanden hat. Die Prüfung soll im Regelfall anhand der Meldedaten erfolgen. 

Hierzu ist eine Einwilligung der antragstellenden Person einzuholen. 

Antragstellern, die eine Lebensgemeinschaft erst begründen wollen, kann im Wege der Härtefall­

regelung eine gemeinsame Wohnberechtigungsbescheinigung für eine bestimmte Wohnung 

ausgestel lt werden, wenn der Verfügungsberechtigte erklärt, für die betreffende Wohnung kein 

Ehepaarl keine Lebenspartner bzw. keine Familie gefunden zu haben. 

4.3 Besonderheiten bei Ausländerinnen/Ausländern 

Ausländerinnen/Ausländer (einschließlich Staatenlose) sind Deutschen gleichgeste llt , soViJeit sie 

sich nicht nur vorübergehend erlaubt in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten. Dabei sind im 

Einzelnen folgende Grundsätze zu beachten: 

4.3.1 Grundsatz 

Unionsbürger(innen), die uneingeschränkte Freizügigkeit genießen (Staatsangehörige 

von Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Griechenland, Vereinigte Königreich, Ir­

land, Italien, Luxemburg, Malta, Niederlande, österreich, Portugal , SchVYeden, Spanien, 

Zypern, Estland, Lettland, Litauen, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien und Un­

garn), sowie ihnen gleichgestellte Personen (Staatsangehörige von Island, Liechtenstein , 

Norwegen und der Schweiz) sind bei der Erteilung von Wohnberecht igungsbescheini­

gungen einschließlich der Anerkennung als vordringlich Wohnungsuchende deutschen 

Wohnungsuchenden gleichgestellt. Als Nachv.ieis der Staatsangehörigkeit ist ein Perso­

nalausweis oder Reisepass vorzulegen. 

Unionsblirger(innen), die nur eingeschränkte Freizügigkeit genießen (Staatsangehörige 

von Bulgarien und Rumänien) , sonstige ausländische Staatsangehörige sowie staatenlo­

se Personen, die sich nicht nur zu einem zeitlich begrenzten Zweck erlaubt im Bundes­

gebiet aufhalten, sind bei der Ertei ~ung von Wohnberechtigungsbescheinigungen ein­

schließlich der Anerkennung als vordringlich Wohnungsuchende deutschen Wohnungsu­

chenden gleichgestellt. Der NachV11e is, dass es sich um einen nicht nur vorübergehenden 

erlaubten Aufenthalt handelt, ist durch Vorlage eines der folgenden Aufenthaltstitel 

N iederlassu ngserla ub nis, 

Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG 

auf mindestens 1 Jahr befristete Aufenthaltserlaubnis oder 

Bescheinigung über den Daueraufenthalt nach§ 5 Abs. 6 Satz 1 FreizügG/EU 
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Daueraufenthaltskarte nach§ 5 Abs. 6 Satz 2 FreizügG/EU 

Aufenthaltskarte gern.§ 5 Abs. 2 FreizügG/EU oder 

einer Bescheinigung gemäß§ 5 FreizügG/EU 

nach den hierfür geltenden maßgeblichen ausländer- und aufenthaltsrechtlichen bundes­

gesetzlichen Vorschriften zu erbringen. Das gilt auch für ausländische Flüchtlinge, Asyl­

berechtigte, Kontingentflüchtlinge und de-facto-Flüchtlinge. 

Wird als Aufenthaltstitel eine auf mindestens ein Jahr befristete Aufenthaltserlaubnis vor­

gelegt, ist bei der Entscheidung über die Erteilung einer Wohnberechtigungsbescheini­

gung zusätzlich auf die ggf. in der Aufenthaltserlaubnis enthaltene Auflage abzustellen. 

Unter Nr. 4.3.2. 2. Spiegelstrich sind die Auflagen genannt, die eine Wohnberechtigung 

für den geförderten Wohnungsbestand ausschließen. 

Eine Wohnberechtigungsbescheinigung ist grundsätzlich nur dann auszustellen, wenn 

die Aufenthaltserlaubnis zum Zeitpunkt der Antragstellung noch mindestens 10 Monate 

gültig ist. Ist dies im Einzelfall nicht gegeben, kann die Wohnberechtigungsbescheinigung 

nach Würdigung der Umstände des jevveiligen Einzelfalles erteilt werden. Im Rahmen 

dieser Würdigung kann das zuständige Bezirksamt mit Zustimmung der antragstellenden 

Person eine Auskunft der zuständigen Ausländerdienststelle bezüglich der Aussichten 

auf eine Verlängerung des Aufenthaltstitels einholen_ Im Zweifelsfall sollte der Antrag ab­

gelehnt werden. 

Vor dem 01.01.2005 erteilte Aufenthaltsberechtigungen oder unbefristete Aufenthaltser­

laubnisse gelten fort als Niederlassungserlaubnisse. Unbefristete Aufenthaltserlaubnisse 

nach § 1 Abs. 3 des Gesetzes über Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfsaktio­

nen aufgenommene Flüchtlinge vom 22.07.1980 gelten fort als Niederlassungserlaubnis­

se nach § 23 Abs_ 2 Aufentha ltsgesetz (besonders gelagerte politische Interessen der 

Bundesrepublik Deutschland; ggf. mit wohnsitzbeschränkender Auflage)_ Die übrigen 

Aufenthaltsgenehmigungen gelten fort als Aufenthaltserlaubnisse entsprechend dem ih­

rer Erteilung zu Grunde liegenden Aufenthaltszweck und Sachverhalt Hier sind die Auf­

lagen gemäß Nr. 4.3.2. 2. Spiegelstrich zu beachten. 

Bei Anträgen auf Erteilung eines Dringlichkeitsscheins gilt die Dreijahresfrist (Hamburg­

Bonus) uneingeschränkt (siehe auch Fachanweisung gemäß§ 45 Abs. 2, 3 BezVG über 

die Versorgung von vordringlich Wohnungsuchenden mit Wohnraum, Teil 1Ziffer2.1). 

4.3.2 Nicht berechtigter Personenkreis 

folgenden Personengruppen wird eine Wohnberechtigungsbescheinigung nicht erteilt: 
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- Personen, die im Besitz eines Sehengen-Visums sind 

Personen, die ein von einer deutschen Auslandsvertretung ausgestelltes Visum 

besitzen, das in der Regel aUf drei Monate befristet ist, gehören nicht zum berech­

tigten Personenkreis. Die Erteilung eines Aufenthaltstitels {siehe Nr. 4.3.1} durch 

die Ausländerbehörde ist abzu\l'i/arten. 

- Personen, die sich nur für einen vorübergehenden Zweck in Deutschland 

aufhalten 

Dabei handelt es sich um Studierende, sonstige Auszubildende oder um Werk­

vertragsarbeitnehmer, die nach dem AuslG eine Aufenthaltsbewilligung erhalten 

haben. 

Nach neuem Recht erhalten Studierende und sonstige Auszubildende eine Auf­

enthaltserlaubnis, in der im Feld Anmerkungen die Rechtsgrundlage § 16 oder 

§ 17 AufenthG aufgeführt ist. 

Werkvertragsarbeitnehmer erhalten nach neuem Recht eine AUfenthaltserlaubnis 

mit folgenden Auflagen: 

„Aufenthaltserlaubnis gilt nur für die Beschäftigung im Rahmen des Werkvertrages 

zvvischen Firn"la XY und der Firma YZ und erlischt mit Beendigung dieser Beschäf­

tig~ing" oder 

„Bauvorhaben: Siehe Werkvertragsarbeitnehmerkarte bzw. Arbeitserlaubnis." 

Dieser Ausschluss gilt ebenso für Mitglieder oder sonstige Bedienstete von konsu­

larischen Vertretungen. 

- Personen, deren Aufenthalt im Bundesgebiet ausländerrechtlich nur geduldet 

ist 

Personen, die im Besitz einer Duldung sind, sind gesetzlich verpflichtet, das Bun­

desgebiet zu verlassen . Es wird lediglich vorläufig von einer zwangsweisen Durch­

setzung dieser Ausreiseverpflichtung durch Abschiebung abgesehen. 

- Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen nach§ 25 

Abs. 4 Satz 1 AufenthG 

- Personen, deren Asylverfahren andauert 

Ausländer/Ausländerinnen erhalten während der Dauer ihres Asylverfahrens ledig­

lich eine Aufenthaltsgestattung. Im Falle der Ablehnung ihres Asylantrages müssen 

sie in aller Regel ausreisen. 
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4.3.3 Ausnahmen: 

In besonders herausragenden Sonderfällen, z.B. bei schwerer bzw. schwerster Erkran­

kung und ihrer notwendigen laufenden ärztlichen Behandlung haben die Bezirksäm­

ter/Fachämter für Grundsicherung und soziales die Möglichkeit. diesen Haushalten im 

Ausnahmewege den Zugang zum Sozialwohnungsbestand zu ermöglichen. 

Dies setzt jedoch voraus, dass zunächst das Bezirksamt/Fachamt Grundsicherung und 

Soziales unter Einschaltung des zuständigen Fachamtes Gesundheit (GA) die Sachlage 

eingehend prüft. Dazu ist die schriffüch Einwilligung der a ntragstellenden Person einzu­

holen. Ist nach diesem Ergebnis nicht auszuschließen, dass das Verbleiben in der der­

zeitigen Gemeinschafts- oder sonstigen Unterkunft mit ernsthaften gesundheitlichen Be­

einträchtigungen verbunden ist, sind die Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integ­

ration (BASF!) und/oder die Anstalt öffentlichen Rechts Fördern und Wohnen (f&w) auf­

zufordern. im Rahmen ihrer koordinierenden Gesamtverantwortung eine den jeweiligen 

individuellen Umständen und Bedürfnissen entsprechende andetweitige Unterkunftsmög­

lichkeit anzubieten. Nur in den Fällen, in denen nachweislich eine Umquartierung in ei­

nem angemessenen Zeitraum nicht zu realisieren ist und ein weiteres Verbleiben in der 

jetzigen Unterkunft aus der Sicht von GA medizinisch nicht mehr verantwortet werden 

kann, kann der Ausnahmetatbestand gegeben sein. Erst in diesem Stadium sind derarti­

ge Fälle der BSU zur Stellungnahme zuzuleiten. In diesen Fällen besteht die Möglichkeit. 

im Ausnahmewege den betreffenden Haushalten über eine Freistehingsgenehmigung 

für eine bestimmte, bereits in Aussicht stehende Wohnung den Zugang zum Sozialwoh­

nungsbestand zu ermöglichen. Wohnberechtigungsbescheinigungen können diesen 

Haushalten aus Rechtsgründen nicht erteilt vverden. 

4.3.4 Familien-/Haushaltsangehörige und Kinder 

Für die Erteilung einer Wohnberechtigungsbescheinigung ist es nicht erforderlich. dass 

alle Haushaltsangehörigen eines Wohnberechtigten i.S. der Nr. 4.3.1 einen Aufenthaltsti­

tel bzw. eine Bescheinigung über das Aufenthaltsrecht haben. Die Erteilung kommt auch 

in Betracht, wenn nur ein Haushaltsmitglied die erforderlichen aufenthaltsrechtlichen Vor­

aussetzungen erfüllt. Die Haushattszugehörigkeit bestimmt sich nach§ 5 HmbWoFG. Im 

Ergebnis gilt die Regelung auch für auf Dauer angelegte Lebensgemeinschaften und Le­

benspartnerschaften. Im Einzelfall kann das aufenthaltsberechtigte Haushaltsmitglied 

auch ein minderjähriges Kind sein_ Es muss aber insbesondere bei Lebensgemeinschaf­

ten mit und ohne Kinder plausibel gemacht worden und zur Überzeugung des Bezirks­

amtes erwartbar sein, dass alle im Antrag aufgeführten Personen tatsächlich einen ge­

meinsamen Haushalt führen wollen. En Fällen, in denen das Kind bereits volljährig ist, ist 

nicht grundsätzlich von einer gemeinsamen Haushaltsführung auszugehen. 
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Auch ausländische Kinder bedürfen im Bundesgebiet grundsätzlich eines Aufenthaltsti­

tels. Wenn sie die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 

oder des Europäischen Wirtschaftsraumes besitzen, erhalten sie eine Bescheinigung 

über ihr Freizügigkeitsrecht. Wenn sie selbst Drittstaatsangehörige sind, aber ein Eltern­

teil die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder des Eu­

ropäischen W irtschaftsraumes besitzt, erhalten sie eine Aufenthaltserlaubnis-EU . In allen 

anderen Fällen bedürfen Kinder einer Aufenthalts- bzw. Niederlassungserlaubnis nach 

dem AufenthG. 

Besitzt ein Antragsteller/eine Antragstellerin die deutsche Staatsangehörigkeit oder einen 

Aufenthaltstitel i.S. der Nr. 4.3.1, kommt es auf den Aufenthaltsstatus des Ehepart­

ners/der Ehepartnerin bzw. des Lebenspartners/der Lebenspartnerin nicht an. Dabei 

macht es keinen Unterschied, ob der Antragsteller selbst oder der (Ehe-)Partner die auf­

enthaltsrechtlichen Voraussetzungen eJfüllt. Der Haushalt ist als deutscher Haushalt 

bzw. einem deutschen Haushalt gleichgestellt zu behandeln . 

Familienangehörige oder andere Personen, die in den Haushalt des Antragstellers/der 

Antragstellerin mit aufgenommen werden sollen, sich aber noch nicht bei einer nach Nr. 

4.3.1 berechtigten Person oder z.B. als Besucher/Besucherin nur vorübergehend im 

Bundesgebiet aufhalten, sind zunächst nicht zu berück~ichtigen (Ausnahme: Angehörige 

sind EU-Bürger, die uneingeschränlcte Freizügigkeit genießen). Allerdings ist die Ertei­

lung der Wohnberechtigungsbescheinigung unter Einschluss dieser Personen schriftlich 

in Aussicht zu stellen, soweit die übrigen Voraussetzungen erfüllt werden. Damit besteht 

die Möglichkeit, sich bereits um eine entsprechend größere Wohnung zu bewerben. Für 

eine konkrete Wohnung ist eine Wohnberechtigungsbescheinigung erst dann auszustel­

len, wenn nach den Vorschriften des Ausländerrechts gegen den Nachzug der benann­

ten Personen ausländerrechtliche Bedenken nicht bestehen. Vor einer entsprechenden 

Anfrage bei der zuständigen Ausländerdienststelle ist eine Einwilligung der antragste 1-

lenden Person einzuholen. 

4.3.5 Sonderfälle 

Staatenlose und heimatlose Mitbürger(innen) (vgl. § 1 des Gesetzes über die Rechtsstel­

lung heimatloser Ausländer vom 25_ April 1951 - BGBI. 1 S . 269) sind den deutschen 

Wohnungsuchenden gleichgestellt. Sie haben lediglich ihre Rechtsstellung durch Vorlage 

eines entsprechenden Reiseausvveises nachzuweisen. 

4.4 Prüfung der Einkommensverhältnisse Cgi lt für Wo FG· und WoB indG·Woh nun gen; 
vgl. §§ 12 -14 HmbWoFG. § 5 HmbWoBindG) 

Bei der Prüfung der Einkommensverhältnisse- ist nach den §§ 12 - 14 HmbWoFG das Gesamt­

einkommen aller zum gemeinsamen Haushalt rechnenden Personen festzustellen. Die ermittelten 
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Einkommensdaten haben die Bezirksämter auf Anfrage der WK zur Berechnung der einkom­

mensbezogenen Zuschüsse zu übermitteln. Rechtsgrundlage für diese Datenübermittlung ist§ 23 

HmbWoFG. 

Auswärtige Wohnberechtigungsbescheinigungen. bei denen keine Anhaltspunkte dafür bestehen. 

dass die für Ha mburg maßgeblichen Einkommensgrenzen nach § 8 HmbWoFG überschritten 

werden, sind unter Beachtung der - ggf. abweichenden - Hamburgischen Vorgaben zur ange­

messenen Wohnungsgröße anzuerkennen. Bei Wohnberechtigungsbescheinigungen aus Bun­

desländern, in denen höhere Einkommensgrenzen gelten, ist auf jeden Fall vor Überlassung ei­

ner öffentlich geförderten Wohnung eine Einzelfallprüfung hinsichtlich der Einhaltung der in Ham­

burg maßgeblichen Einkommensgrenzen erforrderlich. 

Hamburg hat aufgrund der Ermächtigung in § 8 Abs. 3 HmbWoFG mit der Verordnung vom 

01.04.2008 zur Festlegung der Einkommensgrenzen nach § 8 des Hamburgischen Wohnraurn­

förderungsgesetzes (HmbGVBI. S. 136) festgelegt, dass als maßgebliche Einkommensgrenzen 

die Einkommensgrenzen des§ 8 Abs. 2 HmbWoFG plus 30 v.H. gelten. 

4.4.1 Nähere Einzelheiten zur Einkommensermittlung 

Soweit auf Vorschriften des Wohngeldgesetzes ('IVoGG) bzw. der Wohngeld­

Verwaltungsvorschrift 2009 C.WoGVwV 2009) 1 verwiesen wird, ergibt sich Näheres gegebenenfalls 

auch aus Erlassen des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) und 

den fachbehördlichen Verlautbarungen zum Wohngeldgesetz, die bei der Prüfung der Einkom­

mensverhältnisse ana log anzull'.'enden sind2
. Die einschlägigen Vorschriften des WoGG sind als 

Anlage 1 und diejenigen der WoGVwV 2009 als Anlage 2 beigefügt. Auch einkommensteuerrecht­

liche Vorschriften und Regelwerke (z.B. BMF-Schreiben) sind anzuwenden, sovveit das WoGG auf 

das Einkommensteuerrecht verweist. 

4.4.1.1 Gesamteinkommen(§ 12 HmbWoFG) 

Nach § 12 Abs. 1 Satz 2 HmbWoFG sind für die Einkommensermittlung die Verhältn isse im 

Zeitpunkt der Antragstellung maßgebend. Einkommensänderungen, deren Beginn oder Aus­

maß bei Antragstellung nicht mit Sicherheit ermittelt \/Verden können, bleiben nach § 14 Satz 

3 Halbsatz 2 HmbWoFG außer Betracht. Besteht eine mögliche Einkommensänderung in der 

Bewilligung einer staatlichen Geldleistung (z.B. Elterngeld), ist eine entsprechende Änderung 

nur dann mit Sicherheit zu erwarten, wenn ein entsprechender Bewilligungsbescheid vorliegt. 

Bei einfach gelagerten Sachverhalten ode~r um Härtefäl le zu vermeiden, kann zur Berechnung 

der zu erwartenden Leistung auf belastbare behördliche Auskünfte oder amtliche Online­

Angebote zurückgegriffen werden (z.B. Elterngeldrechner des zuständigen Bundesministeri­

ums). Bel ungeklärten Unterhaltsfragen ist zu prüfen, ob entsprechende Unterhaltsbeträge, 

· Allgemeine Verwaltungsvorschrifl zur Durchführung des Wohngeldgesetzes v 001 29. April 2009. BAnz ~Jr. 73a vcrn 15 Mai 2009 
(WoGVwV 2009), www.verwaltungsvorschriften-1m-inl ernet.de und >Aww.hamburg.de!wohngeldrechner. 
~ Siehe SherePoint Wohogeld und SharePoiot Wohoraumförderung . 
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die der „Düsseldorfer Tabelle" entnommen werden können, fiktiv berücksichtigt werden kön­

nen. 

Bei der Anwendung des § 12 Abs. 2 HmbWoFG kann die Wohngeld-Vef'\Naltungsvorschrift 

2009 zu§ 17 WoGG (Nr. 17.03.1 Tell A WoGVvN 2009) hinzugezogen werden. Bei der An­

wendung des§ 12 Abs. 3 HmbWoFG kanin die Wohngeld-Vervvaltungsvorschrift 2009 zu § 18 

WoGG (Nr 18.02 ff . Teil A WoGVwV 2009) hin.zugezogen werden. Zwischen Partnern einer 

sonstigen auf Dauer angelegten Lebensgemeinschaft besteht keine gesetzliche Unterhalts­

pflicht. Kostenanteilsbescheide nach SGB XII sind keine „Unterhaltsbescheide" im Sinne des 

§ 12 Abs. 3 HmbWoFG. 

4.4.1.2 Jahreseinkommen(§ 13 HmbWoFG) 

Die dynamische Verweisung trifft auf die wohngeldrechtlichen Vorschriften über das Jahres­

einkommen des Wohngeldgesetzes vom 24. September 2008 (BGBI. 1 S. 1856), zuletzt ge­

ändert durch Art. 7 Abs. 8 des Gesetzes vom 7. Juli 2009 (BGBI. 1 S. 1707) in der jevveils gel­

tenden Fassung. Dies ist insbesondere§ 14 WoGG. Bei der Anwendung des§ 14 Abs. 1 und 

2 WoGG ist die Wohngeld-Verwaltungsvorschrift 2009 zu § 14 WoGG (Nr. 14.01 f ., Nr. 

14.101 ff„ Nr. 14.21. 14.21.1 ff. Teil A WoGVwV 2009) zu beachten.§ 14 Abs. 3 WoGG ist 

nicht anzuwenden, weil es sich dabei um w:>hngeldrechtliche Vorschriften handelt, die sich 

auf Wohnraum beziehen. für den Wohngeld beantragt vvird (vgl. § 13 Abs. 1 Satz 2 

HmbWoFG). Eine Rechtsverordnung nach § 13 Abs. 2 HmbWoFG hat der Senat bisher nicht 

erlassen. Bei der Berechnung des Jahreseinkommens kommt es auf die Einkünfte bzw. die 

Einnahmen eines einzelnen Haushaltsangehörigen an. Daraus folgt auch, dass es bei der 

Berücksichtigung erwerbsbedingter Kinderbetreuungskosten nur darauf ankommt, ob der 

bzvv. die Haushaltsangehörige, dessen Jahreseinkommen ermittelt vverden soll, die Voraus­

setzungen für die Berücksichtigung erwerrbsbedingter Kinderbetreuungskosten erfüllt. Sovveit 

sich die Rechtslage im Einkommensteuerrecht nicht geändert hat, ergibt sich Näheres über 

ervverbsbedingte Kinderbetreuungskosten aus dem BMVBS-Erlass vom 03.11 .2006. 

§ 16 WoGG ist anzuvvenden, weil § ·14 Abs. 1 WoGG auf diese Vorschrift verweist. Bei der 

Anwendung des § 16 WoGG ist die Wohngeld-Vervvaltungsvorschrift 2009 zu § 16 WoGG 

(Nr. 16.11 ff. TeilAWoGVvN2009)zu beachten. 

4.4.1.3 Zeitraum für die Ermittlung des Jahreseinkommens(§ 14 HmbWoFG) 

Einkommensänderungen sind zu berücksichtigen, wenn sie mit Sicherheit zu erwarten sind. 

Eine Einkommensänderung ist auf Dauer, wenn sie mehr als zvvei Monate andauert. Die Än­

derung muss für mindestens mehr als zvvei Monate jevveils innerhalb des Z~lfmonatszeit­

raums vor bzw. nach der Antragstellung liegen. Der Antragsmonat zählt bei der zukunftsge­

richteten Betrachtung zum Zwölf monatszeitraum. 
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Einmaliges Einkommen , z.B. eine Abfindung (Entlassungsentschädigung), ist auch dann nicht 

zu berücksichtigen, wenn es zum Jahreseinkommen gehört. Es sollen nur Einkünfte elfasst 

werden, die im Prinzip laufend bezogen \o"Wrden und (nahezu) ausschließlich dem Lebensun­

terhalt des Haushalts dienen. Auf eine dem§ 22 Abs. 4 Bundes-WoFG entsprechende Rege­

lung zum einmaligen Einkommen hat deir Gesetzgeber ausdrücklich verzichtet (vgl. Bü-Drs. 

18/7191, S. 34). Der ausdrückliche Verzicht auf eine gesetzliche Vorschrift schränkt die An­

wendung der wohngeldrechtlichen Vorschriften ebenso ein ~e eine aLisdrücklich getroffene 

gesetzliche Bestimmung im Sinne des§ 13 Abs. 1 Satz 1 HmbWoFG. Eine analoge Anwen­

dung des§ 15 Abs. 2 WoGG ist daher ausgeschlossen. Zur Ablehnung wegen zu erwarten­

der Einkommenserhöhung siehe Nr. 4.7 .2. 

Bei Gewerbetreibenden, Selbstständigen, Freiberuflern sowie Land- und Forst~rten (im Fol­

genden nur Selbstständige) ist vom Gewinn im letzten Kalenderjahr vor dem Monat der An­

tragstellung auszugehen. § 14 Satz 4 HmbWoFG bezvveckt zy.,rar eine Vereinfachung der Ein­

kommensermittlung; diese Vorschrift ist aiber nur anwendbar, wenn die selbstständige Tätig­

keit im vo llen letzten Ka lenderjahr vor dem Monat der Antragstellung ausgeübt wurde. Wurde 

die selbstständige Tätigkeit noch nicht l/'..ährend des vollen letzten Kalenderjahres vor dem 

Monat der Antragstellung ausgei.ibt, ist das Einkommen zu Grunde zu legen, das innerhalb 

der letzten zvvölf Monate vor dem Monat der Antragstellung erzielt worden ist Das Jahresein­

kommen umfasst dabei ggf. sowohl Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit als auch Ein­

künfte aus selbstständiger Arbeit, Gewerbetrieb sowie Land- und Forstwirtschaft. 

Der Bezugszeitraum für die Abzugsbeträge für Steuern und Sozialversicherungsbeiträge ist 

abweichend vom Wortlaut des § 16 Abs. 1 WoGG ebenfalls der Zeitraum für die Ermittlung 

des Jahreseinkommens im Sinne des§ 14 HmbWoFG. 

4.4.2 Ausnahmen von den Einkommensgrenz.en 

Bei den A usnahmen von den Einkommensgrenzen(§ 16 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 HmbWoFG) ist wie 

folgt zu differenzieren: 

4.4.2.1 Härtefälle[§ 16 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 HmbWoFGJ 

Eine Bescheinigung über die Wohnberechtigung kann auch erteilt werden, wenn die Versa­

gung fü r die Wohnungsuchenden eine besondere Härte bedeutet. 

Eine besondere Härte kann beispielsweise vorliegen, wenn ein Antrag darauf gerichtet ist, 

zur Betreuung von Eltern, Kindern oder sonstigen nahe stehenden Personen eine 

Wohnung in unmittelbarer Nähe der zu Betreuenden anzumieten, und eine andere 

Wohnung nicht zur Verfügung steht oder 

aus gesundheitlichen oder sonstigen persönlichen Gründen in eine von der Lage 

her günstigere oder in eine anderweitig besser geeignete Wohnung zu ziehen oder 
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eine bestimmte Wohnung anzumieten, auf die der betreffende Haushalt wegen der 

Lage oder Ausstattung angewiesen ist (z.B. Rollstuhlfahrer)3
, oder 

dass der Wohnungssuchende durch den Bezug der Wohnung eine andere geförder­

te Wohnung frei macht, deren Miete, bezogen auf den Quadratmeter Wohnfläche. 

niedriger ist oder deren Größe die für ihn maßgebliche Wohnungsgröße übersteigt. 

Die Erteilung von Ausnahmew:>hnberechtig1ungsbescheinigungen in den Fällen, in denen in der 

Sache berechtigte Haushalte (in der Regel ein Haushaltsmitglied über 60 Jahre) eine (betreu­

te) Altenwohnung/Seniorenwohnung nachfragen und hierzu eine entsprechende Wohnberech­

tigungsbescheinigung beantragen, sollen großzügig gehandhabt werden. In diesen Fällen sol­

len Einkommensüberschreitungen bis zu 50 v .H. zugelassen werden. Aufgrund der besonders 

angespannten Marktsituation in diesem Te·ilsegment wäre eine Versagung der Wohnberechti­

gungsbescheinigung für diese Wohnungsuchenden im Regelfall eine besondere Härte. 

Bei Überschreitung der Einkommensgrenze soll vor Erteilung einer Ausnahme­

Wohnberechtigungsbescheinigung ggf. geprüft werden, ob der Zugang zu einer bestimmten 

Sozialwohnung (außer Alten-/Seniorenwolhnung) über eine Freistellung ggf. auch ohne Er­

satzwohnraumgestellung gern. § 20 Abs. 1 Nr. 2 HmbWoFG ermöglicht werden kann. Dies 

setzt jedoch das Einverständnis der Verfügungsberechtigten voraus. 

4.4.2.2 Wohnungstausch 

Die Bezirksämter sollen den Wohnungstausch als wichtiges Vv'Ohnungspolitisches Instrument 

zur Gevvährleistung einer familiengerechten Belegung des Sozialwohnungsbestandes nach 

Kräften fördern und Angebote zum indirekten Tausch - sofern von den Tauschwilligen ge­

wünscht - an geeigneter Stelle durch Aushang oder im Internet bekannt geben. 

Dabei ist Voraussetzung, dass 

- die Differenz des Mietpreises zwischen der zum Tausch angebotenen (preiswerten) 

und der anzumietenden (teureren) Sozialwohnung zum Zeitpunkt des Bezuges min­

destens 0,50 Euro/ni Wohnfläche beträgt; als Mietpreis gilt die Netto-Kaltmiete (oh­

ne Heizung und ohne Betriebskosten) gemäß Förderzusage, 

oder 

- an der freizumachenden Wohnung nach ihrer Lage, Größe und Ausstattung ein Inte­

resse von wuhnberechtigten Wohnungsuchenden besteht, d.h. die Nutzung des So­

zialwohnungsbestandes verbessert werden kann; die Nutzung wird verbessert. vvenn 

die anzumietende Wohnung mindestens einen abgeschlossenen Raum über 8 m2 

Wohnfläche weniger hat als die freizumachende Wohnung . 

' Siehe FecMnweisung über dle Versorgung vetl vordringlic)) Wohnungssuchenden mit Wohnraum (Ziffer 3 3l. 



- 15 -

Für den direkten Tausch (zwei Mietparteiien wollen einvernehmlich ihre Wohnung tauschen) 

oder indirekten Tausch (eine Mietpartei möchte in eine kleinere noch nicht bekannte Woh­

nung umziehen) kann die Tauschberechtigung im geförderten Wohnungsbau bzw. im öffent­

lich geförderten sozialen Wohnungsbau auch erteilt vverden. wenn das Gesamteinkommen 

der Wohnungsuchenden und der zum Haushalt rechnenden Angehörigen die maßgebliche 

Einkommensgrenze übersteigt (Tauschbescheinigung) . Voraussetzung ist, dass die Woh­

nungsuchenden eine nach dem WoFG/HmbWoFG geförderte bzw. eine im Sinne des Wo­

BindG/HmbWoBindG öffentlich geförderte Wohnung im vorstehenden Sinne freimachen (im 

Falle freiwilliger vorzeitiger Rückzahlung der Mittel muss die Bindungsfrist für WoFG­

Wohnungen nach den Bestimmungen der Förderzusage (vgl. § 19 Abs. 1 HmbWoFG) bzw. 

für WoBindG-Wohmmgen (vg l. § 16 Abs. 1 HmbWoBindG) noch mindestens drei Jahre be­

tragen). Die höchstzulässige Wohnungsgröße bzw. eine nicht zu unterschreitende Mietgrenze 

sind in der Tauschbescheinigung zu nennen. 

Sind WA-gebundene Wohnungen vom direkten oder indirekten Tausch betroffen, ist im Vor­

wege eine Regelung zum sorgsamen Umgang mit den WA-Bindungen durch das Fachamt 

Grundsicherung und Soziales zu treffen. Bei Wohnungen in verschiedenen Bezirken ist eine 

wohnungswirtschaftlich sinnvolle Entscheidung zwischen beiden Fachämtern herbeizuführen, 

die den tauschberechtigten Haushalt begünstigt. 

Bei WS-gebundenen Wohnungen hat das Fachamt Grundsicherung und Soziales aus dem 

WA-Kontingent behilflich zu sein, vvenn die Größendifferenz zvvei Räume oder mehr bzvv. 

mehr als 25 m2 Wohnfläche beträgt oder die Differenz der Kostenmiete bzw. der zulässigen 

Miete zwischen beiden Wohnungen mindestens 1 Eurofm2 ausmacht. Das Fachamt Grundsi­

cherung und Soziales ist gehalten, im Einvernehmen mit den Verfügungsberechtigten für die 

zum Tausch angebotene Wohnung als Nachmieterinnen/Nachmieter vorrangig Dringlichkeits­

fälle zu benennen. 

Einem beabsichtigten direkten Tausch zwischen einer unterbelegten frei f i n an -

zierten Wohnung und einer Sozialwohnung, deren Mietpartei die größere f reifinanzierte 

Wohnung beziehen möchte, steht grundsätzlich nichts im Wege. Voraussetzung ist jedoch, 

dass die kleinere Sozialwohnung hierdurch nicht unterbelegt und der Bezug durch Vorlage 

der Wohnberechtigungsbescheinigung nach§ 16 HmbWoFG/§ 5 HmbWoBindG belegt oder 

ggf. bei Nichtwohnberechtigten die Berechtigung über die Freistellungsregelung genehmigt 

wird. 

4.4.2.3 Kooperationsverträge [§ 11 HmbWoFGl Übertragung von Belegungs· und 

Mietbindungen[§ 21 HmbWoFGJ 

Neben den direkten Tauschwünschen auf der Mieterseite sind die gesetzlichen und vertragli­

chen Möglichkeiten auszuschöpfen, um einseitigen Mieterstrukturen entgegenzuwirken. So­

weit sich Kooperationsverträge anbieten. schalten die Bezirksämter die BSUIWSB ein . 
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4 .5 Vorbehalt für besondere Personenkreise[§ 16 Abs. 1 HmbWoFG, § 3 Abs. 3 HmbWoBindGJ 
(gilt für WoFG- und WoBindG-Wohnungen: vgl. § 5 HmbWoBindG) 

Gehören Wohnberechtigte zu einem Personenkreis, für den Wohnungen bei der Bewilligung der 

Fördermittel vorbehalten sind, ist dies in der Bescheinigung anzugeben. 

4 .6 Angemessene Wohnungsgröße[§ 16 Abs. 3; HmbWoFGJ (gilt für WoFG- und Wo81ndG-Wohnungen; 
vgl. § 5 HmbWo8indG) 

Die Wohnungsgröße ist in der Regel angemessen, wenn für jedes Haushaltsmitglied ein Wohn­

raum zur Verfügung steht (sog. „Kopf-Raum-Regelung"). Dies ist in der Regel gegeben, wenn auf 

jede in der Wohnberechtigungsbescheinigung aufgeführte Person ein über 8 m2 großer Raum ent­

fällt ; Küche, Bad/WC und Nebenräume werden nicht mitgerechnet. Ebenfa lls außer Betracht blei­

ben alle Räume von bis zu 8 m2 und pro Wohneinheit ein Raum von bis zu 10 m2 . 

In der Bescheinigung über die Wohnberechtigiung sind im Ergebnis z ur Vermeidung von Unterbe­

legungen folgende Wohnungsgrößen anzugeben: 

Einpersonenhaus halt eine 1-Raumwohnung, 

Zweipersonenhaus halt eine 2-Raumwohnung, 

Dreipersonenhaus halt eine 3-Raumwohnung und 

Vierpersonenhaus halt eine 4 -Raumwohnung. 

Bei mehr als vier zum Haushalt zählenden Personen kommt je Person ein Raum mehr in Be­

tracht. 

Soll eine Wohnung im Sinne von § 9 HmbWoFG überlassen werden oder ist bereits eine Woh­

nung überlassen worden, bei der die in der Wohnberechtigungsbescheinigung genannte Raum­

zahl zwar überschritten, jedoch folgende Gesamtwohnflächen eingehalten werden, gilt die Woh­

nung noch als angemessen belegt: 

- Einpersonenhaushalt 

- Zvveipersonenhaushal1 

- Dreipersonenhaushalit 

- Vierpersonenhaushalt 

50 m2, 

60 m2, 

75 m2, 

85m2. 

Bei mehr als vier zum Haushalt zählenden Personen erhöht sich die Wohnfläche um 12 m2 pro 

Person_ 

Bei barrierefrelen Wohnungen für behinderte oder alte Menschen kann einer Überschreitung der 

vorgenannten Wohnflächen um 5 m2 zugestimmt werden. 

Besonderheiten bei Maßnahmen im Gebäudebestand und bei selbstgenutztem Wohnungseigen­

tum sowie besonderen persönlichen oder beruflichen Bedürfnissen von Haushaltsangehörigen 

und einem nach der Lebenserfahrung in absehbarer Zeit zu erwartenden zusätzlichen Raumbe-
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darf ist Rechnung zu tragen (vgl. § 9 Abs. 1 Satz 2 HmbWoFG). Bei der Zubilligung von Mehr­

wohnraum sind strenge Maßstäbe anzulegen. 

Ein zusätzlicher Raum 

- kann auf Antrag für besondere persönliche Bedürfnisse der Wohnungsuchenden oder ihrer 

Angehörigen zugebilligt werden, z.B. bei einer Behinderung oder dauerhaften Erkrankung, 

oder wenn aus beruflichen Gründen tatsächlich ein zusätzlicher Raum erforderlich ist (§ 16 

Abs. 3 Satz 3 Nr. 2 HmbWoFG); 

- kann auf Antrag zur Vermeidung besonderer Härten zugebilligt werden (§ 16 Abs. 3 Satz 3 Nr. 

2 HmbWoFG); 

- ist ohne Antrag Ehepaaren/Lebenspartnerschaften nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz mit 

der Absicht der Familiengründung im gemeinsamen HaLishalt sowie alleinstehenden Elterntei­

len mit Kind(ern) bis zur Beendigung der Berufsausbildung, ggf. einschließlich Studium zuzubil­

ligen_ 

Aufgrund der Regelung über das Zubilligen von Mehrvvohnraum darf einem Haushalt grundsätz­

lich nur ein zusätzlicher Raum zuerkannt werden . Die Gesamtwohnfläche für einen Zweiperso­

nenhaushalt darf dabei 70 m2 nicht überschfeiten. Diese Wohnflächenbegrenzung gilt nicht für 

Rollstuhlbe n utzeri nnen/-benutzer, Ehepaare/Lebenspartnerschaften nach dem Lebenspartner­

schaftsgesetz mit der Absicht der Familiengründung im gemeinsamen Haushalt sowie 2-

Personenhaushalte mit Mehrwohnraumanspruch, die eine Wohnung in einem Gebiet der Freistel­

lung von der angemessenen Wohnungsgröße beziehen 1NOllen. 

4. 7 Ablehnung der Wohnberechtigungsbescheinigung (§ 16 Abs. 3 HmbWoFG) 
(gilt für WoFG- und WoBindG-Wohnungen; vgl. § 5 HmbWoBindG) 

Die Bescheinigung über die Wohnberechtigung ist abzulehnen, wenn die Voraussetzungen für die 

Ausstellung nicht gegeben sind. Die Ablehnung ist in einem mit Rechtsbehelfsbelehrung versehe­

nen Bescheid zu begründen . Die Erteilung der Wohnberechtigungsbescheinigung ist nach § 16 

Abs. 3 Satz 4 HmbWoFG auch abzulehnen, wenn sie trotz Einhaltung der maßgeblichen Ein­

kommensgrenze offensichtlich nicht gerechtfertigt wäre. Dies wird regelmäßig der Fall sein, wenn 

im Haushalt großes Vermögen vorhanden ist, das bei der Einkommensermittlung nicht berück­

sichtigt wird (siehe dazu Nr. 4.7 .1) oder wenin sich die Einkommensverhältnisse des Haushalts 

alsbald wesentlich verbessern werden (siehe Nr. 4.7.2) . Bei Vorliegen entsprechender erkennba­

rer Anhaltspunkte darf das zuständige ~zirksamt zur Prüfung vom Antragsteller im Rahmen sei­

ner Mitvvirkungspflicht auch Angaben über die Vermögensverhältnisse und die absehbare Ent­

wicklung des Einkommens verlangen Mangels anderslautender Vorschriften sind § 12 Abs. 1 

Satz 2 und § 14 Satz 3 Halbsatz 2 HmbWoFG auf Ablehnungen nach § 16 Abs. 3 Satz 4 

HmbWoFG entsprechend anzuwenden. Bei Angelegenheiten, die noch nicht geklärt sind, z.B. die 
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nacheheliche Aufteilung von Vermögen , ist der rechtliche Zustand (z.B. die Eigentumsverhältnis­

se) zum Zeitpunkt der Antragstellung zu Grunde zu legen. 

4.7.1 Ablehnung wegen großen Vermögens oder sonstiger vermögenswerter Rechtspositio­

nen 

Bei der ersten Kontaktaufnahme wohnungsuchender Personen, die einen Antrag auf einen 

Wohnberechtigungsschein stellen wollen, hat das zuständige Bezirksamt diese darauf hinzuwei­

sen, dass größere Vermögen der Erteilung eines Wohnberechtigungsscheins entgegen stehen. 

Bei der Prüfung der Antragsunterlagen - insbesondere der Einkommenserklärungen - ist darauf zu 

achten, ob auf Grund der Vermögensverhältnisse die Zuerkennung der Wohnberechtigung abzu­

lehnen ist. Die Erteilung des Wohnberechtigungsscheins zum Bezug einer mit erheblichen Steu­

ergeldern geförderten Wohnung ist bei großem Vermögen nicht gerechtfertigt. 

In einem solchen Fall sind die antragstellenden Personen darauf hinzuweisen, dass der beantrag­

te Wohnberechtigungsschein mit hoher Wahrscheinlichkeit zu versagen ist, weil die Erteilung des 

Wohnberechtigungsscheins nicht mit den Zielen der Wohnraumförderung im Einklang steht. 

Die antragstellenden Personen sollen somit in die Lage versetzt werden zu entscheiden, ob sie 

auf den Antrag verzichten, den Antrag mangels Erfolgsaussicht zurücknehmen oder ggf . auf e i­

nem Ablehnungsbescheid bestehen vvollen. Im Ergebnis soll möglichst vermieden werden, dass 

weitgehende personenbezogene Daten zu den Einkommensverhältnissen erhoben werden, deren 

Kenntnis sich im Nachhinein als nicht erforderlich herausstellt, etwa vveil der Antrag schon wegen 

großen Vermögens abzulehnen vvar. 

Bei der Vermögensprüfung sind nicht nur die Summe des Vermögens, sondern auch die jeweili­

gen Umstände des Einzelfalles zu berücksichtigen. So können z.B. Ersparnisse für den senioren­

gerechten Umbau einer Wohnung bei der Betrachtung unberücksichtigt bleiben. Bei Selbstständi­

gen, insbesondere Einzelunternehmern, ist das Erfordernis, Ersparnisse aus betrieblichen Grün­

den zu bilden , angemessen zu berücksichtigen. Die erforderliche Einzelfallbetrachtung schließt 

einen allgemeinen Verweis auf die für die Anwendung des§ 21 Nr. 3 WoGG in Nr. 21.36 Abs. 1 

Teil A W oGVvN 2009 getroffene Regelung aus. 

In folgenden Fällen sollte jedoch eine Ablehnung wegen großen Vermögens näher geprüft wer­

den: 

das Vermögen erreicht mehr als das zehnfache der anzuwendenden Einkommensgrenze (z.B. 

bei einem Einperso nenhaushalt: also mehr als 120.000), 

die jährlichen Kapitalerträge übersteigen 40 Prozent der Einkommensgrenze (z .B. bei einem 

Einpersonenhaushalt: Kapita lerträge in Höhe von mehr als 4.800 Euro), 

die antragstellende Person bzw. der Haushalt verfügt über mehr(!) als angemessenes Wohn­

eigentum oder könnte sich dieses durch Vermögensverwertung beschaffen. 
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Sonstige vermögenswerte Rechtspositionen sind beispielsweise Unterhaltsansprüche. Um eine 

Ablehnung des Wohnberechtigungsscheins z:u vermeiden, weil Unterhaltsansprüche noch nicht 

geltend gemacht oder durchgesetzt wurden, !können bei der Einkommensermittlung die entspre­

chenden Unterhaltsbeträge aus der „Düsseldorfer Tabelle" fiktiv berücksichtigt werden. es sei 

denn. die antragstellende Person macht glaubhaft, dass die Unterhaltsansprüche nicht durchsetz­

bar sind. 

4 .7.2 Ablehnung wegen zu erwartender Einkommenserhöhung 

In einem ersten Schritt wird das Einkommen nach §§ 12 ff. HmbWoFG ermittelt, wobei dauerhafte 

Änderungen in den zwölf Monaten vor bzw. in den zwölf Monaten ab dem Monat der Antragstel­

lung berücksichtigt werden. Nur wenn danach die Einkommensgrenze eingehalten wird, erfolgt in 

einem zweiten Schritt eine Prüfung nach§ 16 Abs. 3 Satz 4 HmbWoFG. 

Im Regelfall ist der Bezug einer nur mit einem Wohnberechtigungsschein anzumietenden Woh­

nung insbesondere nicht gerechtfertigt, wenn mit Sicherheit zu erwarten ist, dass das Gesamtein­

kommen innerhalb von zwei Jahren nach Antragstellung die Einkommensgrenze auf Dauer, d.h. 

für mehr als zwei Monate, um mehr als 25 Prozent übersteigen wird, z.B. wegen Eintritts in das 

Berufsleben oder der Wiederaufnahme einer vorübergehend unterbrochenen Beschäftigung. Die 

Einkommenserhöhung muss mindestens für mehr als zwei Monate innerhalb des Zweijahreszeit­

raums nach der Antragstellung liegen. Bei Selbstständigen kann die Prüfung einer zu erwarten­

den Einkommenserhöhung in der Regel entfallen, weil in diesen Fällen eine solche Einkommens­

erhöhung nicht mit Sicherheit ervvartet ~rdeni kann. Maßgeblich sind die jeweils anzuwendenden 

Einkommensgrenzen. d.h. ggf. sind die Einkommensgrenzen zu Grunde zu legen. die der Senat 

in der Verordnung zur Festlegung der Einkommensgrenzen nach § 8 HmbWoFG abweichend 

festgelegt hat. 

4. 8 Antragsverfahren/Aufbewahrungsfrist 
(gilt für WoFG- und WoBindG-Wohnungen; vgl. § 6 HmbWoBindG) 

Die Wohnberechtigungsbescheinigung ist mit dem hierfür vorgesehenen Vordruck zu beantra­

gen. Dem Antrag sind alle zur Feststellung der Voraussetzungen für das Erlangen einer Be­

scheinigung erforderlichen Unterlagen, insbesondere über die Einkünfte aller zum Haushalt 

rechnenden Personen, beizufügen. 

Übersteigt das Jahreseinkommen der zum Haushalt rechnenden Personen nicht die maßgebli­

che Einkommensgrenze (siehe § 8 Abs. 2 und 3 HmbWoFG), ist die Wohnberechtigungsbe­

scheinigung zu erteilen. In ihr sind die Namen aller Haushaltsangehörigen bzw. sonstigen Per­

sonen anzugeben, die gemeinsam eine Wohnung beziehen \NOllen. 

Die Bescheinigung soll in der Regel auf zwei Jahre befristet erteilt werden (§ 16 Abs. 3 Satz 1 

HmbWoFG). Die Frist beginnt am Ersten des auf die Ausstellung der Bescheinigung folgenden 

Monats. Das Ende der Frist ist auf der Bescheinigung zu vermerken. 
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Die Antragsunterlagen und die maßgeblichen Belege sind nach Ablauf der Widerspruchsfrist 

noch 25 Monate aufzubewahren. Wohnungsvergabevorgänge (z.B. Rückläufe der Wohnberech­

tigungsscheine) können jeweils nach AbschEuss des Vergabeverfahrens für eine Wohnung ver­

nichtet vverden. vvenn alle nach den Bestimmungen dieser Fachanweisung notwendigen Daten 

vorher EDV-technisch erfasst WJrden sind. 

5. § 16 Abs. 1 HmbWoFG und § 3 Abs. 2 bis S HmbWoBindG: Überlassung an Wohnberechtig­
~(gllt für WoFG- und Wo8indG-Wohnungen) 

Die Verfügungsberechtigten sind verpflichtet, die Wohnungen ausschließlich natürlichen Personen als 

Hauptvvohnung zur Selbstbenutzung zu überlassen. wenn diese vor Überlassung eine Bescheinigung 

über die Wohnberechtigung nach § 16 HmbWoFG/§ 5 HmbWoBindG oder einen Dringlichkeitsschein 

übergeben oder deren Wohnberechtigung sich aus einer Benennung durch das zuständige Bezirks­

amt ergibt. In besonders gelagerten Fällen kann die BSU/WSB Ausnahmen zulassen. Die Selbstbe­

nutzung bedingt, dass den Mietparteien für den Gebrauch als Hauptwohnung zu Wohnzwecken die 

fortdauernde Ge\N'ährung des unmittelbaren Besitzes durch ein auf Dauer angelegtes Miet- oder Nut­

zungsverhältnis zur Bildung des Lebensmittelpunktes einzuräumen ist. Folglich dürfen keine befriste­

ten und keine nur einen Nebenwohnsitz begründenden Miet- und Nutzungsverträge abgeschlossen 

werden. Ferner dürfen Wohnungen nur in der in der Wohnberechtigungsbescheinigung nach § 16 

HmbWoFG/§ 5 HmbWoBindG oder im Dringlichkeitsschein genannten Wohnungsgröße nach Raum­

zahl und bei Mehrpersonenhaushalten nur zusammen mit den in den Bescheinigungen genannten 

Haushaltsangehörigen zum Gebrauch überlassen werden {Ausführungen zur angemessenen Woh­

nungsgröße siehe Nr. 4 .6 dieser Fachanweisung). 

Für Wohnungen, die bis zum 31.12.1973 bezugsfertig geworden sind, darf von Wohnungsuchenden 

ein von der WK zugelassener Finanzierungsbeitraig gefordert werden. Liegt die Bezugsfertigkeit nach 

dem 31 .12.1973, sind Forderungen von Finanzierungsbeiträgen nicht zulässig. 

Die Forderung des Erwerbs von Genossenschaftsanteilen ist für WoBindG-Wohnungen nach § 10 

Abs. 1 Satz 2 HmbWoBindG bzw. für WoFG-Wohnungen nach den Bestimmungen der Förderzusage 

(§ 17 Abs. 1 Salz 2 HmbWoFG) zulässig. 

5.1 Grundbindungen (WA. WS. WSH. WF); 

• WA·gebundene Wohnungen 

dürfen aufgrund des Benennungsrechts gemäß§ 15 Abs. 1 Satz 3 HmbWoFG und§ 3 Abs. 4 

HmbWoBindG von Verfügungsberechtigten nur Wohnungsuchenden überlassen werden, die 

von dem örtlich zuständigen Bezirksamt benannt werden. Als Bescheinigung über die Wohnbe­

rechtigung dient der Dringlichkeitsschein oder die Benennung durch das zuständige Bezirksamt. 

Wird das Benennungsrecht nicht ausgeübt, haben die Verfügungsberechtigten die Wohnungen 

gemäß§ 16 Abs. 1 HmbWoFG zu überlassen. 
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Das Benennungsverfahren und ~itere Regelungen ergeben sich aus der Fachanweisung über 

die Versorgung von vordringlich Wohnungsuchenden mit \IVohnraum (siehe Teil I Ziffer 5. der 

Fachanweisung}. 

·WS-gebundene Wohnungen 

dürfen von Verfügungsberechtigten nur Wohnungsuchenden überlassen vverden, die eine 

Wohnberechtigungsbescheinigung nach§ 16 HmbWoFG/§ 5 HmbWoBindG vorlegen. 

• WSH-gebundene Wohnungen 

dürfen von Verfügungsberechtigten nur Ehepaaren/ Lebenspartnerschaften nach dem Lebens­

partnerschaftsgesetz mit der Absicht der Familiengründung im gemeinsamen Haushalt mit 

Wohnberechtigungsbescheinigung nach § 16 HmbWoFG/§ 5 HmbWoBindG, aus der ihre Zuge­

hörigkeit zu diesem Personenkreis hervorgeht, überlassen werden. 

Gleichgestellt zum Bezug dieser Wohnungen sind Familien , allein stehende Elternteile und Le­

bensgemeinschaften mit einem oder mehreren Kindern. Als allein stehende Elternteile sind ne­

ben ledigen, verwil'Neten und geschiedenen Personen auch getrennt lebende Ehegatten (§ 1567 

BGB) oder Lebenspartner anzusehen; eine Klage auf Scheidung bzw. ein Antrag auf Aufhebung 

der Lebenspartnerschaft muss nicht eingereicht, über eine Aufhebung der Ehe bzw. der Le­

benspartnerschaft nicht entschieden sein. Ei1n Scheidungsurteil/e ine Aufhebungserklärung muss 

nicht vorgelegt werden. 

WSH-Wohnungen, für die die Fördermittel ab 01.01.1975 bewilligt wurden, sind für die Dauer 

von zehn Jahren ab Bezugsfertigkeit gebunden. Nach Ablauf der WSH-Bindung gelten die 

Wohnungen als WS-Wohnungen. Für Wohnungen des städtischen Wohnungsunternehmens­

verbundes SAGA GWG bleibt die WSH-Bindlung jedoch bis zum Ende der Belegungs- und Miet­

bindungen bei WoFG-Wohnungen bzw. bis zum Ende der Eigenschaft öffentlich gefördert bei 

WoBindG-Wohnungen bestehen. 

-WF·gebundene Wohnungen 

sind Wohnungen, für die ein vertraglich eingeräumtes oder in der Förderzusage geregeltes Be­

setzungsrecht zugunsten eines Betriebes oder des öffentlichen Dienstes besteht. 

Es wird dem mitfördernden Betrieb zugunsten der Wohnungsversorgung seiner Betriebsangehö­

rigen zugestanden. Die Wohnberechtigung ist gleichwohl anhand der Wohnberechtigungsbe­

scheinigung nach§ 16 HmbWoFG/§ 5 HmbWoBindG nachzuvveisen. 

Die Regelungen in § 3 Abs. 5 HmbWoßindG betreffen Wohnungen, die mit Fördermitteln und 

mit Wohnungsfürsorgemitteln für Angehörige des öffentlichen Dienstes oder ähnliche Personen­

gruppen im Rahmen der bestehenden Fürsorgepflicht gefördert worden sind. Bei Ausübung die­

ses Besetzungsrechts entfällt die Übergabe einer Wohnberechtigungsbescheinigung. Allerdings 

darf das Besetzungsrecht nur ausgeübt werden, wenn die Voraussetzungen zur Erlangung der 

Wohnberechtigungsbescheinigung nach§ 16 HmbWcFG/§ 5 HmbWoBindG erfüllt sind. 
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Bei der Überlassung von Wohnungen an dlie oben genannten Personenkreise sind nach § 2 

Abs. 1 Nr. 1 HmbWoFG 

• Familien und andere Haushalte mit Kindern, 

• Menschen mit Behinderungen, 

• altere Menschen und 

• Studierende 

vorrangig zu berücksichtigen. 

Von allen Vermietungsvorgängen ist das jeweils zuständige Bezirksamt zu unterrichten. Es ent­

scheidet allein über alle Ausnahmen von den hier maßgeblichen Bestimmungen. 

Wird das Besetzungsrecht nicht ausgeübt oder ist es abgelaufen, haben die Vetfügungs­

berechtigten die Wohnungen gemäß§ 16 Abs. 1 HmbWoFG zu überlassen. 

5.2 Zusatzbindungen (BG, Bafrei [alt: BFJ, BafreiSenW [alt: RE, AWJ, Behfrdl) 

- BG-gebundene rollstuhlgerechte Wohnungen dürfen nur Haushalten überlassen werden, in de­

nen mindestens eine Person auf den Rollstuhl angewiesen ist. Die Benennung erfolgt aus­

schließlich durch das Bezirksamt Wandsbek, Soziales Dienstleistungszentrum. Diese Woh­

nungen entsprechen den Anforderungen der DIN 18025 Teil 1 in allen Teilen. 

- Bafrei (barrierefrei)-gebundene Wohnungen haben die Bewohnerinnen!BeV110hner in die Lage 

zu versetzen, von fremder Hilfe weitgehend unabhängig zu sein. Diese Wohnungen sind ins­

besondere für Blinde und Sehbehinderte, Gehörlose und Hörgeschädigte, Gehbehinderte, 

Menschen mit sonstigen Behinderungen. klein- und groß'MJchsige sowie für ältere Menschen 

(Seniorenhaushalte) , von denen im Regelfall mindestens eine Person das 60. Lebensjahr voll­

endet hat , vorgesehen. Hierzu zählen auch die BF-Bindungen im Bestand. Diese Wohnungen 

entsprechen den Anforderungen der DIN 18025 Teil 2 in allen Tei len. 

- BafreiSenW-gebundene Wohnungen sind älteren, vorrangig nicht mehr ervverbstätigen Perso­

nen bzw. Haushalten vorbehalten, bei denen mindestens eine Person das 60. Lebensjahr voll­

endet hat. Hierzu zählen auch die RE- und AW-Bindungen im Bestand (Wohnungen für Rent­

ner/Pensionäre/andere ältere Wohnungsuchende und Altenwohnungen). Diese Wohnungen 

entsprechen den Anforderungen der DIN 18025 Teil 1 oder Teil 2 in allen Teilen. 

- Behfrdl-gebundene Wohnungen haben die Bewohner in die Lage zu versetzen, von fremder 

Hilfe weitgehend unabhängig zu sein. Dies gilt insbesondere für Menschen, für die eine stufen­

lose Erreichbarkeit ihrer Wohnung erforderlich ist. Diese Wohnungen entsprechen den Anfor­

derungen der DIN 18025 Teil 1 oder Teil 2 nur zum Teil. 

Läuft der Vorbehalt für einen bestimmten Personenkreis aus, so richtet sich das Belegungsrecht, 

soweit nichts anderes bestimmt ist, nach den Ausführungen zu Nr. 5. bzw. 6. dieser Fachanwei­

sung. Das Auslaufen eines Vorbehaltes hat keine Auswirkungen auf bestehende Mietverhältnisse. 
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5.3 Überwachung der den Verfügungsberechtigten obliegenden Pflichten durch die Bezirksäm· 

ter [§§ 18 Abs. 2 Satz 1 und 18 Abs. 4 HmbWoFG sowie Förderz.usage für WoFG-Wohnunqen: § 18 

Abs. 4 HmbWoFG/§ 2 HmbWoBindG sowie § 3 Abs . 1 und 6 HmbWoBindG für WoBindG­

Wohnungen] (gilt für WoFG- und WoBindG-Wohnungen) 

Die Bezirksämter haben in geeigneter Weise zu überwachen, dass sowohl anhand der erstmali­

gen Mieterverzeichnisse als auch der Unterlagen bei Wiedervermietungen die bestimmungsge­

mäße Überlassung der Wohnungen durch die Verfügungsberechtigten erfolgt Insbesondere sind 

die Wohnberechtigungsbescheinigungen in einer Rücklaufkontrolle auf ihre Gültigkeit und darauf­

hin zu überprüfen, ob die angemessene Belegung im Hinblick auf die Wohnungsgröße auch per­

sonenbezogen dadurch dokumentiert wurde, dass der Einzug aller in der Bescheinigung aufge­

führten Personen bestätigt vvorden ist {Vordruck-Rückseite). Daneben ist im Rahmen der zu 

übenNachenden Belegungsbindung auf die bestimmungsgemäße Überlassung der Wohnungen 

an die dafür vorgesehenen Personengruppen zu achten. Sind die Verfügungsberechtigten ihren 

Verpflichtungen nach§ 18 Abs. 2 Satz 1 und§ 18 Abs. 4 HmbWoFG oder der Förderzusage bzw. 

für WoBindG-Wohnungen nach § 18 Abs. 4 HmbWoFG/§ 2 HmbWoBindG und § 3 Abs. 1 und 6 

HmbWoBindG offensichtlich nicht nachgekommen, sind sie aufzufordern, hierzu Stellung zu neh­

men bzw. bisher nicht übersandte Unterlagen unverzüglich beizubringen. 

Nur für WoBindG-Wohnungen: 

Nach der erstmaligen Vermietung haben die Verfügungsberechtigten innerhalb von zvvei Wochen 

nach Bezugsfertigkeit dem örtlich zuständigen Bezirksamt Mieterverzeichnisse für jedes Gebäude 

vorzulegen. Das Mieterverzeichnis hat die Lage der Wohnungen im Gebäude, die Größe der 

Wohnungen und die monatliche Miete nebst Umlagen zu enthalten. Dem Mieterverzeichnis sind 

die Wohnberechtigungsbescheinigungen beizufügen. Bei jeder Wiedervermietung ist die Wohnbe­

rechtigungsbescheinigung ebenfalls innerhalb einer Frist von zwei Wochen vorzulegen. 

6. § 4 HmbWoBindG: Sondervorschriften für Gebiete mit erhöhtem Wohnungsbedarf 
(gilt für WoBindG-Wohnungen) 

Die Verordnung des Senats zu § 5 a WoBindG gilt mit dem Inkrafttreten des HmbWoBindG nicht 

mehr. 

Frei werdende WA-gebundene Sozial\'VOhnungen dürfen nach den Aufteilungsplänen der BSUNVSB 

mit Ausnahme der Wohnungen, für die bei der ersten Überlassung ein Finanzierungsbeitrag gefordert 

werden durfte oder die als werkgeförderte Wohnungen anerkannt mrden sind, nur an Wohnungsu­

chende überlassen werden, die von den Bezirksämtern benannt werden (siehe Ausführungen zu Nr. 

5). 
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7. § 563 BGB und§ 16 Abs. 4 HmbWoFG/§ 3 Abs. 7 HmbWoBindG: Überlassung an Angehö­
rige (gilt für WoFG- und WoBindG-Wohnungen) 

7.1 beim Tod der Mieterin/des Mieters 

Das HmbWoFG sieht ein Erfordernis einer Wohnberechtigungsbescheinigung für Haushaltsange­

hörige, die nach dem Tod der Mieterin/des Mieters in das Mietverhältnis gemäß§ 563 BGB eintre­

ten, nicht vor. 

Nach§ 563 Abs. 1 BGB treten beim Tod der Mieterin/des Mieters die hausstandszugehörige Ehe­

gattin/der hausstandszugehörige Ehegatte oder die hausstandszugehörige Lebenspartnerin/der 

hausstandszugehörige Lebenspartner in das Mietverhältnis ein. Lebenspartnerinnen/Lebenspart­

ner in diesem Sinne sind gleichgeschlechtliche Partnerinnen/Partner, die eine Lebenspartner­

schaft nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz begründet haben. 

Nach§ 563 Abs. 2 BGB treten hausstandszugehörige Kinder der Mieterin/des Mieters in das Miet­

verhältnis ein, v;enn nicht die Ehegattin/der Ehegatte eintritt. Der Eintritt der Lebenspartnerin/des 

Lebenspartners bleibt vom Eintritt der Kinder unberührt. Andere hausstandszugehörige Familien­

angehörige treten in das Mietverhältnis ein, \IVenn nicht die Ehegattin/der Ehegatte oder die Le­

benspartnerin/der Lebenspartner eintreten. Dasselbe gilt für Personen, die mit der Mieterin/dem 

Mieter einen auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalt geführt haben, z.B. nichteheliche hete­

rosexuelle Lebenspartnerinnen/Lebenspartner. 

Voraussetzung ist, dass die Lebensgemeinschaft auf Dauer angelegt ist und sich u.a. durch innere 

Bindungen ausgezeichnet hat, die ein gegenseitiges Einstehen der P"rtnerinnen/Partner füreinan­

der begründen, die also über die Beziehungen einer reinen Haushalts- und Wtrtschaftgemein­

schaft hinausgeht. Von einer Lebensge~inschaft auf Dauer kann in der Regel ausgegangen 

werden, wenn sie bereits zwei Jahre bestanden hat. Die Prüfung soll im Regelfall anhand der Mel­

dedaten erfolgen. Hierzu ist eine EinVvi lligung dler antragstellenden Person einzuholen. 

Eine Überlassung an andere Familienangehöll'ige ohne Wohnberechtigungsbescheinigung ist zu­

lässig, wenn zuvor ein gemeinsamer Hausstand geführt wurde und nicht die Ehegattin/der Ehegat­

te oder hausstandszugehörige Kinder oder die Lebenspartnerin/der Lebenspartner der Miete­

rin/des Mieters, die wie oben ausgeführt nach § 563 BGB ein vorrangiges Eintrittsrecht haben, in 

das Mietverhältnis eint reten. 

7 .2 bei Auszug der Mieterin/des Mieters 

Wenn die Inhaberin/der Inhaber der Wohnberechtigungsbescheinigung oder die/der entsprechend 

Berechtigte aus der Wohnung ausgezogen ist, darf die/der Verfügungsberechtigte die Wohnung 

deren/dessen Haushaltsangehörigen im Sinne des § 5 HmbWoFG nur nach Maßgabe des § 16 

Abs. 1 WoFG bzw. § 3 Abs . 7 HmbWoBindG zum Gebrauch überlassen. 

In Fäl len, in denen Ehepartnerinnen/Ehepartner bzw. Lebenspartnerinnen/Lebenspartner, die die 

maßgebliche Einkommensgrenze überschreiten, in der Wohnung verbleiben wollen, gilt, dass 

Ehegattinnen/Ehegatten bzw. Lebenspartnerinnen/Lebenspartner beim Bezug einer Sozialwoh­

nung für die Amvendung des§ 16 Abs. 1 HmbWoFG bzw. § 3 Abs. 7 HmbWoBindG als gleichbe­

rechtigt anzusehen sind, unabhängig davon, vver in der Wohnberechtigungsbescheinigung als de-
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ren Inhaber aufgeführt ist. Bei BG-gebundenen Wohnungen gilt dieser Grundsatz nur, wenn die 

Ehegattin/der Ehegatte bzw. die Lebenspartnerinfder Lebenspartner selbst auf die Benutzung ei­

nes Rollstuhls angewiesen ist. Bei sonstigen Haushaltsangehörigen, die die maßgebliche Ein­

kommensgrenze überschreiten, ist zu prüfen, ob aus sozia len Gründen eine Ausnahme­

Wohnberechtigungsbescheinigung erteilt werden kann: diese soll im Falle von Alleinerziehenden 

regelhaft erteilt 'Narden. 

8. § 17 HmbWoFG: Höchstzulässige Miete (gilt für WoFG-Wohnungen) 

Die zulässige Miete einer nach dem WoFG/HmbWoFG geförderten Wohnung (Sozia lwohnung) be­

stimmt sich nach den Regelungen der Förderzusage der WK. 

9. § 17 HmbWoFG und§ 8 HmbWoBindG: Mietpreisrechtliche Überwachung der höchstzuläs­
sigen Miete bzw. der Kostenmiete durch die Bezirksämter 
(gilt für Wo FG- und W oBindG-Wohnungen) 

Bei WA-gebundenen Wohnungen ist die Höhe der in der Freimeldung genannten Miete/Kostenmiete 

auf Plausibilität hin zu überprüfen. 

Werden im Einzelfall, z.B. durch die Mietparteien, begründete Zweifel an der zulässigen Höhe der Mie­

te/Kostenmiete bekannt, hat das Bezirksamt die WK zu informieren, damit diese ggf. von den Verfü­

gungsberechtigten die Vorlage eines aktuellen Mietvertragesfeiner aktuellen Wirtschaftlichkeitsbe­

rechnung fordern kann. Soweit die Mieterin/der Mieter nicht ausdrücklich zugestimmt hat. muss so­

vvohl das Bezirksamt bei seiner Meldung an die WK als auch die WK bei der lnformationsabforderung 

vom Verfügungsberechtigten auf einen Personenbezug (Nennung von Mieternamen, Vorlage eines 

ungesch\'\lärzten Mietvertrages) verzichten . 

10. § 17 Abs. 1Satz2 HmbWoFG und§ 10 HmbWoBindG: Einmalige Leistungen 
(gilt für Wo FG- und WoBindG-Wohnungen) 

Für die Forderung von Finanzierungsbeiträgen sowie für die Sicherung von Ansprüchen von Verfü­

gungsberechtigten gegen Mietparteien, die sich aus dem Mietvertrag ergeben, gelten die in den För­

derzusagen/ Bewilligungsbescheiden, Darlehens- und Zuschussverträgen der WK enthaltenen Rege­

lungen. Für die Übernahme von Einrichtungs- und Ausstattungsgegenständen gilt§ 17 Abs. 1 Satz 2 

HmbWoFG i.V.m. § 10 Abs. 6 HmbWoBindG. 

Eine Koppelung von Mietverträgen mit der Vermietung von Garagen und Garagenstellplätzen ist nicht 

zulässig. Zulässig ist es dagegen, Mieter, die einen Pkw halten, zur Anmietung eines offenen Stell­

platzes zu verpflichte n bZI/'/. Mietern eine solche Verpfl ichtung aufzuerlegen, sobald diese einen Pkw 

halten. 

Soll in Einzelfällen von den oben genannten Regelungen abgeiMchen werden, bedarf dies der Ge­

nehmigung durch die WK. 

Einzahlungen auf Geschäftsanteile. z.B. Genossenschaftsanteile oder ähnliche Mitgliedsbeiträge, sind 

nach den Bestimmungen der Förderzusage bZI/'/. § 10 Abs. 1 Satz 2 HmbWoBindG zulässig. 
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Genossenschaftsanteile sollen grundsätzlich den Gesamtbetrag von 52,-- Euro/m2 Wohnfläche nicht 

überschreiten. Bel Verstößen der Verfügungsberechtigten ist 

bei WoFG-Wohnungen und bei WoBindG-Wohnungen, für die die Förderungsgrundsätze 2000 

oder spätere Förderungsgrundsätze gelten, die WK und 

bei sonstigen WoBindG-Wohnungen die BSU/VVSB einzuschalten. 

Die nach den Bestimmungen der Förderzusage bzw. § 10 Abs. 5 HmbWoBindG erlaubten Sicherheits­

leistungen sind für WoFG-Wohnungen und für WoßindG-Wohnungen, für die die Förderungsgrund­

sätze 2000 ff. gelten , ebenfalls zugelassen. Für die sonstigen WoBindG-Wohnungen gilt, dass Sicher­

heitsleistungen ab dem 26.02.2001 bei neu abzuschließenden Mietverträgen gefordert Vo1erden dürfen 

Die Sicherheitsleistungen dürfen grundsätzlich das 2,5fache der monatlichen Netto-Kaltmiete nicht 

überschreiten. Die zulässigen Arten der Sicherheitsleistungen sind in § 232 BGB aufgezählt. Nach 

§ 232 Abs. 2 BGB kann die Sicherheitsleistung auch in Form einer Bürgschaft erfolgen, wenn eine der 

in § 232 Abs. 1 BGB genannten Sicherheitsleistungen nicht möglich ist. Auch hier gilt aber die Be­

tragsbegrenzung aut 2,5 Monatsmieten (netto kalt). Die Forderung einer Barkaution !:!!!9 einer zusätz­

lichen Bürgschaft ist dagegen nicht zulässig. 

Die Forderung des Abschlusses einer Hausrat- und/oder Ha~pflichtversicherung im Zusammenhang 

mit der Überlassung einer öffentlich geförderten Wohnung ist nicht zulässig. 

11. § 18 Abs. 1Satz2 Nr. 1 HmbWoFG, § 6 Abs. 3 Satz 2 HmbWoBindG: Selbstnutzung 

Für WoBindG-Wohnungen gilt nach § 6 Abs. 3 Satz 2 HmbWoBindG, dass die Genehmigung zur 

Selbstnutzung zu erteilen ist, 'Nenn der Bauherr mindestens vier geförderte Wohnungen geschaffen 

hat, von denen er eine belM)hnen will, auch vvenn das Gesamteinkommen die maßgebliche Einkom­

mensgrenze übersteigt (Bauherren-Privileg). 

Abweichend davon setzt eine Genehmigung grundsätzlich voraus, dass die/der Verfügungsberechtigte 

und ihre/seine Haushaltsangehörigen die Voraussetzungen für die Erteilung einer Wohnberechti­

gungsbescheinigung (siehe Nr. 4.) erfüllen. Eine Genehmigung zur Selbstnutzung einer in eine Eigen­

tumswohnung umgewandelten WA-Wohnung, die nach dem Aufteilungsplan dem Benennungsverfah­

ren der Fachämter Grundsicherung und soziales unterliegt, ist Erwerberinnen/Eiwerbern nur zu ertei­

len, wenn diese dem zu benennenden Personenkreis angehören (vgl. § 16 Abs. 3 HmbWoFG}. Zu 

beachten ist insbesondere, dass eine Genehmigung nach § 6 Abs. 3 Satz 2 HmbWoBindG diesem 

Personenkreis nicht erteilt vverden kann, da dieser die Wohnungen nicht geschaffen hat. 

Für den Gesamtbestand gilt im Übrigen, dass eine genehmigungsfreie Selbstnutzung nicht mehr vor­

gesehen ist. Alle Ervwrberinnen/Erwerber benötigen eine Genehmigung zur Selbstnutzung (siehe Nr. 

16.3.2). 
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12. § 18 Abs. 1 Satz 2 Nm. 2 und 3 HmbWoFG: Nichtvermietung, Zweckentfremdung, bauliche 
Veränderung (g ilt für WoFG- undWoBindG-Wohnungen; vgl.§ 6 Abs. 3 HmbWoBindG) 

12.1 Nichtvermietung 

Neben einer Nichtvermietung steht eine Wohnung u.a. dann nach § 18 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 

HmbWoFG unberechtigt, d.h. nicht nur vorübergehend leer, 'M?nn zwar über die Wohnung ein 

Mietverhältnis besteht, sie aber von den Mi:eterinnen/Mietern und ihren Haushaltsangehörigen 

nicht (mehr) bewohnt wird. Eine lediglich vorübergehende Abwesenheit, z.B. wegen Krankheit 

oder Urlaub, ist unerheblich. Eine Genehmigung zum Leerstehenlassen darf nur in Ausnahme­

fällen und auch nur befristet erteilt werden. 

Vor der Erteilung einer Genehmigung zum Leerstand ist vorrangig zu prüfen, ob eine Vermie­

tung im Wege der Freistellung nach § 20 HmbWoFG (siehe Nr. 16.) erreicht vverden kann. 

12.2 Zweckentfremdung. bauliche Veränderung 

Geförderter Wohnraum im Sinne des HmbWoFG bzw. öffentlich geförderter Wohnraum im Sinne 

des HmbWoBindG muss grundsätzlich für Wohnzwecke erhalten bleiben. 

Zweckentfremdungsgenehmigungen sind daher nur unter Antegung eines strengen Maßsta­

bes und nach Einholung einer Stellungnahme der BSUJWSB zu erteilen. 

Die Zweckentfremdungsgenehmigung ist mi1 dem Hin\'\'9is zu versehen, dass sie nicht die nach 

anderen gesetzlichen Bestimmungen erforderlichen Genehmigungen ersetzt, insbesondere nicht 

die bauordnungsrechtlichen Genehmigungen. 

Bei Einzelprüfungen der Zweckentfremdung von Wohnungen in Großwohnanlagen ist der Stabi­

lisierung der Mieterstruktur und der Förderung der Infrastruktur besondere Bedeutung beizu­

messen. 

Das Verbot der Zweckentfremdung und der baulichen Veränderung, die dem Wohnraum die 

Eignung für Wohn21Necke nimmt, gilt für alle Vetfügungsberechtigten. Es erstreckt sich auch auf 

Teile einer Wohnung, selbst wenn sie weniger als die Hälfte der Wohnung ausmachen. 

Zu den baulichen Veränderungen, die dem Wohnraum die Eignung für Wohnzwecke nehmen, 

zählen auch der Abbruch und das Unbrauchbarmachen von Wohnraum. 

12.3 Nebenbestimmungen 

12.3.1 Befristung 

Wird eine Z1Neckentfremdungsgenehmigungr erteilt, ist sie - falls nicht ohnehin ein bestimmter 

Zeitraum feststeht - für die Dauer des beantragten Zweckes bzw. der persönlichen Ausübung 

der im Antrag bezeichneten Tätigkeit der Person, zu deren Gunsten die Genehmigung beantragt 

wird, zu befristen. Sie hat ferner die Auflage zu enthalten, dass bei Vornahme baulicher Verän­

derungen mit Beendigung der zweckfremden Nutzung die Eignung des Wohnraumes zu Wohn­

zwecken in der ursprünglich genehmigten Bauweise unverzüglich wiederherzustellen und der 

Wohnraum wieder Wohnungsuchenden zum Gebrauch zu überlassen ist. 
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12.3.2 Ausgleichszahlungen 

Die Zvveckentfremdungsgenehmigung kann unter der Verpflichtung zur Leistung von Aus­

gleichszahlungen erteilt werden, dabei ist efine laufende Ausgleichszahlung von 4,50 Euro mo­

natlich je m2 zweckentfremdeter Wohnfläche zu fordern. Die Ausgleichszahlung kann im Einzel­

fall auch weniger als 4,50 Euro je nr Wohnifläche monatlich betragen, wenn z.B. be1 gewerbli­

cher oder freiberuflicher Nutzung die Festsetzung einer Ausgleichszahlung in voller Höhe nach­

weislich zu einer Existenzgefährdung führen vvürde. Der Bet rag ist jevveils halbjährlich für den 

Zeitraum zu zahlen, fü r den die Wohnung zweckfremd genutzt wurde. 

Wird eine Z\IWckentfremdungsgenehmigung mit der Nebenbestimmung erteilt, dass die Verfü­

gungsberechtigten das Belegungsrecht an einer gleichwertigen bezugsfertigen, nicht preisge­

bundenen Ersatzvvohnung einräumen, sind entsprechend den Ausführungen zu Nr. 16.3.2 Aus­

gleichszahlungen nicht zu erheben. 

12. 3.3 Öffentlich-rechtlicher Vertrag/Ersatzwohnraum 

Die Genehmigung zum Abbruch oder zur baulichen Veränderung kann mit der Auflage erteilt 

werden, dass sich die Verfügungsberechtigten in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag neben der 

unverzüglichen Vornahme des Abbruchs verpflichten, der zuständigen Stelle mindestens in gle i­

chem Umfang Belegungsrechte für andere nicht gebundene Wohnungen (Ersatzwohnungen) 

einzuräumen. 

Dieser Vertrag ist durch Vertragsstrafen zu sichern- Die Verfügungsberechtigten haben sich in­

soweit der sofortigen Vollstreckung nach § 61 des Hamburgischen Verwaltungsverfahrensge­

setzes in der jeweils geltenden Fassung zu untervverfen. Maßstab für die Höhe der Vertragsstra­

fe sind die zur Schaffung angemessenen neuen Ersatzw::ihnraums im geförderten Wohnungs­

bau einzusetzenden Fördermittel. In der Regel ist die Quadratmeterzahl der abzubrechenden 

Fläche mit 1.270 Euro zu multiplizieren. 

Soweit eine Zweckentfremdungsgenehmigung im überwiegenden öffentlichen Interesse erteilt wird, ist 

im Regelfall auf Auflagen zu verzichten. 

Im Falle einer Zweckentfremdung ist die WK berechtigt, gewährte Fördermittel je nach Einzelfall ganz 

oder anteilig zurlickzufordern oder laufende Zuschüsse ganz oder befristet einzustellen. Auf diese 

Möglichkeit ist der Antragsteller im Vorfeld einer evtl. Genehmigung hinzuweisen_ 

Im Übrigen wird auf das Erläuterungsrundschreiben zur Durchführung des Hamburgischen Wohn­

raumschutzgesetzes (HmbWoSchG) [siehe Ziffern 9 ff.) verwiesen, das sinngemäß anzuwenden ist, 

soweit es dem HmbWoFG nicht entgegensteht. 

13. § 1 B Abs. 2 Satz 2 HmbWoFG und§ 3 Abs. 8 HmbWoBindG: Kündigungs· und Räumungs­
verlangen (gilt für WoFG- und WoBindG-Wohnungen} 

Bei Vermietung des Wohnraums an einen nicht berechtigten Wohnungsuchenden bzw. bei Verstoß 

gegen die Vorschriften des § 16 Abs. 1 HmbWoFG bzw. § 3 Abs. 2 bis 5 und 7 HmbWoBindG haben 
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die Bezirksämter je nach Art und Schwere einer Zuwiderhandlung und je nach dem Gewicht des öf­

fentlichen Interesses an den Bindungen abzuwägen, ob eine Kündigungs- oder Räumungsanordnung 

nach§ 18 Abs. 2 Satz 2 HmbWoFG bzw. § 3 Abs. 8 HmbWoBindG zu erlassen ist. Danach kann es 

im Einzelfall vertretbar sein, sofort eine Anordnung zu erlassen oder aber zunächst abzuwarten. ob 

nach § 24 Abs. 2 HmbWoFG bzw. § 24 HmbWoBlndG von der WK erhobene Geldleistungen die Ver­

fügungsberechtigten dazu veranlassen, das Mietverhältnis mit Nichtwohnberechtigten zu beenden. 

Auch im Fall der Anordnung kann die zuständig~ Stelle (WK) von Verfügungsberechtigten bis zur 

Räumung Geldleistungen nach§ 24 Abs. 2 HmbWoFG bzw. § 24 HmbWoBindG erheben. 

Vor einer Kündigungs- und Räumungsanordnung ist bei einer Vermietung an Wohnungsuchende oh­

ne Wohnberechtigungsbescheinigung zunächst die Mieterin/der Mieter zu einem nachträglichen An­

trag auf Erteilung einer Bescheinigung aufzufordern. Sofern die Voraussetzungen erfüllt werden, ist für 

die Zukunft eine Wohnberechtigungsbeschein igung zu erteilen. Von Verfügungsberechtigten sind ggf. 

Geldleistungen nach § 24 Abs. 2 HmbWoFG bzw. § 24 HmbWoBindG nur noch für die Zeit bis zur 

Erteilung der Wohnberechtigungsbescheinigung zu erheben. Werden die Einkommensvoraussetzun­

gen nicht erfüllt. sollte geprüft werden, ob die Wohnung von den Bindungen freigestellt werden kann 

(siehe Ausführungen zu Nr. 16.) 

Von einer Kündigungs- und Räumungsanordnung kann abgesehen werden in den Fällen, in denen 

ggf. die in der Wohnberechtigungsbescheinigung nach§ 16 HmbWoFG/§ 5 HmbWoBindG genannte 

Wohnfläche überschritten wird, der Weiternutzung aber keine w:>hnungswirtschaftlichen Interessen 

entgegenstehen. 

Ist der Verstoß, den Verfügungsberechtigte mit der Überlassung der Wohnung an Nichtberechtigte 

begangen haben, nicht (für die Zukunft) heilbar und die Beendigung des Mietverhältnisses nicht als­

bald durch eine Künd igung zu erreichen, kann, anstatt die Kündigungsanordnung gegenüber Verfü­

gungsberechtigten zu erlassen, auch die Räumung der Wohnung durch die Mietparteien angeordnet 

werden. Unter „alsbald" ist eine Frist von vier Monaten zu verstehen. Diese vier Monate rechnen bis 

zur vertraglichen Beendigung des Mietverhältnisses; Räumungsfristen sind nicht mitzurechnen. Mit 

dem Räumungsverlangen gegenüber nichtberech1igten Mietparteien muss jedoch nicht generell vier 

Monate gewartet werden. Ist vorauszusehen. dass Verfügungsberechtigte nicht innerhalb dieses Zeit­

raumes mit einer Kündigung die Beendigung des Mietverhältnisses erreichen, kann die Räumung so­

fort verlangt werden. 

W ird nach§ 18 Abs. 2 Satz 2 HmbWoFG bzw. § 3 Abs. 8 HmbWoBindG von Verfügungsberechtigten 

die Kündigung des Mietverhältnisses gefordert, werden sie nicht durch den Kündigungsschutz für 

Wohnraum an der Kündigung gehindert. Vielmehr haben Verfügungsberechtigte ein berechtigtes Inte­

resse an der Beendigung des Mietverhä ltnisses im Sinne des§ 573 Abs. 1 BGB, wenn die zuständige 

Stelle die Kündigung des Mietverhä ltnisses verlangt . Von einer Räumungsanordnung soll abgesehen 

werden, vvenn Räumungsklagen von Verfügungsberechtigten aufgrund von § 574 BGB abgelllllesen 

worden sind. 
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Kündigungs- bzw. Räumungsanordnungen sollen ausgesprochen vverden, wenn die Wohnung als 

Zvveitv./ohnung genutzt wird und aus diesem Grund die Wohnberechtigungsbescheinigung aUfgehoben 

\l\fOrden ist. 

14. § 18 Abs. 5 Satz 1 HmbWoFG/§ 2 HmbWoBindG: Mitteilungspflicht der Verfügungsbe· 
rechtigten bei Veräußerung und Umwandlung gebundener Wohnungen und Unterrichtung der 
Mieter bei Umwandlung gebundener Mietwohnungen in Eigentumswohnungen 
(gilt für Wo FG- und WoBindG-Wohnungen) 

Die Mitteilungspflicht des Verfügungsberechtigten nach § 18 Abs. 5 Satz 1 HmbWoFG gegenüber 

dem örtlich zuständigen Bezirksamt beginnt mit der Beurkundung der Teilungserklärung. In der Regel 

kann davon ausgegangen werden, dass Verfügungsberechtigte ihrer Mitteilungspflicht „unverzüglich" 

nachkommen, wenn die Mitteilung innerhalb von zvvei Wochen seit Beurkundung der Teilungserklä­

rung erstattet 'Nird. 

Unter der Begründung von Wohnungseigentum ist der gesamte Vorgang zu verstehen , der zur Bil­

dung von Wohnungseigentum notwendig ist und der den Zeitraum von der Beurkundung der Tei­

lungserklärung oder der vertraglichen Einräumung von Sondereigentum bis zum Anlegen der Woh­

nungsgrundbuchblätter umfasst. 

Die Bezirksämter können auf Anfragen von Mieterinnen und Mietern, die ein berechtigtes Interesse 

geltend machen, Auskunft erteilen über Umwandlungen/Veräußerungen von geförderten Wohnungen, 

sofern der jeweilige Verfügungsberechtigte dieser Datenübermittlung nicht ~dersprochen hat. Dem 

Verfügungsberechtigten ist innerhalb einer Frist von 3 Wochen Gelegenheit zum Widerspruch einzu­

räumen. Die Bezirksämter können die Mieter über die Rechtsfolgen der Umvvandlung und Veräuße­

rung umfassend informieren (Merkblatt der BSU). Sie können Mieterinnen und Mieter, Mietergemein­

schaften und ggf. Mietervereine bei deren Bemühungen zur Informat ion unterstützen. Sie haben je­

doch keine Rechtsberatung nach den Umständen des Einzelfalles auszuüben. 

Die Unterrichtung der Mieterinnen und Mieter durch die Bezirksämter bezieht sich auf die Rechts­

vorschriften, die im Falle der Umivandlung zum Schutz von Mieterinnen und Mietern gelten. Hierzu 

zählen insbesondere der§ 18 Abs. 5 Satz 2 HmbWoFG, ferner die§§ 573, 577 und 577 a BGB ver­

bunden mit der Verordnung zur Verlängerung der Kündigungsschutzfrist für Wohnraum vom 

27.01 .2004 (HmbGVBI. S. 30). 

Die Kündigung aufgrund von Eigenbedarf nach § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB durch Ervverberin­

nen/Erwerber einer in eine Eigentumswohnung umgewandelten Sozialwohnung ist gemäß§ 18 Abs. 5 

Satz 2 HmbWoFG/§ 2 HmbWoßindG nicht zulässig, solange der Wohnraum gebunden ist bzw. als 

öffentlich gefördert gilt. 
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15. § 19 Abs. 1 HmbWoFG und§ 16 HmbWoBindG: Ende der Belegungs- und Mietbindungen 
bei WoFG-Wohnungen bzw. Ende der Eigenschaft „öffentlich gefördert" bei WoBindG­
Wohnungen bei vorzeitiger freiwilliger Rückzahlung der Fördermittel (Nachwirkungsfrist) 
(gilt für Wo FG- und W oBindG-Wohnungen) 

Für den Fall, dass die Fördermittel von den Verfügungsberechtigten vorzeitig freivvillig zurückgezahlt 

worden sind, unterliegen die Wohnungen nach den Bestimmungen der Förderzusage weiter den Be­

legungs- und Mietbindungen bzw. gelten nach§ 16 HmbWoBindG vveiter als öffentlich gefördert wäh­

rend der so genannten Nachwirkungsfrist bis zum Ablauf des zehnten Kalenderjahres nach dem Jahr 

der Rückzahlung. Während der Nachwirkungsfris:t gelten alle Vorschriften des HmbWoFG und des 

HmbWoBindG unverändert fort. Die Wohnungen dürfen nach Maßgabe der Förderzusage bzw. der 

Förderungsgrundsätze der WK auch für die Dauer der Nachwirkungsfrist nicht in Eigentumswohnun­

gen umgewandelt vverden. 

Die Frist gilt jedoch längstens bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem die Fördermittel planmäßig 

getilgt \i'oi'Orden wären. Bestehen Zvveifel darüber. ob eine Wohnung mit Mitteln der sozialen Wohn­

raumförderung bzw. mit öffentlichen Mitteln gefördert wurde oder noch als belegungs- und mietgebun­

den bzw. öffentlich gefördert gilt, ist die WK zur Klärung einzuschalten. Nach Ablauf der Dauer der 

Belegungs- und Mietbindungen bzw. mit dem Ende der Eigenschaft „öffentlich gefördert" entfallen die 

Bindungen nach den Vorschriften des HmbWoFG und des HmbWoBindG. Eine Beendigung des lau­

fenden Mietverhältnisses ist damit jedoch nicht verbunden. Ebenso wenig dürfen Mietverträge auf den 

Zeitpunkt des Auslaufens der Bindung befristet werden. 

16. § 20 HmbWoFG: Einzelfreistellungen von Belegungsbindungen 
(gilt für Wo FG- und WoBindG-Wohnungen; vgl.§ 6 Abs. 1 HmbWoBindG) 

Eine Freistellung von Belegungsbindungen kann nur unter den Voraussetzungen des § 20 HmbWoFG 

erfolgen. Nach§ 6 Abs. 1 HmbWoBindG ist diese Vorschrift fü r WoBindG-Wohnungen entsprechend 

anzuwenden. 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass die durch Einsatz von Fördermitteln geschaffenen Woh­

nungen für die Versorgung der Wohnberechtigten zur Verfügung stehen müssen und das persönliche 

oder wirtschaftliche Interesse von Verfügungsberechtigten oder Dritten nicht vorrangig ist. Eine Frei­

stellung kann nur erfolgen, wenn im Einzelfall die vvohnungswirtschaftlichen Verhältnisse dies zulas­

sen. 

§ 20 HmbWoFG rege lt die Voraussetzungen, unter denen Verfügungsberechtigte von den Verpflich­

tungen nach§ 16 Abs. 1 und§ 18 Abs. 1 bis 6 HmbWoFG fre igestellt -werden können. Während§ 18 

HmbWoFG auch subjektbezogen auf die Person des Antragstellenden und ihrer Haushaltsangehöri­

gen mit darauf gegründeten Ausnahmetatbeständen abstellt, kann eine Freistellung Verfügungsbe­

rechtigten nach§ 20 Abs. 3 HmbWoFG nur objektbezogen für bestimmte Wohnungen erteilt werden. 

Nach den Bestimmungen des HmbWoFG kann sich die Freistellung auf 

die Nichteinhaltung der Einkommensgrenze (§ 8 Abs. 2 i.V.m § 16 Abs. 3 HmbWoFG), 

die nicht angemessene Wohnungsgröße(§ 9 m.V.m. § 16 Abs. 3 HmbWoFG), 

den nicht in§ 5 bzw. § 16 Abs. 3 HmbWoFG genannten Personenkreis oder 



- 32 -

den Vorbehalt für einen bestimmten Personenkreis(§ 16 Abs. 3 HmbWoFG) 

beziehen. 

Von den sonstigen Bindungen - insbesondere der Mietpreisbindung - kann nicht freigestellt werden. 

Der Anwendungsbereich der Freistellungsregelung nach § 20 HmbWoFG überschneidet sich mit dem 

der Vermeidung einer besonderen Härte nach§ 16 Abs. 3 Satz 3 HmbWoFG. Die Vorschriften haben 

übereinstimmend den Inhalt, ausnahmsweise den Bezug einer Sozialwohnung zu erlauben, ob>M:>hl 

die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür nicht erfüllt werden. Die Ausstellung einer Ausnahme­

Wohnberechtigungsbescheinigung ist vorrangig in Betracht zu ziehen, wenn Wohnungsuchende we­

gen der Ausstattung auf eine bestimmte Wohnung angewiesen sind, z.B. auf eine behindertengerech­

te Wohnung für Rollstuhlbenutzerinnen!Rollstuhlbenutzer (siehe Nr. 4.4.2.1). Ausnahme­

Wohnberechtigungsbescheinigungen kommen nur in Betracht für Wohnungsuchende, die die maß­

gebliche Einkommensgrenze überschreiten, in keinen vverteren Fällen. 

16.1 Öffentliches Interesse (gilt für WoFG- und WoBindG-Wohnungen; vg l. § 6 Abs 1 HmbWoBindG) 

Ein überwiegendes öffentliches Interesse (vgl. § 20 Abs. 1 Nr. 2 HmbWoFG) liegt insbeson­

dere vor, wenn die Freistellung der Schaffung oder Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen 

dient (vgl.§ 20 Abs. 1 Nr. 2, 1. Fall HmbWoFG}. [Vor Erteilung der Freistellungsgenehmigung ist 

durch das Bezirksamt zu prüfen, ob das Ziel der Erhaltung oder Schaffung stabiler Bewoh­

nerstrukturen durch eine Übertragung von Belegungs- und Mietpreisbindungen (§ 21 Abs. 1 

HmbWoFG} erreicht werden kann. Ggf. ist die BSU/WSB einzuschalten.] 

16.2 Interesse der Verfügungsberechtigten oder von Dritten (gilt für WoFG- und WoBindG­
Wohnungen; vgl. § 6 Abs. 1 HmbWoBindG) 

Ein überwiegendes berechtigtes privates Interesse der Verfügungsberechtigten oder von Dritten 

(vgl. § 20 Abs. 1 Nr. 2 . 2. Fall HmbWoFG} an der Freistellung kann nur dann angenommen wer­

den, wenn dringende, sachlich gerechtfertig1e Gründe bestehen, die gegenüber dem allgemei­

nen öffentlichen Interesse an der Erhaltung der Wohnungen für die Wohnberechtigten überwie­

gen. 

Eine Freistellung kann z.B. in Betracht kommen, vvenn für eine Wohnung trotz nachgewiesener 

intensiver Bemühungen, z .B. durch Vorlage von Vermietungsanzeigen, über einen angemesse­

nen Zeitraum keine Wohnberechtigten mit der erforderlichen Wohnberechtigungsbescheinigung 

gefunden werden konnten (schriftliche Bestätigung der Verfügungsberechtigten). Davon ist ins­

besondere auszugehen, wenn die Wohnung bereits mindestens 2 Monate bei einer angemes­

senen Mietforderung nicht vermietet ist und ke ine Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass Woh­

nungsuchende ohne hinreichenden Grund abgelehnt worden sind. 

Das Interesse von Arbeitgebern, insbesondere bei vverkgeförderten Wohnungen, rechtfertigt in 

der Regel keine Freistellung zugunsten von nichtberechtigten Werksangehörigen. Das Interesse 

kann jedoch überwiegen. wenn Personal untergebracht werden soll , das wegen der Art seiner 

Tätigkeit, insbesondere seiner ständigen Dienstbereitschaft auch außerhalb der Arbeitszeit in 
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einem bestimmten Gebäude bzw. seiner unmittelbaren Nähe wohnen muss. z.B. Hausmeister-, 

Heimleitungs- oder Wachpersonal. 

Ein über\11.Äegendes berechtigtes Interesse von Dritten kann gegeben sein in Fällen, in denen 

Haushalte ausnahmsweise mit gefördertem Wohnraum versorgt \Nerden sollen und eine Aus­

nahme-Wohnberechtigungsbescheinigung nicht erteilt werden kann. z.B. bei nicht 11VOhnberech­

tigten Ausländern (siehe auch oben Nr. 4 .3) . 

16.3 Nebenbestimmungen {Befristung, Bedingung, Auflage) (g ilt für WoFG- und WoBindG­
Wohnungen; vgl. § 6 Abs. 1 HmbWoBindG) 

Die Freistellungsgenehmigung ist für die Dauer der Nutzung durch die Mietpartei, zu de­

ren Gunsten sie erteilt wurde, zu befristen. 

Freistellungsgenehmigungen sind grundsätzlich mit Auflagen zu versehen. Von einem Aus­

gleich kann abgesehen ~rden bei einer Freistellung nach§ 20 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 

auf Grund eines überwiegenden öffentlichen Interesses oder eines übetwiegenden privaten Inte­

resses in dem Fall , dass trotz nachgewiesener angemessener Bemühungen des Verfügungsbe­

rechtigten eine Nachfrage aus dem Kreis der berechtigten Wohnungsuchenden nicht vorliegt 

(siehe Nr. 16.2). 

16.3.1 Einräumung eines Belegungsrechts an einer anderen Wohnung für die Dauer 
der Freistellung 

16.3.2 Geldausgleich in angemessener Höhe 

Erfolgt eine Freistellung mit der Auflage, dass die Verfügungsberechtigten das Bele­

gungsrecht an einer gleichwertigen bezugsfertigen, nicht preisgebundenen Ersatzwoh­

nung einräumen, sind Ausgleichszahlungen nicht zu erheben. Gleiches gllt, vvenn eine 

Freistellungsgenehmigung zugunsten wohnberechtigter Haushalte erteilt wird. 

Im Übrigen kann eine laufende Ausgleichszahlung von bis zu 2,50 Eurormz Wohnfläche 

mtl. festgesetzt werden. Bei der Festsetzung der Ausgleichszahlung ist zu berücksichti­

gen, ob die/der Verfügungsberechtigte nach Kenntnis des Bezirksamtes die Aus­

gleichszahlung im Rahmen mietrechtlicher Vereinbarungen an die Mieterin/den Mieter 

weitergibt. Weiterhin sind die Lage und Ausstattung der betreffenden Wohnung und die 

finanzielle Situation des jeweiligen Haushalts zu berücksichtigen. Dabei haben die Be­

zirksämter die Möglichkeit, die Aus.gleichszahlungen nach folgender Maßgabe festzu­

setzen: 

• 0,50 Euro/m 2 Wohnfläche monatlich bei Überschreitung der Einkommensgrenze um mehr als 

40 v.H„ 
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• 1 Euro/m' Wohnfläche monatllch bei einer Überschreitu ng der Einkommensgrenze um mehr als 

55v.H„ 

• 1,50 Euro/m• Wohnfläche monatlich bei einer Überschreitung der Einkommensgrenze um mehr als 

70 v.H., 

• 2 Euro/m2 Wohnnäche monatlich bei einer Übersch reitu ng der Einkommensgrenze um mehr als 

85 v.H .. 

• 2,50 Eur0Jm2 Wohnfläche monatlich bei einer Überschreitung der Einkommen$9renze um mehr als 

100 v.H. 

Die Belastung, die sich aus der Netto-Kaltmiete zuzüglich der Ausgleichszahlung ergibt, 

darf den für die jeweilige Wohnung maßgeblichen Mittelwert des Hamburger Mieten­

spiegels für normale Wohnlage nicht überschreiten. In Fällen, in denen das maßgebli­

che Mietenspiegel-Feld keinen Wert ausweist, können die Bezirksämter eine Kappung 

nach eigenem pflichtgemäßen Ermessen vornehmen. 

Wird den Bezirksämtern bekannt, dass bei Mieterinnen/Mietern, die vermieterseits mit 

der Ausgleichszahlung belastet vvurden, Einkommensverringerungen eingetreten sind, 

sollen die Ausgleichszahlungen angemessen reduziert bzw. aufgehoben vverden, -vvenn 

die Einkommensgrenze nach§ 8 HmbWoFG nicht mehr überschritten wird. 

Bestehende Bescheide, aufgrund derer Mieterinnen/Mieter Ausgleichszahlungen an 

das zuständige Fachamt Grundsicherung und Soziales leisten, sollen auf Antrag ent­

sprechend der in dieser Fachanweisung getroffenen Regelungen geprüft und die Aus­

gleichszahlungen ggf. herabgesetzt werden. 

Kommt eine Freistellungsgenehmigung zur Selbstnutzung einer den Verfügungsberech­

tigten gehörenden Eigentums'WOhtnung in Betracht, die durch Umwandlung einer 

WoFG-Wohnung bzw. einer WoBindG-Wohnung entstanden ist, ist diese von einer 

Ausgleichszahlung abhängig zu machen, die für die Zeit von Beginn der Eigennutzung 

an bis zum Ende der Nachwirkungsfrist festzusetzen ist. Für den hierfür zugrunde zu 

legenden Betrag pro m2 Wohnfläche gelten die oben genannten Regelungen - mit Aus­

nahme der Begrenzung auf den Mittelwert des Mietenspiegels - entsprechend. 

Sonstiger Ausgleich 

Ein sonstiger Ausgleich durch den Verfügungsberechtigten kann z.B. in Form von zu­

sätzl ichen sozial betreuerischen Maßnahmen, Einrichtung von Pförtnerlogen, zusätzli­

chen Wohnumfe ldverbesserungen o .ä . geleistet werden. 

17. § 23 Abs. 1 HmbWoFG: Datenerhebung (gilt für WoFG- und Wo8indG-Wohnungen; vgl. § 2 
HmbWoBindG) 

Die Bezirksämter erfassen die im Aufteilungsplan der BSUJWSB aufgeführten geförderten WoFG­

Wohnungen bzw. die öffentlich geförderten WoBindG-Wohnungen einschließlich der festgelegten 

Z~ckbindungen (siehe Nr. 5. 1 und 5.2) datei- und aktenmäßig (Wohnraumdatei [\NRO] und Akte) . 

Die Unterlagen sind auf dem laufenden zu halten. 
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Folgende Angaben sind aufzunehmen: 

Bezeichnung des Grundstücks und der Wohnung: 

• Ortsteil, Statistisches Gebiet, Straße, Hausnummer, Stockwerk, Lage der Wohnung, ggf. Woh-
nungsnummer 

• Datum der Bezugsfertigkeit der Wohnung 
• Namen der jeweiligen Wohnungsinhaber, Personenzahl und jeweiliges Bezugsdatum; 

Verfügungsberechtigte, ggf. Verwalter(in) mit Namen, Anschrift, Telefon- und Faxnummer; 

Gebäudeart: Mehrfamilienhaus mit Fahrstuhl - MF, ohne Fahrstuhl - MO. Reihenhaus - RH, Ein­
familienhaus - EH; 

Wohnungsart: Mietwohnung - M. Genossenschaftswohnung - G, Eigentümerwohnung - E, Eigen­
tumsvvohnung - EW; 

Art der Zweckbindung: siehe Nr. 5 .1 und 5.2 dieser Fachanweisung; 

Genossenschaftsanteile und Sicherheitsleistungen. soweit sie in Betracht kommen bzw. zugelas­
sen sind; 

Bewilligungsdatum und Aktenzeichen (WK- bzw. Antrags-Nr.) der Förderung gemäß Aufteilungs­
plan der BSUJWSB; 

Förderweg 

Ende der Belegungs- und Mietbindungen bei WoFG-Wohnungen bzw. Ende der Eigenschaft „öf­
fentlich gefördertu bei WoBindG-Wohnungen bei freiwill iger vorzeitiger Rückzahlung der Förder­
mittel gemäß Regelung in der Förderzusage (vgl. § 19 Abs. 1 HmbWoFG) bzw. § 16 
HmbWoBindG; 

Gesamtfläche der Wohnung sowie Größe der einzelnen Wohnräume sowie Küche und Neben­
räume in Quadratmetern. 

Auf Verlangen der Bezirksämter haben die Verfügungsberechtigten Auskünfte zu erteilen und Einsicht 

in die Unterlagen zu ge\J\l'ähren (§ 18 Abs. 4 HmbWoFG/§ 2 HmbWoBindG). 

18. § 24 Abs. 2 HmbWoFG und§ 24 HmbWoBindG: Maßnahmen der WK bei Gesetzesverstö­
ßen (gilt für WoFG- und WoBindG-Wohnungen, vgl . § 24 HmbWoFG und§ 24 Hrnl:M/oBindG) 

Wenn Verfügungsberechtigte schuldhaft gegen die Bestimmungen der§§ 16 Abs. 1, 17 oder 18 Abs. 

1, 2 und 5 HmbWoFG bzw. der §§ 3, 6 Abs. 3, 8 Abs. 1 und 39, 9 a, 10 oder 21 HmbWoBindG oder 

gegen die nach§ 4 HmbWoBindG erlassenen Vorschriften verstoßen, sind Festsetzungen von Geld­

leistungen durch die WK geboten. Die Bezirksämtter/Fachämter für Grundsicherung und Soziales tei­

len ihr deshalb jeden nicht nur unerheblichen Verstoß mit, von dem sie Kenntnis erhalten. 

Hat die WK ~gen eines Verstoßes gegen die in § 24 Abs. 2 HmbWoFG bzw. § 24 HmbWoBindG 

genannten Vorschriften einen Leistungsbescheid erlassen, übersendet sie dem örtlich zuständigen 

Bezirksamt eine Ausfertigung dieses Bescheides. Auf Anforderung wird sie nach den in der Zusam­

menarbeit mit den Bezirksämtern geübten Gepflogenheiten den Vorgang mit den Berechnungsunter­

lagen zur Verfolgung und Ahndung als Ordnungsv-.ndrigkeit dem örtlich zuständigen Bezirksamt zur 

weiteren Veranlassung zusenden. 



- 36 -

19. § 24 Abs. 1 HmbWoFG und § 25 HmbWoBindG: Maßnahmen der Bezirksämter bei Ord· 
nungswidrigkeiten (gilt für WoFG- und für WoBindG-Wohnungen) 

Die Bezirksämter können die schuldhafte Verletzung der genannten Verpflichtungen unabhängig von 

und neben den Maßnahmen der WK nach§ 24 Abs. 2 HmbWoFG bzw.§ 24 HmbWoBindG mit Geld­

bußen ahnden. 

Bei der Verhängung einer Geldbuße, die sich auf denselben Verstoß und auf denselben Zeitraum wie 

der von der WK erlassene Leistungsbescheid bezl:eht, kommt dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

besondere Bedeutung zu. Im Ergebnis dürfte ein Verzicht auf die Verhängung einer zusätzlichen 

Geldbuße in diesen Fallen eher die Regel sein. 

Ergänzend wird auf das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der jewei ls geltenden Fassung verwie-

sen. 

Nur für WoBindG-Wohnungen: Ein Entgelt ist „wesentlich höher" im Sinne des § 25 Abs. 3 

HmbWoBindG, wenn es das zulässige Entgelt um mindestens 10 v.H. übersteigt. § 24 Abs. 1 Nr. 2 

HmbWoFG bzw. § 25 Abs. 1 Nr. 4 HmbWoBindG gehen als Sondervorschriften dem § 5 des Wirt­

schaftsstrafgesetzes 1954 in der jeweils geltenden Fassung vor. 

20. Statistische Erfassung und Berichtswesen 

Die Bezirksämter haben halbjährlich zu den Stichtagen 30.06. und 31.12. die Fallzahlen der erteilten 

Wohnberechtigungsbescheinigungen nach § 16 HmbWoFG und Tauschbescheinigungen sowie der 

versorgten Haushalte nach dem von der BSU vorgegebenen Muster zu übersenden. Die Bezirksämter 

haben der BSU außerdem jährlich über die Fallzahlen der mit Auflagen zur Leistung einer Aus­

gleichszahlung erteilten Freistellungsgenehmigungen m~ Benennung der jeweiligen Belegenheiten 

sowie die daraus ervvachsenen Einnahmen zu berichten_ Sie berichten unverzüglich, wenn außerge­

wöhnliche Entwicklungen deutlich vverden. 

21. Schlussbestimmungen 

Diese Fachanweisung tritt am 1. April 2012 in Kraft und am 3-1 .12.2017 außer Kraft. 
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Anlage 1: Auszug aus dem WoGG 

~u 
.J alwesei nkcm1 men 

( l ) Das Johrc:s~mkomrn~n dncs :w br::rüd::;ichtigr::ndr::n Ilaushultsmit~hc:lks 1st ~·orbdmltlich de:; ,\bsatzo::>s 3 die: Summc: dr::r 
positivcn L::inlilntk im Sinne dc:s ~ 2 ;\bs. l und ~ d\~S .t::inkommcnst<.~Ul'rg\'S0t2l'S zt1züglich der Emnahmcn nach ,\bsatz 2 
ahzüg lich der .:\hzugshcträgc für Steuern und Sozialvl't-sicherungsbeitriigc (§ lti). J·ki den Einkünften im Sinne des § 2 ;\hs. 
1 Satz l Nr 1 h1s .1 J..:s Einkommcnstcw:rgi.:s..:t:l.i.:s isl § 7 g Abs. l bis -1 unJ 7 d..:s Einkom 111~,nskui.:rgi.:s..: l:1.cs n1(;h! an1.u­
wenden. 'Ein Ausgleich mit nt!g;itiven EinkünCten ilLLS ;mJcrcn ~mku.nllsarkn otkr mit neg}lt1vcn Emkünllen des :t.us;im­
mem•eranlu~len Ehe~ultr::n ist nicht zulässig_ 

(2) Zum .l~hrescinkommcn gehören: 

1. <ler TIJolt:h § 19 .A.bs. ~ Lu1tl § 2~ Nr 4 SHl:t. 4 BuchsU..he h <les Einkommensteuergesetzes steuerfrc1r:: Belmg von Versor­
gung.-;bez.ügen: 

2. <lit: einkmnmt:nAAhhiingigen, mich§ 3 Kr. 6 tlt:s Emkommc:nslt:Llergesd:t.<!S steur::rfrt:it:n R.:;-.üge, Jie aur eirund gr::set;;.l i­
cho::r Vor:)chrirten au:> ölfrnthchc:n lvlitkln vr:: rsorgung:>halber an \:\:c:hr- uml Zh•ildic:n:;Lbe:>chac.hgk oder ihre IIintcrbho::b.:­
nen, Knegsbesc.häcligte und hnegshinte1bliebene sowie ihnen gle1chgesc.ellre- Pe-rsonen gezahlt we-rde-n:. 

3. die den 1-:rtrngsamcil ocb ckn der Hcst.::ucrWlg untcrlicg1.'11dcn '-\ntdl n;:ich § 22 :'\r 1 Satz .1 Huchsuihc :l cks r.i11knm­
nienslnicrgtisd ztis ühersleigcndt:n T r::ilti nm T .tiihrr::nkn; 
~. tlie Mch § 3 Nr. 3 tle:) Einkmnmcn$kLtcl';dO::St:tzo::s skuerfro::ien 
a) R~ntenabfindungen. 
b) Beitragserstattungen. 
cj J,,~istung,:n aus hl:rufast8ndischcn Verr-;,)rgungscinnchtungcn. 
J) K:~p 1l<11'.1b1'1mlungcn, 
e) Au;-;gleichsz:-ihlungcn; 

5. Jw rn1<.:h ~ 3 Nr. 1 Hud1slah~ a 1.ks Einkomnrnnskucrgcst:lzcs sh:ucrfrciun 
*lJ 'R <C"ntc:n wegen 1vrinc.krung llo::r Ti rw<C"rhslahigkc:it nR;;h tkn ~~ .'i6 bis 62 c.ks S1chkn Buches So;:ialg.:sett huch, 
b) Renkn und Ikihilfo::n an IIin1r::rbliebr::ne nach 1.kn §§ (i3 bi$ 71 do::s S1ebkn ßuches Sl'Zialgeso::tzbuch. 
c.) Abfindungen nach d011 S~ 75 bis i-;l.l d1.:s Sicbt\'ll Buches Sozialg1.'Sützbuch.; 

(l. di..: Lohn- und t-:inl-:om mi:ns~rs:·ttzkistungi:n n;it:h ~ .1-:::b Ahs. l f\r. 1 J..:s r: 1nl\om m..:nsti.:Ul'rg~si.:tz..:s; § l 1 l d..:s Hundi:s..: 1-
lemgdd- unJ E!ttJ"mzeitgesetzes hle1ht 
unberührt: 

7. di(' ausländisch„:n l:!in.l..ilnft0 nach§ 32h :\bs. 1 l"r. 2 bis 5 d<.:s Einkonu1w11strnergesdzcs~ 

8. tl1e Hii ll"!r:: <lr::r nach§ J '\r. 7 dr::s F.inkommensteuergesclzt:s steu.erlrc1en 
aj Unterhaltshilfr nach den§§ 261 bis 27Sa 1.ks Laskmiusgh.~ichsge~et tt::>. 

b) DeihiUe zum Lebensunterhalt nach deu §§ 3(1] bis 301 b cks Lastena11sgleJC.hsg.esetzcs. 
cJ Unlcrhallshil le mt.:h ~ 44 und r ntr:: rh<11tshc::1hil f"ti m1t.:h § 4S J.:s Repim1lionsschiidcngcselzcs, 
d) I:kihi ll~ zum Lcbernunkrhall nach d.:n §§ 10 bis 15 c.le:> flüchtlingshilL~gesetzr:::). mit AL1snahme <kr Pflegezulage nach § 
21.i9 Abs. 2 des Lastenausglcich<;gesetzes~ 

l (J Jic Tfälfk do::r nacl1 § 3 Nr. 68 Jr::s Einl-:ommcn:;kucrg-.:~sd.ze::; steuerfreien R~ntcn 
n:ich § 3 Abs. 2 de:; A.nti-D-Ililfrg.csetzc::>: 

11. di.: nach § 3h dl~S Hink0m111l:nst0ut'l'gl'S<.':l7.es :>ll'uerfre1.:n Zuschläg(' für Sonnt::igs-, Fciert.'lgs- ockr \J:=tchtMb~iL 
1 ~- Jie na1.:h s '.l7h tlts r:mlommcnstcuergesL'li'.es rnn di:.111 Arbeitgeber pHlL'l(;hal hcsteucrkn SlichY.u\\·emlungcn; 

13 d~r nac;h § 40a d~s Einkmnmcnslcur::rg~so::tz~:; Hm Jcm Arbeügebc:r pau:;clml be::1teuerle :\rbt':itslohn abzOgli<;h d~r zu 
,~rwartcndcn Aufwendungen zu deSSt-'n J.!I.·w<:'rb. Sichl.:nmg und Erhalrung. höchsh~ns .icdoch bis zur Höhe d,·s Arbcitslotms: 

14. <li..: nach ~ _:; Nr. 56 Ji.:s J.::inknmm..:nst..:u1Jrg..:s.:tz..:s s1.:uerfr..:i..:n /uwendu11ge11 <li.:s Arh.:i tgd-icrs ;tn ..:in..: l \~nsion~k;issü 

und die nach§ 3 Nr. 63 Jr::s Emkommenstcuer<,;c:sd;;.es str::ut:Tfrt:it:n Beiträge des Arhellgt:!ht:r.> An einen Pensmns((mJs. einl! 
Pensiunska~;se udcr fi.ir i:inc Diri:ktversichcrung zum ;\ulbau ..:inc:r kupilalg.i:Jeckten bc:triebli;;hc:n :\lter:;vcr:>orgung: 

1 :". <ler rnu:h ~ 10 A!"lt-:. 9 tlt:s EinJ..:ommen=-kuergest:li':t!S steut!rfrr::ie Retrng (Sp;irr::r-
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Pau.-;chhetrng).- soweit J ie Kapital~tr~ige J l)() F.urn ühersk igm; 

\ 1). die auf ~rböhte Ab$d LUng<.n ernfalkmlcn Iktrüg.e. $Oweit $lC die hücl1$lruüglichi:.n i\b$d zungen für Abnutzung nach § 7 
des .Einkomml~lL'>tl~uergesc12~~s übersteigen. und die ouf ::>ondembschr0ibwig0n entfallenden l3eträge: 

17. dtJr mich § 3 Nr. ~7 des Ein1'ommensteu0rgcselzcs steuerfreie t irun<l.hdmg Jcr Prrn.luktwrn;:mfgahcrcnk und das . .\us­
g lcichsgdd nach dem Gesetz zur Fördenmg der Eins~lhmg d!er landw11tschattlichrn lilw~·rbstät1gkeit: 

l ~- J i..: nach~.~ Nr. ()( 1 d..:s E.inkomm..:nsteu.:rg0selz0s st.:u0rfr.:ic11 1 . ..:istui1g..:11 alls öff.:l1l lich..:n \fütcli1 an Arbl)ttnchm..:r tks 
Steinkohlen-, Pei.:h1'ohlen- und fozhergh;iues, des Brnunlohlemie1hrnes uml der Eisen- und Str-ihlindu.<>lne au.-; .A.nl;iss von 
Slillkgungs-. Ein:;chrunkungs-. l-m ~ldlungs- ~xler Ratimafüj.:rung:;mal.lnnlunen: 

J 9. dil.' n:1ch § 2: ::-Jr. 1 Satz: dc:s E.inkom111enstcu0rgc~etzc:'i cl.?m Empfänger odl' l' ck-r Empfängl'l'ln nicht 7.1.l7.Urnch11~'ndc-n 
8 czügc, <li ~ ihm oJcr ihr von ~ina Person, di.:- k.:- in Haushalt'imitg liod isL gewfihrt w0nkn. mit Ausnahtfü' d~r H~zügc bis 
zu eim:r Hühe von 4 800 Euro Jährfü:h, di l! für eine Prlegeperson otler Pllegel;rnrt gdeislel werden, <lit! <len Empl'ilnger otkr 
<lie Empfängerin wegen eigener PllegebcJLirftigki::it im Sinne ~ks § 14 J(!:; Elikn Du(.;h~'> Slil::ialgi::sctl::bui:h p[kgl~ 

20. a) die Untcrhaltsk~isnmg.l~n des gcschil~dl~nen odl'r datk~rnd getrnivit ll'bondon Ehegatten. mit ,\u">nah.me dl~I' L. ntl'rhalts­
loistungon his zu einer Höhe rnn 4 8rn• i..:um jährlich, die fürr eine Pflügcpcn;.;)n ockr Ptkgd:ratl: gdeisrnt wcrdo1\ die den 
F.mpfflngl:!r oder <l1e F.mpfiingenn wl:!gen eigenl:!r Pll egehe<lürrtigkeil im Smne cks ~ 14 Jes F.ll'kn Buches So;.i.i:-i lgest!L-:huch 
plk gL. 
b) die. Versorgungsle1stlmgen und die L(':iscung(':n auf cJrund eines schuldrechtl1chen Versorg.t11:igsousgleichs. soweit diese. 
Leistungen nicht von § 22 Nr. 1 a. 1 b odor .>.r. 1 c des Hinl..:omml~nstouergesctzl'S l'rfr1.sst sind~ 

~l. die Leishu:igen nach dem l"nterlrnltsv orsdlll~sg~setz: 

22. die l.0istung0n von l'ors,,nen_ die kemo Hau:-;hnltsmirgJioclor :-;incl. zur l-k7_nhlung der tvlieto oder ,\ufüringung d.?r Rclas­
tung, sowt.)i t <lic l . .:1stungen nh.:ht von Absilll'. 1 Satz 1, von f\:um mer 19 o<li:r N urnm er ~o erfasi;t sind; 

~3 . die nnch § 3 )fr. 4$ Jcs Eink0mm<.n:;tcut:rg.t:$cll t:$ :;tcuc:rfrt:kn 
a) allg,~rneinen Leistungen nach § 5 des L nk'rhalt'>.'>ichcnmgsges.:-tz.es, 
b) [ . .:-istungün für Grnnclwdmfan->t kist0nck Snnität.;;.;) ffi7.i.?rc nach ~ J 2a des 1.1 ntcrhaltssichcrungsg0setz0s; 

24. J ie Thiln.e der 'Pauschale IÜT die Jaulenden T.eislungtm f'ür den notwendigen Unterhilll ohne uie 1'.osll:!n <lt!r ErziehWJg 
von K. indl'rn, .lugl~ndlichl'n oder _1 ungcn VoJ Jjährig0n noch ~ 39 Ahs. J in Vorhindung mir § 3:1 oder mit § 35n !\hs. 2 \r. :>. 
auch 111 V.:rhindung mit § -1 l Ans. 2 des Achten Buch.:s Snzi:-ilgosctzhuch_ als [.., [nkomm~n J cs Kind0s, JugcnJl ich..:n mkr 
jungen Vnl lyihrigl:!n; 

25. dJc lliilfü~ der Pm1schak für die lautenden Ll'istungl'n filr dfr Kosrrn ckr Erziehung von Kindern Jugcndlich~'n od~~r 
jungen Volljährigl~n nach ~ 39 ,\hs J m Verbindung mi1 ~ 33 oder mit § 35a 1\bs. ~ Nr. 3, auch in Verbindung mit ~ 41 
Abs. 2 des Acht.:n Huchcs Sozialgcset7_buch. als 1--:ink,,mm.:-n der Pfkgepernnn: 

26 die Hälfte <ler m-1(.;h § 3 ::\r. 36 <les Einl~innnen::>teui:rge:;;et ;:i::;; steuerfreien Emnahmen Ci.1r Li:1:>tungen t:.lir Crum\pllege 
oder bou~;\".:inschaftlicheu \'e1-sorgung.:. 

27. die Hälfte der als /.u<;chür.:s.? crhracht.:-n 
:-iJ Leistungen Z l lf Förderung <l.er Aush11Jung mich dem Bun<lt'saLL-.;hildungsförckrungsgeset/'0 

b) L.:i;;lungen <.kr Di:ga1iti:nfön.krung:>werke, ::;(iwc:: it ~ie nicht \'On Nummer : s i::rfas~! :;inJ, 
c) Stipencl1erL soweit sie rucht von ß uchstobe b. :.J'ummer 28 oder ::\ummer ~9 erfasst 
sind. 
d) Herufaaushildungsh~ihi l fcn und des Ausbi klungsgeJdos nm::h dem 1 )ritt..:n Huch So1.inlgcsctzbuch . 
.:J Rcitr;.ig.: wr D.:ckung des l:ntcrh;i ll"hedarfa nach tll'm Aul.-;tiug.-;forthi lJungst''ör<lcnmgsg.:sclz; 

2X. die als i'.uschu::;..:; ge\1,•äh11l~ Grnduio110nfördorung: 

2~1 die TJi.il lk der n<1ch & .) 'Jr 4:? des E inkon1111t!nstt!uergo::se11.c::s stc::uo::rfro::ien 7.uwo::nuungt!n, die ~1ul C)runJ des f ulhrigh!­
Abkl)JTillk'.1)~ gezahlt wad~n. 

30. die wiedl~rh~hrenden J A'isnmgcn nach ~ 7 :\hs. 1 Satz J Nr. l bis 9. auch wenn bei deren 80rcchmmg kc ine Kosten der 
lJntcrkunft h..:rüd.:~ichtigl wonkn smJ, sow..:it 
sie nicht von ' um mer 2..1 mler '\ummer ~.'i erllissl sind o<ler wenn l..:em F~ll tlc::s ~ 7 Abs. 1 S;itz 1 'r. ~ oder Ahs. 2 Sal/'. '.:: 
Nr. ~ Vl)rlicg,L 

31 . der .\'lictwcn des von den in § 3 J\b!i 1 Satz 2 Nr 2 genannten PW;.\.lOl'll selbst 
gcnutztrn \Y nhnraums. 
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i}) 7,um JHhrcseinkrn11m<n gehören nicht· 

l . EinJ...-i:intk aus Vennietung od0r Verpachtung dnl's T1.~ils des Wnhnraums, für d1.•n 
Woh11gclcl beantragt wird_ 
~. llits Entgelt, W!:-: eme ucn Wohnraum mit hc\rnhncm.lc Person im Sinne des§ 11 Abs.:. !<r. 3 hierfür l.t1hlt; 
3. 11.~istungcn cmcr nach§ 6~ des .i\ufönh.altsg1.·s0tz1.·s vcrpflid1wt1.~n Person. S\.l\Wlt sie von§ 11 Abs. 2 >.r. 5 c1fasst sind. 

~ 16 
Abzugsbcträg<' für Slcu<'1·n und Soziuh·c1·sichcrun~sbdträg<' 

( 1) l·ki Jcr 1-innittlung des .IHhr.::-:einJ.:rnnm.:ns :-:ind von tkm l·ktrag. dl.)r sich nHc:h den§~ 14 und 1 '.'- t.Jrgint, jc1r.: ils IO Pm­
i'.(!TII ah1.u1.iehcn, wc:nn ;o,u t!n\"Hrlen ist, dHss 
l . Sli~uern nnn Einh nnm en, 
2. Pfüchtbeiträge zur gesetzlichen .Kranken- und Pfkgevcrs1chenmg. 
3. Pt1ichth.:-iträg1.~ zur gcsl'tzlichcn Rcntl'ni;crsichorung 
im H.:willigungs7.citraum 7.U kistcn sind. Sm7. 1 \ r. ::: und 3 gilt ent<;pr0chcnd. w0nn l.:.:me i>fl ichtbciträge, aber laufende 
Reitfi:igc: / .l t öffentlichen odi:n- pri l.";.il.t:n Vusic:ht!rnngen oder i-ihnl1chc:n F.inrit:htungen w le1s len sind, <l1e dem 7.wed der 
Pllichtbcilräge nat:h Satz l Xr. ~ tider >fr 3 i:nt:>JXcchi:n. $31z: gilt auch. wenn die Ddtritgc zu Gun-;t<::n eines zu berück· 
sichtigenden Ilaushaltsmitgliedcs zu kisten smd. 
Die S~ilze ~ und 3 gellen n id1t, wt!nn eine: im \\"es~nllit:hen heitrngslre1e Si(:herung oder eme S1chi::rnng hestehl, für <l1e 
Dcllräge Ytin Dntkn w ki~ten sm<l. 
(2) Ergibt sich kein Abzugsbetrag nach Absntz L. sind Vl1n dem Betrng. der sich nnch den §§ 14 und 15 ergibt. 6 Prozent 
abzuz1dnm. 
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Anlage 2: Auszug aus der WoGVwV 2009 

Zu ~ 14 (JahreseinkommE"n) 

14.0 l Dym1mischt'. VC'nn·isu ng 

Dic na~hfolgcndl'll ~egdung.:-n lll'hmen in we:>.:-nt lichcn l l'ikn auf Vorschri ften außerhalb des \\'ohng,'ldrcchts. insbeson­
J..:rc sti.:ll.:rrc.:htlichc P, i.:stmimung..:n, m der ji.:wcils gd knLkn hts:->LU\1;; Ka ug .. .\mkrungcn gq;„'1\ühn ckn di..::-;.:-r V..:rwal­
twigsvorschrill zugrunde liegen<lcn Fassungen mit S tHn<l 1. Dezember ~008 :-;ind tbiher zu be1u:hkn. 

1~.02 ßt'grill' 

Das Juhrl.':; cin~nm11K~n 1st Ji..: Summe der J10sitivcn r:inkünft.: im Sinn..: J ..:s ~ 2 Ahs l und 2 f-<;Stll (vgl. Numm..:m 14.101 
ff.) zu;1.üglu.:h der Einmthmtm mich§ 14 Ab~ ~ \\'oCT<I (\'gl. \Jummt:m 14 . ~1 ff) ~hzüglich tkr .~hzugshdriige l'ür Steuern 
urn.l Sozialv~r;;ich~rung;;beitrage nach § 16 WoGG (vgl. Nummern 16. l l ff). Kichl zum Jalrresdnkommen g~hürcn die m § 
14 Abs . . 1 Wn(fG gcnannt.:n 1-:inkunft.:. Entge lte und l..:i ~tungcn (vgl Num mer 14 31 ). 

Zu S 14 Ahs. l 

14.101 Summe der positinn Einkünft<' 

( 1) F.inhinfle (§ 1 .A.hs. 1 untl '.:: F.S tG) smtl 
1. tlcr Gewinn (>TLrnrn1er J 4. J 05) bei tlcn Einkunli.~rtcn 
a) Land- und Forstwirtschaft (:-Summer 1-t l ü~). 

b) U0\vcrbl~bctricb (:.Jumnh~r 14.103) und 
cj sdhsr;:;t~ncilg.:'. .:\rbcit (\ummcr 14. l 04) ~ 
~. t.b CJhcrst:huss Jcr Emmihmen über die Wcrhungskoslen ('f\ummem 14. 111 C. ) hci den 1-: inkunfts;irtcn 
a) nichlselhstst:indigc Arheit (\funimer l 4. l l17), 
b) l'ap imh:l~nnögl~n (>lummcr 14 l O~). 

cj \\:n mdtmg unJ h:rpm;hlung (l'\ umm<.'T 14. 109) unJ 
J) sonstig~ E mkünlle im Sin ne tks § ~::' EStl~ ('\-u111rn cr l~. l l i"I) . 
(:?) Vt1n der Summe lkr posit iven Einkunftc zu unt.:rsr.:hcklcn und nicht zugrunde zu legen :;iml 
1. der Uesamtbctrag der l::inkünik das ist die Summe der 1.inküntu.~_ w rmindür1 um den Altcrsent lastungslx'trag. dl'll Ent­
lastungsbdrng für Alkincrziehcnde und dm heibetmg bei Einkuntkn aus 1.and- und Forstwinschaft (\'gl. § 2 .:\ bs. 3 
r,Sti.T ), 
~. das Einknmm~n; thts ist <ler ( ies:mitbdnig der Einkünfte, \-ermmderl um litt: S<m<lerausgahen w1J die nullergewöhnlH:h~11 
DduslLmg~n (rgl § 2 Abs. 4 ESttJ). 
3. das zu yersteuemde Einkommen~ das ist das Einkommen. vermindert um den Kinderfreibetrag_ den ßedarfafreibeu·ag und 
sonstigl~ J::ka·fige (vgl. § 2 .·\ b!>. 5 Satz 1 EStG j. Damit bkib..:n bei der Enn i1 tlung d~~s JaJu\' Sl.~inkomnwu; z. B. ::>tcuerver­
gürti;tigungen, steuerliche Frcih.:träg.:, Son1.:kNlusgabcn und aulkrgewöhnli cht' 8da~twigt'n uiiht'rüd:sichtigt. 
(.'.\) Oit: posiliv~n Einkün lttl e rhöhen sich nauh ~?.Abs . Sa FStl1 unht:schatlet des~ 14 Abs . ~ \\;'o(i(r um <l1e nach~ 1~d 
Ab:>. l und § 43 Abs. 5 ES\G zu besk'uemrJen Bclnig~ :mwie- Llm die nach§ J );'r. 4ü ESIG :;kucrfrcien ßeträg~ Die pu;;iti­
ven Eiuh."Ünfte rnmdern sich nach § 2 .:'\bs. 5a EStG um die ua.ch §Je :\bs, 2 EStG nicht abziehbarmDeträg.e 
(4) Re1 Ja En nilLILmg der positiven Ein ~Cmt'ltl dürfen Tmestition~b.ugsbetdgt: (vornu."sichl lichc AnschHffungs- unJ Her­
:;tdlungskoslen) im Sinne tk:; § 7g Ab;;. 1 bi;; -' um.I 7 EStG nicht ßcwinnmindemd abgczogi::n wertkn. 
(5) Innerhalb derselben Einkunfisart werden positiYe und negative Faktoren be-rücksichtigt (z. D. bei nichtselbstständiger 
i\rb0it· Eiru1aJ1mrn und Werbungskosten). Hat dasselbe zu berücksichtigend0 Hauslrnltsmitglicd w rsch.icd üne Einnahmen 
der gkichl-n Einkunft.<;;:in (untcrh!ilt c::; 7~ H. 7.W.:'.i <.kwcrhchct ricn,:), werden dksc Einti::ihmcn (positive und n.:'.gativc F::ikto­
Tt:n) zu.-;:m1m tmge1~hlt. Bei Jer Erm itt lung <le.r Summ e. <ler posilivt:n Emkünftt: au." a llen F.inhmflsHrlen werden n ur die 
positiven Einki.lnl'tc lienlcbichligt, nicht iwc.:h die n~galiren E inkünrtc (Vcr\u:;tcj iiu:; anderen Einkunlhmrten tli:::;:;dben odi::r 
eine:; anJer~.11 zu berücksichligemkn IlaushaltsmitglieJ:;_ in1Sbl."'.:;umkre de:; zuS<Jmrn cnYcranlag,tl."'.n Ehcgatte11 l~l."'.rbut Jes 
V ('r1ustm1sgl('i\.hs. § 14 ,\bs. l Satz 3 \ \ ' oG U ). l.:'.inkuntlsarten. U~'winn. L. b('rschuss 

1~.102 Land- und liorstwirtschaft 

( 1) Einklinik aus Land- unJ forstwir1sdmft (§ 13 :'\ bs. J und 2 EStG ) :;u1d 
1. l::inlilnitc aus dem Dctricb Yon Larn:lwi11sd lf1ft, 1-"olstw irtschalt. \V~~inbau, Uartenbau und aus a lk n Dctri('bcn.. die Ptlan-
7.en und l'flan?:C'ntt•tk- mit Hi lfe der l\:ah1rkrättt' gl'Winncn. so·w ie unt~r he~ti mmten VorntL~:->etn.mgen auch die r.:inl-"ünt'k 
a1.1s <kr ['i„-r'l.ucht unJ TicrhaltLmg; 
~. Eink ün[ie ;ius sonstiger lrmd- un<l [cJrslwirlschafthcher "\Jut:zung (~ 62 Rew(i); 
3. Einkünfte aus Jagd. wenn diese: mil 1.km Betrieb einer Lan<..lwirtscluil'l rn.kr c u1~r Forstwirl:->chaCL im b1~an11uenhang sieh!: 
4. r:.inkünlk von Hauberg-, Wi:il<l-, ForsL- und 1.<rnhgcnossl)nschalkn und :ih111lchen l.(c::ilgl)m..:indcn i m Sinne lks ~ 3 Abs. '2 
KSLl1~ 
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S F. inl:ünrt~ aus t' in~m lan<l- und forstwirtst:halHichen Nebaibd rieh. Ab '\lebenbetneb g i lt ein Rdrieh, <ler dem land- uml 
ron>lwirt:;chaliJichen IlAlq1tbe\neb ZU dienen bi::stllllllll i:;t; 
6. der J\utwng~wen der Wolmun~ de~ Ste11crpi1id1tigcn weAA die Wd 111ung die bei Betrieben g kjcb<;'.J ... u1 übliche Gröllr: 
nicht überschreitet und das Gebäude oder der ü ebäudeteil nach den jeweiligen landesrechtlichl'l1 \ \1rschriftcn ein Bau­
denkmal ist; 
7. u1c Pm<luklion:.;;rnlg abL'!fCnte nach <ll!m Fl-:Llfü. 
(2) Zu den ß etriebsaU'>gabcn sowie deren Zuordnung. l.kgrcnzung und >achw.;-is \'crgk1clA1.~ >.um mer 14. lll:' 1\bs. 4 und 
Nummer 14. ll)(i. 

l.+.lOJ GewerbtheMeb 

( l ) Einkünfte ous 0ewcrb~~bctrkb (§ 15 Abs. 1 E::>tU) s.ind 
1. !-:inküntrc nus gewl·rblichen l. lnll~rnchmcn . 1 )n?.U gd)ören 11uch 1-i inkünlk aus ge\.Yerhlicher Hodcnbewistschaftung, 7_ H. 
aus 80rgbauuntcrnchm.::n un<l au-; l·ktri.::b0n wr lkwinnung Yon Torf, St~in0n und f.:rJ0n, sow0i1 si0 nicht land- o<lcr forst­
wirts;;haftlicht' \t!hen bclm :ht! sind (vgl. flLtc.:h § 1 '> .!l.hs. 3 F.StiG ); 
~ . die Ge\\·inm.mkile der Geselhchaftc:r c:inr:r offenen Ifo nrJehge.-;d\schaft. c: iner K1.1111mam.litgc::>ell:sc.:ha[l und einer ~mlercn 
Ge::;ellschaft_ bei welcheI der <Jesc:Uschatkr als l-nternehmer (~Jjtunternehm er) des Betrieb::; anzusehc:n i::;t. und clte Vergü­
tungen, die dl'r Gesellschafter von der Ges\~ llschaft für scmc Tätigkeit im Dienst d1.~r Gesellschaft. für die Hingabe von Dar­
lohen oder für die L':h.::rlnssung \'On Wirt<;chathgütcrn h0zng0n hat; 
.l die! CT~winrnmleil~ der per -;önh;;h ha l'knd~ Gesellschafter c:iner 1'omm:m<litgc:sellscha lt aur .:l.kti~n, SClWt'il sie m cht i!Llf 

A.nteik am Grnndkttpilal entfallen, und J ie Vergütungen, die 1.k r pc:r:>ön1ich halh:mk Gc:sellsc.:hafkr von der Ge:;.c: l\:;chafr [ür 
seine Tätigkeit im Dienst der Gesellschall für die: Hingabe von Dorkben L°)der fü r die Oberlassung von \Vutschnlhgütern 
bezogen hat. 
(2) Eini:: sc:lbstsülrn.ligc: nachhaltige Detäligung, die: mit Jer Absic.:hl. Gewinn zu erlielcn. unternommc:n wird und ~ich al:> 
.ßete1Jigung am allgememen w1rtschalilichen Verkelu· dar:s1dlt. i!:it Cr;-werbebetrieb. wc:nn die Dc:tätigung weck r al::; Aus­
übung n.tn Land- und f orstwirtschaft noch als J\usübung eines th· i~·n BenJts noch als eine andl·re :::;,• Jbstsrändige Arb\'it 
anzu:->ehen i:->t. t-:in Gew.?rb0betril'h liegt, \W11n !-k'in0 Vornus~t7.ungc n im l':brig.::n g0gcb0n sind, auch dan11 vor_ w0nn <li0 
(rcwmncT1.ie lungsahsicht nur \! in '\chemwl!ck ist(§ 15 Ahs. 21-!Sltr) . ! .um \'crlusl~msg l 1: i ch vergleiche im Ein1c lm,'TI § 1.'i 
Ahs. 4 und~ .'~:! Abs 32h TiSll-;, 
(3) Zu den Einkonikfl <JUS c~werbebct rid:i geh0rell 1\U(:h die Ciewiimc. die enhtehen durch die VeruuJkrung ~k$ Gewcrb<;'.­
betncbs. eines l'ci!s davon oder yon Antl~ilcn an eifü'r Kapitalgcsellschatr. weru\ der \!eräuHerw itrnerhalb dl~r letzten fünf 
.lnhrl~ am Kapital cb (kscl bchnfl unm ittelbar oder mittelhnr 7.ll mind1.~swns l Prozent b0!0iligt wnr (vgl. im Ei11zdnen die 
~§ 16, 17 S()Wt c s ;;~ Ahs. ~4 und .i·h ESg r). 
(4) 7.LL <lt::n n drieh:;ausgahcn SOWl t:! dt::r en 7.uordnung, T:lcg rcnzung un<l \ r.1chwe1s vt::rglc:iche "urnrn er 1-1. IOS Ahs . -1 un<l 
Nummer 14.106. 

l.t.. l 04 Selbst<;tändige : \rbtit 

(l ) .Eink:ünitc oussdbststtindi~~~r Arbeil (§ Ul :\bs. 1 EStG) sind 
1. hink-Onfte aus freib('rnflichcr l"ätigkcit. Lu der früibcruflichen Tfittgh~it gd1öre11 die sd bst<>fändig ausgeübt,~ wissC'n­
schr,iftliche, kun~'tlcrische, schriltsk llcrisch.:_ untcrricht0m:k ockr 0rzichcrisch0 Tätigkeit. die sclh:->tstandigc Hcrufät:'irigkcit 
J er .Zi. r;;lt!, 7.Hhn:'.irzte, T it::rüv.k , Rechtsam\'fill.c:, KotHre, PalenlHnwiille, \'t!rm essungsing~meure, Ingenieure, Arc.:hitck tc:n, 
1fondelsc.:hemiker. Wirtschansprufa, Skl1er11ern1i:r, bern1enden \.'iJlk:>- und l3d rieb:$wine, verc: id1glcn Dur.;hprüfor. Steuer· 
beyollmächtigten. lle.ilprnktiker. Dentmten. K.rankengymnast..-n. Journalisten. 13ilclbenchtersratter. Dolru<.':t::;cher. Obers<.':tzer. 
Lotsen und ähnlrcher Berufe. Hin Angehöriger cmos freien BNufa nach den Särzen 1 und 2 ist auch dann frniberuflich tätig, 
wenn er sich der \'lithilfc fachlich vmgebild.?tcr Arheitskrafk 11.:dirnt. \"orauss.::tzoog ist_ dnss er r,iufgrund c1g.::n0r Fach­
kenntnisse leitcnJ uml eigt'mt'n mlworllich t.:itig \\'Jrc.I. F. ine Vt!r tretung im fa ll vorübergehender Verhinderung std1I <ler 
Annahme einer leikmkn und e1genYen1mworllic.:hi:n Tätigki:: il nic.:ht entgegen; 
'.:!. Einküniie derEinnduner emer staatlichen Lotterie. wenn sie nicht Einkünfk aus Gewerbebetrieb sind: 
3 . .Einkünfte aw; sonstiger sdbst">tändigcr _:\rbcit. z. B. Vorgütungcn für die Vollstreckllng rnn ·icstamcnt\'Il für Vcnuö­
gensverwaltung und für di.? Tätigk0it als Aufaichtsrnto;;mitglicd. 
4. Einhu1llc, <l1c cm 81.!lciligh!r :m cmcT vem1ögcnsverwalkmlcn Ucsdls;;hurt o<lcr lrc1rn:mschuft, Jorcn /.\vcl:k m1 Erwcrb, 
Halten und in der v\~räußerwig von _:\nteikn an Kapitalgcsefüchatkn b,•steht, als vergütung für Ll~ismng,~n zur Förderung 
des Gesellschafts- oder Genrninschafts7.wecks erzidt. wenn der Anspruch auf d ie Vergütung unt.:r d0r Vrn[IUS~tzung eing1.~­

r.:i uml wor<.kn ist„ Jass dir.; Gcselbchartcr oder ~h:mcinsL'haftcr ihr cingo;ihltcs K.tpit:.il rnllstänu1g zurüd~crh;i ltcn hubtm 
(~) fü11k ünlk nach Absat;: 1 sind auch ~h1nn sk~1crpllichlig. wc:nn es s ich 11ur um eine vori.ih<:q~<:hemk Tiiligkeit hHndell (§ 
1 S ;\bs. '.:! ESltJ). Zu den Einküniien aus sdbstsländig.er Arbc::1t ~t:hlirt aud1 der Gewum. dt:r bei 1.ler Vt:rüulkrung n in Vi:r­
mögen crzidr wird, das der sclbstsrändigcn ;\rbeit dient ( s l ~ :\bs. 3 J.!:)tG ). 
(.1) l.u Jen HNriehsausgahcn sowie deren /.uordnung. Begrenzung und \ achwcis \wg l0ich\' \umnwr 14.1D5 :\hs. 4 und 
N umm..:r 14. l On. 

14. l OS G c-w inn und tk>triehsausgaht'n 

(1) Hinkünfte sind bei Land- und Forstwirt.schall lkwc:rbcbcrrieb w1d sclbsrstt\ndigcr Arbeit der lkwum (§ 2 Abs. 'J 'Jr. l 
1-~Sto..r). 
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(~) Gewinn ist der l~nterschi~dsbetrng 1.wi;;ch~n dem Rdrieh:n:ermögen <1m Sc hluss c.ks \Vlrlsch;ills_üthres Lmd dem Re­
triehsvennögi:n am Schlu."is (.]t:s von-mgegangent:n YVir\schah:;;jHhre:>. wrrnehrl Ltnl Jen \Yerl der f.ntmihmen und vem1indert 
um den Wc::n 1.kr Ei.nlagc::n .En01~hmc::n sjmJ olk \Yirts(:holhg.füer (13arl;'.nlnahrucn. \:Vucl.'n. [n:eL1gnis~e. 1'utzungen LUld 
Leistungen), die ckr :-lu:u~~rpflic.htig~~ dem l.ktricb für sich. für seint'n Haushalt oder für andcrt' b.;-tricbsfrcmd~· L'wl~cke im 
Laut~ cks W irt<>c haftsj nhrcs cnmnm mcn hat Einlagl~n sind ~11 k W irtschnft:>gütür (Harnin7.i1h lungc n und son:>t ige \Vi rt­
sc:ht1lhgükr), t.l1t Jcr SkutTJ"tl icht ige dem Httricb im f.ftufo <lcs \\'irtsd 1t1ft:;jahn:s zugeführt hal Rci dtr Gcwmncrmiltlung 
sind die Vorsdui1kn tlbt~r die l3ctricbsaw>gnb('n. über dit' l.kWt'rt\mg und über dtt' :\bsetzung für :\bm1tzung oder Sub­
smn7.VL~1·r i11gemng 7.ll beachten (vgl. § 4 :'\hs. 1 EStl r) 
(~) Stt th.'.rpflic:htig.:_ di.: ni cht ;iufi:.'1'unJ gcs..::tzl icher Vors.:hrifkn ""-'rpfllcht.:t sind, liücher r.ll führ.„:n und r..::grlmäßig Ah­
schlüsse 1.u mr-tchen, und <lie :-iui.:h \.:eine Büt:hcr führen und lerne ..:\h:H.;h lü.-;..->e machen, können als Cie\„11111 den Überschuss 
dt:r Delrieb:>einnuhmi::n über die Detrieb:;uusg.uben unst:ll:en Ilierbt>i :;(;hi;:i~len Tktrieh:;i;:irumluni;:n und Bc::triebsm1:.;g.aben au::;, 
die im >Jamt~n und t'ür H.cclmung eifä"S anderen V(':r('Ü.lrulhmt 1u1d wrnusgabt werden (durchlautendc l\•sten: § 4 /\b!i. 3 ::>ät­
ze 1 und ~ EStG ). 
(4) P,0trieh:-;:-iusgab..:: n sinJ Jic AufwrnJung..::n_ di0 durch d0n Rrtri..::b \·..:: ranfa:-;sl sind (§ 4 Abs_ 4 KStli). R..::i der R..::rüi.:ksich­
tigLmg von Sc hulJ ;-.msen als Betriehs:msg:-ihen ist§ 4 ..:\hs. ·fa F.St<T zu be;ic:hten. 7.u F. inschriinhmgen der .ß.hsd;.-haT\.:eit !"ll!i 
be:;timmkn 13etneb:;ausgaben, l:. 13 bei Aufwendungen für Geschenke. für i.lie 13i;:wirtung von Pen;onen aus gt::;chüfllicht:m 
.Anlass und be:i l\·!ehraufä·<:ndungen für Verpflegung.. ist§ 4 i\bs. ~ EStG zu be.-ichten. 
(5) Kl'ille Betrid1sausgaben sind die ,\ut\vendungcn für dil~ \\\'gl~ zwi5ehen \.Vohnung und l:ktriobsstätte und für Farn 1lten­
heimfohr1cn (vgl.§ 4 Ahs. 5a Sat7. l 1-'.Sr(i). 
(6) Rei f.Hnc.1- unJ rmstwirten und hei lTt!\\'eThetreih t: n<lt:n wiTJ Jer Gewin n nach dem Wirl:><.fotllsjahr ermiUelt. \Virt­
:;cha lü~iahr i:.;I 
1. b<:i Land- und Forstwirten in der Regd der Zeitraum VMI J Juli bis zum 3(1. Juni; 
2. bei G~~werbctrdbcndcn, deren Firma 1m Handclsrcg1swr oi.ngcrrngen 1st. der LA~itraum, für den sie rngclmäfüg :\bschlüsso;­
machen. Dit: 1.~rn ::>tdlung de:-; \Yirl;;chalh~Hlhre:> auf i:: inen \'rnll °KHkm.krjHhr abwi;:icht:mkn Zeitramn i::>l :->teuerlich nur wirk­
srun. wenn sie im fan...-ernd une.u m.jt dem fi.n.'rnwmt vorgenommen wird: 
3. bei andl~fül G~~\\-WbL~U\~1bcndcn dos 1'-:alondc(rahr. Smd sie gk1cllZl~i 1 ig buchführcndc Land- und forstwirte, können sie 
mi r Zu::;tim mung dL~S ~·inanz~mts den n~ch >:ummer 1 mnßg.chcnden /„eitrnum :ils \\'irrschaftsjahr für cl.:m ~ h~werl'l<~hctrieb 
heslimrm:n, w<:nn :;ie für tk'll ~h:werb(:bctri eh Rül.:hl!r führl!n um! für diesen / ,e1lrnum n:gclmi-il3ig Absc:hlüs.'>t rn:ichi.:n (§ 4a 
Ahs. l f.St<.I). T!ei Lmd- und forstwirfon, Jie nicht buchführnng:irfl ichtig sinJ. wird der <.lewinn nach Durcl1schnitts~Ht 1.t:n 

nach§ 13a EStG ermi1td!. 
(7) Zur Anwendung. dl~S ~ 4 .t::StG \'t~rgleiche § 52 ;\bs 8b. 9, 10 und 12 L::StG, zur ,\nwendung des§ .:ta J..::StG \-0ergkich1.~ {i 
:"~ i\bs. l l h StG_ 

U.106 Zuordnun~, Bq~rcn:wn~ und ~uchwri~ d.cr ßc:trirhsaus~ahrn 

( 1) Die l·ktri.:bs<iusg-.-ib ..::n sin<l b..::i der Hinkunftsart :·1bzu;i_i..:ll0n_ hri lkr si0 erwat:h:>en sind (\'g l. <lic t\umm..:rn 14. IO'.:: bis 
14.1 04). \VmJ he1 U<!T Tinnittlung Jes J Hhn::st:inkm11111 <!ns von <km 1 dzlt:n E in\.:om mensteut:Th<!scht: i d oder \'\lll den VornL1s­
zahlung$bt'::;c.:hcidi::n au')gegang.en. smd di.: Detricb ~<tu:->gabcn bei ~kr Ennittlung <Jer Einkünlk bt!reits abg.c;:.ogen v..-~mkn 
und da.her mcht nodu.uah abzuzidlt:n. 
(2) Bcttfobsausgabcn für l'me Ein.kunftsa11 können nur in der stL~uerlich zulässtgl~n Höhe und höchstens bis zur Höhe der 
jeweiligen Einn::ihm~n ahgo7.ogon wcrdrn. 
(:1) Tn der V~rg;mg~nh~1t enlst:-inJene Relni!hS:ill'igaht!n sm<.l in t.ler mchg<!\\;csenen Höhe iihzu;-.1~hen, smveit sie über die 
;cuHi:;;)igt:n skut!rlichen Pauschbeträge hrrniu::){:leht:n unJ ~u c-rwarten I:->I. ~las:> <lie Au:-;gabcn auch im Di:willigung::><ecilraum 
in. gkkher Höhe anfälle:n Ist ein :\'achweis nicht mö~ich.. smd die ßetnebsausgabe-n in der glaubhaft gemachten llöhe zu 
prognostizi,~rcn, m indl~stenc; ab,~r in Höhe der stemrJ1chL~n l'auschbctrfigc zu berücks1cht1gt'll. 

14.107 J\"ichtsdhst~tiindigc ;\rhci1 

( l ) Zu den Einkünften aus nichtselbstständiger „ \rbeit (§ 19 ~ \bs. 1 EStG) gehören insbesondere-
1. Gehälter. Lölmc. Gratifikationen_ 'fant.1cmt~ll und andore Bcz\igt~ und Vorteile, die für eine Bl~schäftigung im öffentlichen 
\)der prirnten 11icnst gL~währt wercl0n. l·ki einer l·kschäftigung nuß..::rhalh de:> öffontlichcn 1 )ienstcs gohörcn dazu insbes;)n­
Jer<: Vergülungen 1.ur Ersb!ttung von Reisekoskn, L m w&->kost<:n o<li.:r lvtchraut'wemlungcn hci <loppdkr H;iush;i ltsfühnmg, 
soweit sie folgende Aufwcndung~~n oder Pauschbo.'.'träge übersteigen (vgl § 3 :\ r _ 16 ~~t<..i ): 
a) die boruflich vcrnnlassr~n .\'lchraufwendungen_ 
h) hci VcfJ1ncgLmgsmehrnufwcmJ.ungcn <li(: P:-1usi.:hhi.'triigi.' mi..c:h § 4 Abs. :" Sat1. 1 :\r. :" f-:St<.r, 
c) hi;:i f an1il ie11heinifl1hrtcn niit Ji;:m eigenen oller iiul.lt!rhalb des Dit::ns\1.·erh ~illniss.:s übcrlasst:ncn Kralifr.1hrzeug die 
Pnuschbctrüge nach§ ~) Abs. : CStG und 
d) bt~i \\~rgütwlg(':n zm Er5tattung -ron t\'khrnufü:rnclungcn b„·i doppelter llaushaltsfüluung die nach§ 9 Abs_ 1 Satz .3 Nr. 5 
und _:\hs_ ~ smvic § 4 :\bs_ 5 Satz l \r. :"i ESt(j ah7.idiharL'll :\ufo:endung~n; 

~. Wi!rt~gd<l..::r, Ruh.:g~ l u.: r, \Yitw.:n- und \V:-1i :;..::ng~ld..: r und :· 1n<.kr~ R..::zügc UJ1J Vorteik <1 LLs trüh.:r..::n l)i..::n:;tki:;tung.:11_ 
3. lt1u[~ntk Ticitr~ige um! laut'i:=nJc 7.uwendungen des Arhe1!gehcrs nus cint:m hcslehi:=nc..li:=n Di enslvahältnis :m emi:=n P i:=nsi­
onsfomb. eine Pensi~mskas:;e oder für eine Dird:tvcrsich~rung für eine betriebliche Ahcr:;wrsorgLrng (vgl § 19 Abs. 1 Satt 
1):r_3 .EStU, ab~r auch§ l .:t ~\bs_ ~Nr. 14 Woü<J) . 
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(~)Es ist gleic.;hgültig, oh~~ sich um ~inmalige oueT laufende Einnahmen handelt un<l ob ein Rechts:-insprnL:h nur sie b~steh !. 

7.um Arh:it:;k1hn rechnen daher nehen dem eigentlic.:hen Entgdl lluch :>leuerp!lichlige Ent~hüdigungen rür enlpmgeni:n 
„-\.rbt:il:;lolUl. Ldm:.::usdtlag~. Snd1lt:i:>tung<:n und 1.li..: l.'Derlas:-;ung von bdri_.blich<:n Einrichtungen zur prtvat<:n Nut:wng. 
(J) \.Vcrbu1igsk1.1sü!n (vgl. >.ununer 14.111 ,\bs . .3) smd insbcsnndl·re 
l. l·kiträgc zu Remfäständcn und son~tigen Bernfavcrhiinden. d..:rnn /.weck nicht auf etncn wirt.schaftlichcn Ci-cschäft::.1-ic­
tm:b gi..'ric.:hkt is! (§ 9 Abs. 1 Satz 3 l'r. 3 1-iStG): 
2. i\ufwl~ndungcn für ;\rbc1t<;mi1tel. z. 13. fiir Werkzeuge und typische 13crutSklcidwig (~ 9 ;\bs. 1 ~atz 3 Nr. 6 E:::>tU): 
3. m~twc11cl igc \fohrnut\:1:cndttnge:n, die cinl~lll ,\rhl~itnehmcr wegen einer :m.:; hcrutl tchem Anlas.<; begründeter\ ckippeltcn 
Haushaltsführw1g ..:ntstch.:n (~ 9 Ahs. 1 Satz~ Nr, 5 untl ~bs_ 3 ESt<.r). 
7,ur .A.hgcllW1g der Auf\\·entlungen für die \Vege i'.w1schr:n Wohnung und regelmäHiger Arh~ilssläU~ ist für j~lli!n Arheilslag, 
an ~lern i.ler Arbeitnehmer die .-\rbeihs\ii\\e aufsucht. für j eden HJlkn hilomdt"r d,.-r Enlf<mung eine Entkrnu~raw;chak 
\'On CJ • .3f.l Euro wie \:Vcrbungskostl~n anzus,~tZl'n höchstens .i~doch 4501.1 Euro im .Kaknckr.iahr: ein höherer ß~trog als 4500 
t--:uro ist annisctzen, snwcit der ,\rbl\itnehmcr einen eigl\nen oder thm 7.W '.'Jutzun~ übcrlasSl' nen Krnftwngen benutzt (vgl. s 
() Ah~ . 2 Sa!i'. ~ ESt(r in Verbindung mit ' k m l:rkil dö Hunt.kswrfa:>:mngsgcricht-; vom 9, Dezcmh.:r 20Ui': - ~ ~v l , l ic 17 u. 
a. -, l ,r:itsiil;;.e l und ~) . 

(4) Zur Abgeltung <ler \\'erbung:>kostcn is\ der :\rbr:itn..:hrnc:r-Pau:;chbetrng mn.:h § 9a Sl:llL 1 Kr. 1 TIStG (in II0hr: von 9::!0 
.Curo jährlich) nbzuziehen_ wenn .nicht höher~ w~rbung.sh-1sten nachgewiesen oder glm1bhaft g,.::machr werden. Dies gilt 
auch darul. weru1 im Laufe des l:kwill1gungszcitraums nrn füJ l~llligt~ üit Eiruwhmen aus n1chtselbstständiger Arbeit erzielt 
werden 1 )an0bcn ::iind 0rn·crbsbcdingt0 Kindcrbctrcuungskostcn nach § 9c ESti. r gosrnidcrt alwuzichcn (vgl. § 9a Satz 1 Nr. 
1 Bu\.:hstnh~ H F.StG). Empfiing~m Y<m Versorgungsber.ügt:ni im Sinne <les § 19 Ahs. ~ EStG std1t ein \:\7~rhungskostern1h­

zug in 1T6ht: VLm 10~ Eurn nHch § ~>a S~ll 1 >Tr. l Duch;stabr: b EStC Zll, 

(5) für pauschnl besteue.rten Arbc:itslohn nach§ .:l(in TIStG e.Jfi.;lgt kein Abzug de!S l\rbeitnc-hmer- Pnuschbetrages. Es wer­
den grundsätzlich die 0xakten "\ufwendungcn zum Enverb, zur Sichmmg und zur Erhalnmg dieser Einnaluul.'n nach § 14 
Abs. :! Kr. 13 '\Vt,GG abgezo<,;r:n. Einr: Tintlernungsp<rnschale i:;l in Il6hr: nm l),J(I fatrn für jeden vdkn Entkrnung:;kilo­
meter ( § 9 Abs. 2 Snlz 1 .EStG) ab dem ersten Entfomungsk.ilometer zu gl.".wäh.ren. 
(6) Zu Zuordnung, Begrnnzung und ~nchwl.'is der Werbungskostl•n \'t~rglciche ~ummt~r 14. 112. 

( 1) Zu dr:n Einklinflt:n mi~ Kapitalvem1ögen (§ :::o Abs. 1 Wl~I 2 ESlC) gehören in~b<:somkre 
1. ul~\vinnanrcik iD1videnden·i. ;\usbeuten und sonsti12e Bezü12e aus Aktien. Gl·missrcchten. mit dl·ncn das Recht am Ue­
winri m1d l,iquiclatinnse:rlös ei~ür Kapitalgl~sd l schatl. ;.01'hun.d;n ist aus :\nteikn an (je:sd bchatkn mit beschränkt,~1· Haf-
1lU1g., an Erw.:rbs- und \\'i rtsc.:haftsg~mss.:nschaft~n smvi..: an f-k rghau tn:ihrndcn V..:rcinigung.:n, di~ di.: ~echt~ ~im:r jur1s­
tischen Pt!rson hnh~n . Zu den sonstigt!n n~:-:ügen g~hürc:n auch \'~nk<.:Ue Ciewinnau-;schüllungen; 
2. Hl'mgl.'. dil' n::ich dl'I' ,\utlösung crnl'r 1-:.örpcr:>ehaft oder J>.:-rson.:-nverL'intgung im Sinne der '.'Jummer 1 anfalk11 und dic­
nic.:ht in (kr Rüc.:kz<thlung von l'ennkapital b..: si..:h~n, sowi~ Hczüge, die aurgrund einer Kap italhcrnbset1.ung oder mn.·h der 
Auflösung Lmb~schr.:in\.;t steu~rpfl ichbgi:r Körperschalkn od.!r Pr:rnont!m t!reinigungen im Sinn t! der Kummer 1 anli{llen und 
die uls Gc\\'Umut1:>:o;;chüt1ung 1m :Sinne Je~§ ::s Ab:s. 2 Sat:.::-:: w1J-' .KStG gdti:n: 
3. EiruJahmen aus d~~r JJek~iligung an einem llnnddsgewl·rbe als sulkr GcscUschalkr und aus part inrischcn Dnrkhen... es ~~1 
derui. dass der Gt'Süllschati:cr od0r Darlchiisgl~bcr als ~vlitunterndunl'r anztlo;elum L'>t: 
4. /,ins011 aus Hypnth0kcn und i. l-rundschukkn und Rom0n au:> Rcntenschuldcn; 
5. der Onlersch1e<lsbdrng zwisd1t!n d~r Yersichi:nmgslt!istLm~ und <ler Summe <l~r aul· sie tmtriL: hl.ekn Rdr.:ige (Erträge) im 
Erkbensfall oJer bei Rür..:kk.auf <le:> \'ertrng~ bei Ren\~m-el'$ichernngr:n mit Kapitalwahlrecht, soweit mchl die k bc:n:)[mge 
Rent.::nznhlung gc:wählt und erbrncht wird. und bei Kapitalvers1cherungen mit SpnranteiL wenn der \.'ertrag nach dem 3 L. 
Dl'Zl'mber 2004 abgl~schJosscn worden i~t: 
6. f.:nrägc au'> sonstigen Kapital forckrung0n jcdcr AT1. w..::nn di~ ~ückzahl ung cb K::ip ital »crmög0ns nckr .:in Entgelt für dic 
(Jherlassung <l~s K;ipi lH]1;em1ögens zur ~ul:t.ung /.LJgt!s:.igt oder gewi-ihrl v..-orJen is~ ftLtch wenn <lie Höhe des F.ntgells \'On 
einem ungewi~~n Erdg:ni:) abhängt; 
7. Diskontbeträge. von Wechseln und :\.nwei~ungen einschlieülich der Schntzwec.h.-::el: 
:->. hinnahmen aus Leistungen l~iner nlcht von dGr KörporschaftsteUl~r befreiten Körp,•rschatt P0rsofü~mwcinigung oder 
\.\}rm6gL~nsmassc im :-linn0 d l'S § l Abs. l l\Jr. 3 his 5 K~tO. Si,.W.'.:i1 sie nicht h.:rcits 7.ll dcn Einnahni.:n im Sinne d0r l\'um­
rncr l gi.'hörcn ; '\Jumm~r 1 Sril/. ~ gil! i.'nlsprechcml; 
9. Ll~istungen üincs nicht von der Körperschathtcu0r befreiten ßctril~bs gm~wblichl'f Art im Sinne des § -1 .K:StG mit cigt•ncr 
f<cchtspe rszi n 1 icbk,~i t: 
10. Emnahm i.'n HLLS dl.'T V..:räuß~rwig von Di" i dcmk:nschcim:n Lmd sonst igcn .:\nsprül:hcn Jur<;h lkn In h;.ibcr des SU..m 111-

rer..:hls svwie von 7,insschemc:n und 7,insforJr.:rung.::n Jurch Jo::TI lnh>ih.:r dc:r ~c.:huldvers1;hreihung; 

l l. Einnnhme:n nus Jer Vc:rJulkrung. t)da Abtretung rnn Schuldver;;chrdbung.en, Schuklbuchforderungen ~mtl :;tm::>Ügen 
..Kapitalforderungen 
(2) Smvt~ it hinkünftc- aus Kapitalvermögl'n zu dl·n h inkünftcn aus Land- und J-'orntwi11schaft. au'> (fl'werh..::betril'b, au<; 
sdhs1stämligcr Arhi.'il ()J..:r aus \.'.:rmidung unJ Verpachtung gehören. sin<l sie <licscn Einkünft.:n 1.u1.urc.:hrn:n (§ '.20 Abs. ~ 
EStCi). 
(3) Zu Zt1on.lmmg. I:.legrr:ru:ung untl :\nchweis der W~rbungskosten vergleiche § 2 :\b:;. 2 Satz ~ in Verbmdung mit § )) 
Abs. 9 .EStG. 
(4) Zur :\nwt'ndung düs § 2<.1 HS1G vergkiche: § 5~ _:\bs. 36 bis 37cl .t::StG. 
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14.109 Y crm ictung und Verpat:htung 

0 ) .EinkilnJte au~ Vermi,.-:tung um.1 V.:rpachtung (§ 21 ~\bs 1 ESt(i) :-;i.nd 
l . Einl.-i:mtt\~ aus Verru i\~tung und Verpachtung \'On unb\w:cglichl~m Vermögl'rt. insbesonder~~ von Grundstücken. Gebäuclcn. 
GehäudNden, Sch1ffon. dil' in .:-m Schiffäregist.:-r l~ingctl'agen sind. und Rechten. die ck n Vor:>chritkn des bürgerlichc11 
Ru<:hl:; übl'r llrumlstüd:c un\\.'rh<:gcn (z. H. Erhhaurccht); 
2. Jiink.ilntte aus Vermietung und Verpachtung von Sadi.inbegnffon, insbl·sondcrc v\.1n b~~\h'glichcm l.ktriebsvcrmögcn: 
3. Einkünfte aus 7.citli ch hc:gnnm r ('lhl'dassung von Kl~ch1en. insbesondere ~'on schri ft:'itellemchen. J...iin:'itlcri:'ichen und 
gcwl'rhlit:h0n l ~ rh~hl'rrcchkn: 
4. Eml.:ünrtc: au" <lt!r Vt!rauBerung von \ :fiel - und PHc.:hli'Jnsf,m lt!rungcn, auch <.hmn, wt!nn die: E inkünfte im Ver/.iußt!rungs­
preis vun Grumhtücken ~nthu1ten siml und Jie }..fiel- uJer Pach tzin-;c:n sich aur einen Zeilraurn beziehen. in dem der Vertiu­
J.lcrcr noch Be~itzcr war. 
(2) hrnn:ihmcn aus Vermietung und Verpachtung cmc~ Tcil:'i des Wohnraums, für den \\'ohngl'lcl beantragt wird. bleiben 
n::ich § 14Abs.3 \Jr, 1 \\-'otTtiaußcr Hd mchl(vgl. '.\umm0r ·1-t3 1). 
(;;) Smvt!1l F.inkünflt! J cr in Ahsal1. 1 he:-.eichm:ten Art zu rmdl!ren F.1nkunflsartt!n gehoren, smtl sie diesen 1.uzurcc:hnen (§ 
~ J Ab::;. 3 EStG) 
(4) Werbungsk.o!>t.eH( \'g.l. >:ummer 14.111 , \ bs. 3) smd z.. D. fo lgende Aufwc-ndungen· 
l. Schuldzimen, auf bcsondcwn vl~rpfltchtungsgrünclen bentl1e:nde Rl~l\tl'n und dauernde Lastt•n_ so1ve1t sie m 1t einer Ein­
n;ihme im wirt<;chaftlichen /,usmnm..-:nh:mg ::;tchcn (\'g l. § 9 Ahs. 1 Satz.'> l\'r. l EStG): 
2. Slc:Llt:rn vom Gn.mdhc:sit1.,. son:;tig t! ö ffc:nt lic:he Ahgahc:n un<l Vt:rsicherungshl! i lr~gt!, sowl!it ::>lt! sich au f Gt!h i"1ucll! oJ c:r auf 
Gegen.->lände bc:zieh.:n, Jie d.:m Slell.:rpf1ichtigen zur EiMalu:neerzidung dienen (vgl. § 9 Ab:>. 1 S~tz 3 Nr. ~ EStG); 
3. ~\bsetzungen für :\bmllzung und Substanz.vming.c-iung \ llld erhöhte- :\b$etz\lngen (vg.l. § 9 „\bs. 1 Satz 3 Kr. 7 EStG). 
(5) Zu LU\.11 dnung, Beg.rnnzung und .'.\achwcis dl~r wl~rbungskosk'll vergkichc .'.\Ulllffil~f 14. 112. 

U.110 Sonstige fü nkünrtc 

( 1) Snnstigc KmkünfLc (* 2-.~ 1-;s 1Ci) sind 
1. Einkün fte a!J!; wicJerkl'hri..'ntkn Rczügc-n, sowi..'it sie mt:ht einer :mJeren Einkunft:rnrl ;-.LlZLlfet:hncn sinJ, mshesonJere 
T..: ihremc:n rn il ihrem Ertrng!><mlt!il unJ J c:m Tkskucrungsank il Dei T...:ihrenlen lolb SOCI Eurn' Jlihr klmn in der Regd ililnm 
au~~i:gangen werden. dass deren steuerp lhchtigc:r EnragS<Jnteil und der Besteu..-rung,santeil (§ 2:: >rr. 1 Satz 3 Duchstabe a 
l:.StU) insg.e$amr den Werbungskostcn-Pausc:hb0tmg üb\~rst\~igen (vgl Absatz 2 tmd ~ 22 J\r 1 Satz 3 .EStU ): 
2. Einkünfte aus l ·n1erhaltslcistung0n. smw it sie nach § l ( 1 1\bs l ~' r. 1 r.sr<.r m m i.rcher ahgez,1gen werden können (sog. 
Rcalsplitting, vgl.§~~ 1':r. 1 a EStli); 
3. Einkün fte >iu::; Vt:rsm g ungslt:istungt:n, sowt!il sit: hem1 7.ah lun g:;n :rpn1chlt!lt!n m1c:h ~ 10 :;bs. 1 Kr. 1 a EStCi al:; Sondt:: r­
au~gahcn ahgpogcn \Wrdcn l.:önnl'll (\'gl § ~2 \. r. 1 b EStCi-): 
4. Einkünfte aus L.:istungL·n aufgrw1J ..:in0s schuldrcchtlit:h..:n \-'ersorgwigs;.iusgkit:hs, sOWo)il si.: beim Ausgkic:hsv.:rptlich­
telen rnch § 1 n Ahs . 1 Kr. l b ESlll aJ:; Sondernu::;gaben abgezogen wt!rdc:n könnt!n (\·gl. § '22 'Jr. 1 c: TiStO ); 
5. Einkünf'tc: l.IU::> pmulen Yernulk rung!)ge::;chliftcn im Sinne ~k::; § ~3 ESlG (\gl. § 22 Kr. ~ ESLG )~ 
6. Einkünfk~ ou!S Leistungen, soweit sil' wed~r zu anderen Einkunftsnrtcn nach § 2 Abs. 1 )\'r. l bis 6 EStU noch zu ck~n 
Einkünften 1m Sinfü' des § 2: >Jr. l, 1 a. 2 oder >Jr. 4 EStG gdtören. 2 . 8. El.nkilntk aus gekg\'ntlic:hrn Vl'rmittlungc:-n und 
aus der Vermictwig bewcglich..-:r U..-:g\}nstänck : sie sind nicht dn \.:ommenstcucrpflichtig. w0nn sk w0nlg0r al::; :i.56 Kurn im 
K:.lenderphr ht:lrngt::n (vg l. § 2'2 " r. '.) F.SlG); 
7. Enl::ichädigungen, Amt::;iulagen. Zus!.:hü::;::;e zu Kranken- unu Plkgevcr~1cherung::;be iträgen. -Cb..:rg~ng~gekkr, t 'berbrü­
\.kungsg.dder. Sterbegdder. Versorgungsnbfindungen„ Vers-.1rgungsbc-zoge„ die- oufgnmd des Abgeon:lnetengesetz.es oder 
des .l::uropaabgeordnctengcsl~tzcs . sm~.'tl~ vergleichbare Bezüge_ die aufgnmd der ünt'>pt\'c:henden GesctZl' dl~r Länder gezahlt 
werden (vgl. s 2~ t\r. 4 1-:StG); 
8. J.eis lung c:n aus Allt!rsvonmrgevtrrlrfigen, Dirnkl\·ers1t:ht:rung1:m, Pt:nsion:ii'oncl" unu P ensionsk;.issen rntch dt!n fl..faßgaht::n 
ue::; Alterwem1 ö<di;mge::;et~e:; (vgl. § :::2 Nr. 5 ESLC). 
(2) Zur .Abg.dnmg der \\'erbungskosten ist von den .Emnahmen im Sinne cles § ~2 Nr. 1. la und 5 EStG em Pauschbetrag 
nach § 9a Satz 1 Nr. 3 HStG von insg\~samt H.12 Euro jährlich abzuziehen, soweit nicht höhere \Vcrbungskostcn nachgewie­
s1.':fl \)der gl;iuhhaft g0nrncht wcrckn. 1 )ies gilt auch dann, wrnn im l.auk des Hcwil ligungsz0itraums di0 Kinnahm 011 nur für 
emig'-' / .eil erzielt weflk n. 1 )L'T P·..iusc.:hhd mg ist 1-:i n G~:;am lJoctrng, Jcr für siimUiche hmkünlle nac:h § 2:2 Nr. l , 1 H unJ S 
1:.-StU nur einmal ,i e Kaknd\~r:iahr abgezogen werden kann. 
(3) / ,ur :\nw~nclung d0S § ~.-: :\r. l Satz :: hSt(; vergkichc § '.":'. _:\bs 38 ESti.T. 
( 4) 7,u 1.uordnung, Kce,rrL'Til.ung uml '.\ at:hwci::; <k r Wllrhungskostcn vergli.:1ch1.: '\um mur 14 112. 
1~. 111 J<:inkiint'te, l<:innahmen und W erbungskostm 

( l ) Einkünfrc sind bei d(\/l Einkunitsan en nic:htsdbstständige ... :\rbl~ it . Kapitah·cnnögen. \.\~nnictung und Verpachtung sowie 
sonstigü Einküntk im Sinne des§ 2: E:-ltG der l lberschu% cl!er Hinnaht1ll' 1t über di0 \Vcrbungskosten (§ 2 ,\ hs. 2 Satz J \ r. 
~ KSll i). 
(2) Einm1hmen sm<l Hllc ( i ülcr, d ie m (j eJJ oder llc:lde:•w~rl ht::skhen unJ tlcrn Stt::ucrpf1ichligcn im Rahmen t:mer <l.:r 

Einkunfl~rkn de::; § 2 :\b:.>. 1 Satz 1 Kr. 4 bi$ 7 EStG zuflidkn (§ 8 Ab$ 1 ESLG). Einnahm..-n„ die nichL in GdJ bo:::steh~n 
(Wohnung. Kost. Waren, Dicnstlcistung~n und sonstige Sachbezüge), sind mit den um übliche Pt\~i.snachläss~~ g.eminckm~n 
üblichen Endpreisen run ,\bgahl~Ort anzu<;e1Zl~n (§ R. ,\bs. 2 Satz 1 EStU). l:ki ,\rbl~imdunrrn. für dcrl~n Sachbezüge durch 
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Reehl::n:crordmmg nach ~ 17 Abs 1 Kr. 4 SCH~ JV ( So-.iril \'ersic.:hcrnngsentgeltv~ror<lnung) \\'erte bestm1111l worc.len sind. 
:;ind die:;e \J,:'erk mal~gebc:nd (§ 8 Ah:;. 2 Satz 6 EStG). 
(3) \Yerbung:;k.o:;teu :-;iml i\ufwcmlungen zur Erwerbung. Sicherung und Erhaltung ~kr Eirumhm~n (§ 9 ;\ b:-;. 1 S;itz l 
EStGj. 

U .1 l2 Zuordnung, &grc1u.ung und ~•1ch~n·i„ tll'r \Vt•rbu1ngskostt>n 

( 1) [)j~ Wl)rhungskostt~n sind h~i der Einkunlh:irt ~h7.t17.i1.~hca . bL~i der sie crwach~ n sind (§ 9 Abs. 1 ~at 7. 2 HSt(i) 
('.?.) W..:rbungskm;\un für .: in ~ Ein~unftsar1 könn~n nur in •.kr stcurrlich zulfü;sig,m Höh.; und höchstem; hi:; z llr Hohe <lcr 
jeweiligen Einrnihmcn ahg~zogen w~r<l~n . 
(3) In der Vergungenheil ent:;lamkne \Verbungsh):;\en -;inJ in Jer michgewiesenen Höhe abzLiz.it:hen. :;oweit :;ie über die 
s~ucrlichcn Pauschbctrtigc hinausgch~·n (vgl. 1'ummcr l .:J. W7 Abs. 4 Satz. 1) und zu crwanrn ist, dass sie auch im llcwilli­
gung.<;7.1.~1trnum in glc1chl~r Höhe mifälll\n. Ist cm >-Jnch,ve is nicht möglich, ;:;incl dil' \.Vcrbungskosten in der glaubhaft ge­
machhm Höhe, mimkskns i11 Höhe J~r steuerlichen Pauschh~träge zu be-rück:>ichtigcn . 

14. l 13 Auslindischl' Einkünfte 

Ausländische .Einki.intle gehör1.~n m voller Höhe zum Jahrcscmkomml'n. Der steul'rpfüc.httgc Teil ist Einkomm1.~n nach § 14 
Abs. 1 Satz 1 WoGG in Verbindung mit § ".:: Abs. 1 Satz 1 ESt\l-. lkr nach~ 3'.!h Abs. 2 in Vcrhindung m it~ .~2a Abs. 1 
F.StG ste uerfreie Teil isl F. inl;ommen na;;h ~ 1 ~ Ahs 2 ''\r. 7 WoGG (vgl. '\;°L1rnmt!r 1 -l.~ 1.7) . Die F.mUmflt! sinJ mit J em 
i um Zdlplink.! <lc:r ;\ntrag:-sldlung gi;Jli:rn.kn amtlichi;n Tl1ge~kL1r:-; umzuri:chnen. Ab amtlich.:r Tagi;:-;kur~ i~L 1.kr E uro· 
Reforenzk.urs der Europäfachen Zentralbank z.ugnmde Z\t lege.n. Die Tageskurse- we-rden nur der lnternetse11e der De:utsd1en 
Btmdl~sbank veröffentlicht (www. bund1.~sbank.de). 

7..u § 14 ,\hs... 2 

14.21 Steurrfreie, zum Jahrrs<'inkommen gc·bÖr<'ntl<' Einnahmen 

nie in~ 1-' Abs. 2 y:roC:C gernmnt~n stt:uerlr~i•m Einmihrnt:n sinJ in Jem jt!weils gemmntt:n l~m fong hei <lc:r Ermittlung de~ 
fohrt::>einkommens :w b~rück:;1chtJgen. 

Zu ~ 14 Abs. 2 Nl'. 1 
14.21. l Versoi-gungshuügl' 
( 1) YeDmrgungsbe1.üge smd 1.. n. Rllht!gc:h;ilt, Witwen- oder \\'aiseng~ ld, l:nkrhallsh t:i lrng oder w~gen Em~1c;hens eina 
i\ ltNsgren7.c, P.cmfäunfähigkdt, l-:nwrhsunfälugk1.•it odL~r als H mt0rh l1L'hencnhc7.iigl' gewährte Vorteile aU:'i frühl'rcn 
Dienstleistungen (vgl. § 19 Ahs. ~ EStG). 
(2) Ver:-;mgungsht!zügi; gehön:n m voller f1 öhc: zum .Tahrt!seinkommt!n. Der slt!L1erp!lic.:ht1ge Teil ist Einkommen rn1c.:h § 14 
Ab:>. 1 Sm:t: 1 WuGG in Verbmr.l ung mit § ~ Abs 1 Sat:.:: 1 ::;r, 4 bzw. )Ir 7 ESlG. Von Y.:r:;orgung.:sb~;c.ügt:n bkiben em 
nach einem Prozentsatz enuitt ett~~r. auf dn~~n llöchs1bctrag bcgrcnzrcr Dctrag (\/crsorgllllgsfü~1bctrag) und ein Zuschlag 
zum \!w;<xgungsfrl'ibctrag skucrfrci 1\gl. ~ 19 i\bs. : Satz ~ und § 2.:! 1'r. .:t Sntz .:t Buchstabe b ~:StG). Zur Höhe des maß­
gebenden Pro7.ent<;at7.~s, des Höch<;tbctragcs und cl.:~s /.uschlRgos zwn Vorsorgungsfreibotrng vorg lcfchc § 19 Abs. ~ Satz 3 
F.SKI . Der sk~rrreie Ankil cl~r Versorgllngshv.üge ist F.mknmmen mch § 14 Ahs. 2 Nr. 1 \ \ 'oGG. 

7..u § 14 Ahs. 2 Nr. 2 
14.21.2 Rcnknkislungcn 
(1) Einkomm..::nsahhängig~ Rcntcnll)istungen nach dem K\.\1- und nach don l iosetzon, die auf das BVG vcrw~i=-en und es für 
- ggf. t:nlsprcl:hend - anwendh:-1r erklifren, gehören nac:h § 14 Ahi;. 2 l\r. ~ \\.-l1Ci-G 1.um J:-ihreseinkommen. Diese Renten 
:sinc.l nach § 3 >Tr 6 TISIG :-s tt!uerfrei. 
(2) D1e einkommensabhfü1g.lge.11 Rente:nle.istunge.n nach dem BVG smd 
1. der l:'.crnfsschadensausgkich (§ 30 "\bs. 3 und 6 B \'G ), 
2. di,,} Au:;gkichm':flto (~§ 3'2. 33 und 34 KHT). auch hei \-Vai&:n (§ 47 R\'tr). 
3. ili:r r:h(!gattcn1.u.-.;c.:h lag (§ 3.1a R\Ti ), 
.!J. der b.:.indcrzuschlag (§ 33b 13\'G). 
5. ckr Schad0ns.-1w;gleich d,~,· Witwo ( § 40a P, H i), 
6 . c.l1.: Au.-.;g lc1c:hsr (!nk clr..'T W itwe (§ 41 RVli), 
7. die \\'itwen- unJ Waisi;nbeihilri:: sowie <lie YVitwenahfimluogcn (~ 4 8 T~VC: ). 
8. di~ Elkrnn:nte (§ 51 DVG). 
(3) Die: einkomm cnsunnbhtingigcn lZcntenkistungcn llilch dem 13 \'U sind 
1. dio Orundrenk (§ 31 H\"G} auch bei Wai<;on (§ 4<i BVG). 
~ . Jie Pncgaulag..: ( ~ 35 H\.'G), 
3. ilits l1csU1ltungsgdJ (§§ 35 un<l .'1: DVCi ), 
4. du:; StcrbcgdrJ (§ 37 I3VG). 
5. der Ptkgcausgleich der Witwe (§ 4iJb 13\'U). 
6. clic :\bfindung der \Vitwe (§ 44 B\.'Gj 
Diosc Ldstui1g~11 smd wohngc ldrecht lich k~inc Einnahmen 
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( 4) 7.u tkn Cicsellt!n, <lic imr <las R h1 n:'rn·~iscn und es t'iir - ggf. enL;;pret:ht!ml - amvcndhHr t!rkhircn, \·ergl ei c.;he "\J ummt!r 
R J .6 .!\h!i. J S<1tz 2 LStR. 

Z.u ~ 14 Abs.. 2 Nr. 3 
U.21.3 Leibrent~n 
/ .u <lcn 1 .cibn:nt~n gehön:n irnh..:soml..:re 
l . Renten aus der gesetzlichen l{cntcm·~~rsic.hrn111g. wie z. ß. :\ltcrsrentcn (Vo llrcnt0, \' Org1.~zog1.'nc „\Jt0rsr~-nt1.~. Tci lrcnt~'J. 
f<entcn wegen 8erufsunfähigkcit oder Wl~gen Ern'l'rhsunfiihigkcit ;:;.;.1\vtc die Hinterblichenenrentl~n (in'ibesondere \Vit\\'L~n­
'Witw..:rn:nt..:n un<l \Vais.:nnmt.:n} 
2. Renten nu-; prirnlt!n \'.:rsicherungt!n auf <len Erlebens- odt!r Todesfall, hien:u z~hlen au<:h die pn vntcn Rcrufsunffih1g­
kc;:i\);renlen \.[JlU Ren\eMahlungen uu~ privaten lfnfollversicheTW1gen, 
3. Vcr~orgungsrcnh~n und llint1.~rb!icben~~nrcnten aus de& Lusatzvcrsorgung 1m öff('ntlichcn Uirnst, insbcsl"mckrc da Vcr­
sorgung,<;an..<;talt des Hundes und dl~r l.nndcr. soweit eigene Beiträge des :\rbeitnehmers gdeisu:-t worden sind. l.1.'ibrcnten 
gchöri.:;n in vnlkr Höhe zum Jahr~~inkrnnm..::n. 1 kr shm~rpnichtig~ Td in Höh~ d~s s<)g. Enrngs:in t~ ils b1.w. tks tla l·k­
steucrung unlc:rl iegcnJcn T e1ls (Rcskut!rungs;mtei1) ist Emk<Jmmc:n mich§ 14 .-\hs. 1 Snll 1 \\'ollCT in \IcTbindw1g mit § 2 
Ab~. 1 Sulz 1 >fr 7 un<l § :2 ::\r 1 Satz 3 EStG. Dii:: Ji::n fa trngsanteil bzw Jen ßc:!)le~lernng:rnntei\ übc:rskigenJen Teile 
sind steuerfrei. aber Einkommen nach§ l~ Abs. 2 .Kr. 3 \\'oGG >.'ur bei ckr E rnHlllung des Eiukommens nach§ 14 ..:\bs. 1 
\VoGG ist dl'r Wcrbungskost1.~n-Pauschb0trag (vgL 1'ummcr 14. l IO :'\bs. 2) abzuziehen, soweit nicht höher1.' \Verbung;;kos­
ten nflchg.:wi.:scn od..::r glaubhaft gemacht werden. 

Zu ~ 14 Abs. 2 Nr. 4 
l..J.21A RentenabfindungE>n, DE'itn1gsE>rsta1tungen, LE>Munge-n au~ berufsständische-11 Vt>rsorgungswerken, .K.lpital­
abfindungfü und Ausgleichzahltmgen 
Verlraglichi:: Abfimlungc;:n, <1uch aulgrnnd i::ines bc:trieblichc:'n Sut.ialphms. unterfalkn § 14 Abs. 1 Salz l und nicht § 14 
1\bs. 2>Tr. 4 WoCG. 

Zu § 14 Abs. 2 Nr. 5 
t.i..21.5 RE>nten, ßeihiH"en und Abfindungen nacb dem SGB Vll 
(1 ) NHch ~ 14 Abs. : Kr 5 Wo(ICi gd 1ört di~ mi<:h § 3 '\r. 1 nuchslHhc ll EStC: :ilcuerfreie R~nle wegen \:fin<krun~ 1.kr 
Erwi::rb::;fähigkeit nach ~kn §§ 5G b1s G2 SCD Vll (:i'Jg. Verkt2k1ueme) zum .luhre::;eink~~mmen. Schaden~rente1t die der 
G1.~schädigt0 nicht autQ.n.:md eig0ner \'crsich1.•rungsb0iträg0, sondmt unmittelbar durch dl'n \'crursach~-r erhält zählen als 
1'rivat0 R,~nten nicht 7.ll den sog. \'l~1·l0tztenrnmen . Sie :;ind als stctwrt1ichtige hnt.;;chädigung für entgangene Kin11ahmen 
(vgl. § 24 \ r. 1 P,uchst;.ihi: a ESt(r) m voller H(\lw Einküntl.: mi<:h ~ 14 Ah~ 1 Stili'. 1 \\.'oUl..f in \ 'erhindung mit §:::: Abs. 1 
EStG. 
(2) ;\ulkrdem gehören dil' n:ich § _„ J\.r. 1 Buchstabe a EStG :;t~Ul' tfrL'l L'n tlent0n und 1-kihilfen an Hintcrbl idiL' lle nach den 
~§ 63 his 71 SUH Vll /.um .l:-1hrcs0inkomm0n. H.rfas:>t w0rt.kn : 
1. l.he Witwen- unJ \Vllwcrrenk nach Jen§§ 6.", 66 SOTI \1T, 
~. ~lie Waüenren\e nach ~kn §§ ()7. GS SG I3 \ 11. 
3. dk l<.1.~nt e an Verwandte der aufstcig0ncknLirui: nach~ fo> SvD Vll.. 
4. ctil' Witwl'n-, Wit\wr- tmd Wais~~nbl~ihilfo nach ~ 71 SGB VJL 
(.~) 1 ks \Vcit.:ren g.:hör..::n die mich § .~ \Jr. l Huohstabc a EStü steu.:rfr.:i.:n Abfindw1g.:n nach ckn §~ 75 bis ~() SC+H VI 1 
1.um Jahrt!scinkommen . F.rtirnsl wcn.len Ah C:imlungt!n 
1. in form einer Gesamtvergütung nar..:h § 75 S<JD \.1L 
2. bei :Vitnderung der Erwerbsfähigkeit nach den §§ 76 UJld 78 scn \:JL 
3. bei Wiederheirat nach§ 80 SGB Vll. 

Zu§ 14 Ahs. 2 N1-. 6 
14..21.6 Lohn- und Einkommcmcrsutzld)ltungcn 
(1 ) Nach § l ~ .Abs. :::: ::\r. i) \\\''!tJtJ gehören die Loh11- und Emkomme11sersatzleistungen nach § 32b Abs. 1 Satz 1 1\r. l 
J:..StU zum Jahreseinkommen. 
(2) J .0hn- und 1-:inh,mm.:nscrsatzkistung~-n niich § 3'Jh Ahs. 1 Satz l >Ir. l ESti.T sind 
1. m1<:h <lern SO R 111 oder dem Arh1.:itsfünl1.:rungsg~~tz 
a) ;\rbcitslosengcld. 
b) 'J .:ilarb0itslns('ng('Jcl, 
;.;) /.us;;hüssc :.:um Arh..:il.-;cnlgclt, 
J) KurY.arh~itc;:rgc;:ld, 

e) Winternu:;follg.ekl (bi~ zum 31 . ::Villrz 2(11)6). 
t) lrnolvenzgdd. 
g) 1\rbeit!;Josenhilfo (his zum Jl . J k7.L~m bc-r 2< 11 l4)_ 
h) t"Jbcrgangsg..:ld, 
i ) Altcrsühcrg;mgsgdd, 
k) Al1crsüber~angsgdd-1\L1~glcichsb~1rag, 
1) llnt~~rhaltsg.cld als Luschuss, 
m) hi.ngli~·dcrungshilfo . 
n) dem L..::h.:nsw1tcrha lt dknende Leistungen nach§ 1< 1 SCHi 111; 
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~ llits aus <lo::m F,urnpfiis1.;hen Sor.ia lfonds linanzitrrt.e l~nkrhalL'igdd; 

J. mu.:h <lo::m S\~ f3 \', SGf3 \ 1 mkr StJB \·TI, derRVO, dem K \ ·'T.G oJo::r Jo::m K\'T,(i 19~9 
a) ~mnl-:.engeld, 
b) l\'luttcrschati:sgcld, 
c) Verl0t7t0ngdd. 
<l) Oherg;mgsgeld, 
\~J vcrg,kichbarc Lohn0rsatzlcistungm: 
wird (therg~ng,<;- odl~I' Vl'rkt7.tl'ng0Jd in Höhe de;;; J\rbeits J o::;t~ngdck:'i l l genhlt smd Empfänger cli0:'>0r 1.~~istung 11nch § 7 
Abs. 1 Satz 1 l\'r. 3 mk r 4 in \'l)rbin<lung mu ~ .-: Abs. 1 \\"otrti- \'0111 \\'ohngd<l :-1usgcs1.;h lt~ss.;n (vgl.§ 2 1 Abs. 4 Satz 1 
SCiB VT un<l § -l7 Ahs. '.? SCiR v1f); 
4. nuch \leru ~foSchG 
a) .\fottcrschoftsgdd. 
h) Zuschw;s .mm J\'luttcrschaftsgcld, 
c) Son<lL'l'Unt~rstützung._ 
5. 7.u."A:hu.<>s hi:!i Reschitlbgung:;\·o::rhoti:!n für Jit:: 7.ei t rnr oder nach o::iner F.nlhiml.ung :mmo:: für lkn F.nthinJungstag wiihrend 
einc:r EllemLA:it nach beamtc:nrc::chtlichen V~m;chriftc:n; 
6. i\.rbeit.c;losenbeib.i.lfo nach§ S6a SVG 
aJ "·\ rbc1tslosenbc ihilfc. 
b) Arbeitslosenhilfo (bi.<; zum 31 . 1 )0z0n1f„0r 2< 11 l4 )~ 

7. Enl-;chfiJigLrngen ru.r Ver<lienslHu.->fH11 nach tkrn Tnl'ektions:;chut;.-.gesc:tz; 
8. nach <lem BVG 
a) Versorg.ungs.krnnkengeld. 
b) C.tbergangsgcld: 
9. nHch § 3 :Jr :B ESt(i sleL1erfreie AufatockungsbelrJgc: i.lder Zu:;chläge: 
10. Verdkustausfallentschädigungmich ckm l ' SG: 
1 L Elterngdd nach dem BEEG, soweit l~S dil~ anrechnungsfr~ien Büträge nach § 10 BEEG übersteigt 
(3) 11as Arh0it<;Jose11gcld wird nnch ~ J.=14 sm~ Jll für hnlmdcrtagc h0rnchnet und gd0istet. \\'trd für einen vollen Kalen­
Jermonal Arhcitslo&"ngi.' ld gde1skt, \\W<lcn für den lvlonal 30 Tage :mgi.'sulzl \\'ohngddrcchtl1ch sind hc1 tl.cr ~nni !tlllng 

Jc:s Jahrc:sc:inkomm en:; dHs Arb!;!itslos~ng~lJ j!;! Rr1knJrnag lmu da~ JHhr mil .•6n Tago::n an1.L1seczen fi.!r l~rnnhnge\d (§ 47 
StJD V) i'.'il bei J~r :Enni111ung. ~k:; Jahrt:~emkommens die gk ichr;: I3c::redmung am:uwcndcn wie:: beim ;\rbe1h]o$engdd. 
( 4) fü~1m Zus:lllJmcnu·dfon von .'.\iuttl~rsc:haf1sgeld und Eltcmgdd wird nach § 3 Abs l Satz 1 rn::~u das .l\1.utterschati:.sgcld 
(mit :'\usnahnll~ des l\·1utt..-:rschaftsge Jcks nach s 13 , \ hs. 2 \ ·JuSchG) auf <las zustehende f-, ltcmgl~lct ang0r0chner_ cbonso dl~.­

Arhdlgi.'b~rr.u-;c huss zum t\'luu..:rscha ft:-;gdJ mtL'h § 14 \.fuSchll :-;i,1w1c Jiu nach h<!umkn- Olkr so lJaknr~chtlichL•n Vor­
sc:hriht!n l'ür <lic: 7~it der T3t:sl:h~irtigungsverhole gt!zahl li:!n Dic:nsthc:züge, Anwärlt::rhc:-.ügc: uml 7,u.-.;c hü:;:;e (vgl. § 1 Abs. l 
Sat7. 3 Bf:~~ti) . ])~ § l O Abs. l BEEG hl~sti mmt. da-is d::is ~ltcrngeld und \wgleichharl' Leistungen der Länder sowt..-: dic­
n~ch 9 3 HEEli auf tbs H1t0mgdd angacchnüt0n l . ..:istung~n hei Sozlalleistungen. <lcr.m /.:-ihlung \'on an<lL'fün EinJ.:ommc11 
abhi~ngig 1st, his :1.u c:int:T Höhe \'On insge:;arnl JOD falfo im l\fonal al:; r:.inkommen wiho::r ü.cksichtigt hlc:iht!n, ist Jer '.)00 
Eurn ubc:r:stc:igo::ndc:: Dc::trag ~k:; ungekürzt~n ElterngdJe:; onr~chenbar. 
ßcisp1cl: 
Es wird f\'luttcrschaftsgdd aus der gesetzlichen Kranll~ri.kas.i;c <§ 13 Abs. 1 l\luSchG in Vcrbmdung mtt ~ 201.l RVO) von 
bkndetiäglich n Euro (mtl. :l9!1 Hurn) g0wah11. D0r 11rnnilllich0 Elkrngdd:m:-:pruch nach ~ 2 HH.ECT b..:trägt 76! 1 Ew-t\ :luf 
Jen llits \:futlen;chrdhgdJ <lt::r g1::><!Vhi:ht!n Krnnkenbssc: in Höhe rnn 390 F.urn angc:rc:chnd wird, sodass sich ein 7-ahlhc:­
trng (,k!; Ellemgekk s in IIüho:: von J71) falrn ergibt w~,hnge!Jr~;;htlich 
anre:chenbar sind nicht nur 7(1 Euro. sondern q(if) .Euro. da von Elte:rngeld und (angerechnetem) ~iutterschaftsgdd msg.esamt 
nur 3ll0 Euro anrechmmgsfrei bkiben. 

Zu§ 14 Ahs. 2 N1·. 7 
14.21.7 Au!)lündi!)thc Einkünfk 
(l ) Nach § lq Abs. 2 Nr. 7 \\'oGG gehören die: nusländischen Einkünfte nach§ 32b 1\.bs. l Sncz 1 Kr. 2 bis 5 EStG zum 
Jahreseinkommen. 
(2) lJntL~r § 3:!h :\bs. 1 Satz l \:r. '.~ his :" l-:StC7 falkn 
l . grun<lsälr.hch ;.iuslänJ1schc Eml.: ünfli.', J1.: m1 \';.:rnnlagungs1.citrnllm nicht J<.:r Jculschi.'n Einkrn11mcnskL1t:r Lrntc:rlt.:gt.:n 
liabl~ll (vgl. im Ei..rm~lncn § 32b ,\bs 1 Satz 1 l\r. 2 b StG) sowie 
2. ~inkünfte. die nach l~in0111 :\hkomml~n zur Vl'l'meidung cb· 1 ).;.1ppelh0st..:uerung steuerfrei sind. 
3. Einkünfü:, <lie nach eincrn son:,1ig~'Tl -.wisch<.:nstaiitli t:ht:n Cburi.'mkomrnen unter J.<.:m Vorhd1alt J<.:r 1-i inbuzichung bi:1 <lcr 
n~rechnung der Einkil111lllC:llSkui::r sleut!rlr<:"i sind (vgl . im Eint.<:"lnen ~ J:h Abs. 1 Sali'. 1 'Jr. ~ ns1c-: ), 
4. Tiinkünfk Jie b.::1 Anwendung rnn § 1 Ab~. 3, § 1 o oder§ 5(1 ~\b:;. : Satz.::. >Ir. .t EStG im Vc:r„utl.ngung~zo::itrnum b~j der 
Ermittlung des zu rcrswuernd..-:n b i..rlkommcns unbc1ück.sichügt bleiben. weil sie nicht dür d\'Ut.schm l!ink.ommenstcu\'f oder 
l'inem St~~uernhzug unterliegen (vgl. im f-: inzcJncn S 32h .'\hs 1 Satz 1 Nr. 5 E:'l tG). 

Zu s 14 Abs. 2 Nr. 8 Huchi;taht- a 
14.21.8a lJnt~rhultshill'e nach drn §§ 261 his 278a 1.:\G 
Nach§ 14 Abs. 2 Nr. 8 Buchstabe o \\'oGG gehört die Hälfte der nach § 3 .>Ir. 7 ESt<J steuerfreien Untcrhalcsh.ilfo nach ckn 
ss 2t)l bis 278a LAG zum Jahreseinkommen. Für di..-: nach <km 31 Dezem bl~r ·21.>!.15 zu l'ltulkndc-n Ansprüche auf Umcr­
h~lt.<;hilfr gi lt § 292et l .A(T. 



- 48 -

Zu~ 14 Ab~. 2 Nr. 8 ßuchst:1hc b 
l4..21.8b Ikihilfr zum Uhen~un1erlmlt ru1ch tl('n ~§ 301bts3011.> LAG 
Nach § 14 Abs. 2 >Jr. 8 l3uchstabl' b \VoUU gd 1ört die Hälfte der nach § 3 .>Ir. 7 EStU soouerfreien Beihilfr zum Lebensun­
tcrhnlt nach ck~n §§ :;01 hi s ."'( 11 b L:\G zum .lahrl'scinkommen. f'ür dil' nach dcm :1 1. 1 )t>zemhcr ~1 lO'i zu gt>währ0ncl0 Heihi 1-
fe zum l.\:h~nsunt~-rhlilt gilt~ 2'.)'.::a l.AtT. 

Zu R 14 Abs. 2 Nr. 8 Duchstabt' c 
l~.21.8c L:ntn halt..hilfe nach~ 4-t tmd l"uterbllltslw-ihih·e 11ach § 45 des l{eparationsschädengesetzes 
Nach § 14 Abs. 2 '\r 8 RuchstHbe c Wo(j(j gehört die llnl ne <.\er llHL'h § J '\r 7 EStCi Slfüerfreien 1~nl<!rhallshi 11~ nach § -'14 
und der "(:nterhallsbeihilk nach§ -l5 ~k:; Repuratilm:;:;chtklengo;>set2es :::um Juhre:;o;>ink@1mo;>n. 

Zu~ 14 Abs. 2 Nr. 8 Duchsl:1bt' d 
1~.21.8d ßeihilte zum uhensuuter}rnlt nach den ~§ 10 bis 15 des .Flüchtlin~shllfegesetzes 
Nach§ 1-l Ahs. ~Nr. 8 Buchslahe ll WoO(i gehört, mit Au-.nahm e der Lei:mmgen nli<:h <lcn §§ 176, 277 T. ACr (vgl. Kum­
mer 14.:! l.Sb). r.lie Ifälfk der nm;h § 3 Kr. 7 EStG steut:rfocien Deihilk w m Leben:>unkrhah nuch <kn §§ !(1 bi:) 15 Je:) 
flücht lingshi!Iegesetzes zum Jahreseinkommen. Für dk nach dem 3 1. Dez.embl'.'r 21)(15 Zll gewährende Beihilfe zum Le­
bensunterhalt nach dem Flüchtlingshi lfogt~SL~tz gilt § 292a LAG. 

Z.u § 14 Ahs.. 2 Nr. 9 
14.11.9 SCcucrfrdc Krunkm1ugcgddcr 
Nach§ 14 i\bs. ~Kr. 9 \\.\;GG ~ehören die nach§ J Kr 1 Duchstnbe a TIStG steuerfreien Krnnkentng.egelder zum Jabre:s­
t'in.k'-imnwn. Nach ~ 3 .>.r. 1 Buchstabe a EStG wird auc:h da5 zum .:\usgk1c.h des Verdienstausfalls im ~rnnkheitsfall ge­
zahlt~ faankengdd aus ein~r privmen h:rankent<igegeldven>:ichi;:rung er!a~ sl. hrnnkengek1 nach di;:n §§ 44 IT. SGD V im 
Ralunen der gese:tz.hchen Krnnkem-i;>rsichernng und na\.h dm§§ 8. 12 und 13 KVLG 19$9 für mitarbe11ende familie:nange­
hörigL~ unu.~rliegt dt~mgl~genübL~r d0111 l >rng.ressionsvorbehal1 nach s 3::b Abs. 1 Satz 1 .>Ir. 1 Buchstabe b HStG und ist nach § 
14 Ahs. 2 \Jr. 6 \VoCl-Cl- 0rfasst (Yg l. :\umnw 14 21<) Ahs. :::: ::\ r. 4 Huchsrnhc a). 

Z u § 14 Ahs.. 2 N1·. 10 
14.21.10 Skucrrrl'il' Rcnll'n n~ch dt>m ;\nliDHC 
~ (> 1\ bs 1 Sa1z 2 1\n1iDUG b0stimmt, dass die monntl1chcn Rcntt~n m llöhc von 272 e uro bis 108~ Euro nach § 3 Abs ~ 

;\nri ])HG zur Hälfte a ls Einkommen berücksichtigt werdL'n. Wt~nn hci Sozialkistungl'n die U0währung oder die H öh,~ v.:.111 
aml\!r.:n f1inkomm\:n abh;·ingl. Di~ hf-il ft1g~ /.1.m.:chnung zum .htlm:-;cinkmnmcn ist durch § l ..J Ah:>. ~ Nr. 1 Cl \VolH; klHrg ... ·­
stellt. 

Zu s 14 Abs. 2 Nr. 11 
1..i.21.1 1 Zuschläge fül' Sonntags-, Feiertags- oder ~achtai·beit 
Dii;: Zu:schfüg~ ft.lr Swmtug:>-. Fi:i i:rtag~- {iuer >fuchtmbi;:it gd10ren Hl voller Ifohi: z~u11 Jahri::seinkommen. ~ktm o.kr :>li;uer· 
pilichtigc 'frtl der Z.usd1lög\~ ist b.::rdts nach § l -l Abs. l :Satz 1 \VoUG in Verbmdung nut § 2 .Abs. 1 Satz 1 }\ r. 4 EStG 
Einkommen. Der nach§ 3b J::.StG stcucrfrt>it> Teil dL~r Zuschläge ist nach § 14 .:\bs. ~ :-.r. 1 1 \1-:'oGG m voller Höhi:- hinzuzu­
rcchnrn. 1 kr H::isis-Stundcn lohn b0triigt höchstcns :'1 l Huro. 

Z u § 14 Ahs.. 2 N1·. 12 
14.21. 12 Vom Arbl'itgd><'r pauschal bcskucrtc Sm:hzuwcm<lu11gen 
Sachzuwmdungcn köru1cn nach ~ 37b HStG auch pauschal '""' rsll'ucrt werdcn. ln dtL~scm Fall smd si(' nicht von § 1"'1 Abs. 
Woi.Hr t>rfasst; s1c g.;hör0n nach § 14 Ah::.. 2 Nr. l ~ \\'o(J( j aha chcnfalls zwn .lahreseinJ.:ommcn. 

Zu~ 14 Abs. 2 Nr. 13 
14.21.13 Vom Arbt>itgeber pauschal bt>stt>uerfn ArbE'ihlolm fiir Teilze-itbeschäftigte und geringfügig DeschMtigte 
Nach § 14 i\bs. 2 >Jr. 13 WoGG gehört der nach§ 4Ua HStG mm " \rbcitgc~bt>r pauschal bcst('Ucttc ,-\rbL1itslohn zum Jahrcs-
0in~omm~-n. :\ach § 40n Abs. 1 l?is .~ HStCr ist unter den dort im Einzdnl'n gerumnt.:n \·,)raussctzungon die Pauschal icrung 
Jc.:r 1.ohnskucr l'ür Tci l 1~ithcschiifhgtc, gcringl'ügig 8csd1iiftigtc und At1sh1lfsh»ft;: m dur 1.:-inJ - unJ rorslw1rtschaft 1.uhis­
sig. ln Fällc~n unzulä.Ssig.cr fäuschalicrnng nach ~ 4(Ja _-'\bs. 4 EStG ist das stctwrptlichtigt~ Ein.kommen bercit5 nach § 14 
;\hs. 1 Satz 1 Woi.Ti.T zu hl'rücksichtigcn. k inc pausch;-ik J-kstcu0rung vnn :\rbt>itslohn für gt>ringfügig ~esch!ift igtc erfolgt 
unkr dt'Tl Vornu.-;...;dzungcn c.ks ~ l{ Ahs l '-:r l un<l Nr : unll ~ Xu ::lOK TV (sog. lvlini-Jobs odi;r 41 lO-Euro-Jobs) bzw hci 
,.\ushi lrskr..if'ti:!n in <li:!r T.and- und f orstwirhcha(t Pie ,.\h~tzung 1u c:-rw:.irlem.kr Aufwendungen 1.u Jes~n fawerh , Siehe· 
nin~ und Erhaltung. i:;t aw;:>chli.eH11ch tn gluubhoii genrncht~r IIöhe LUlä:;:; ig: pauschale [ktrtigo;> dürfen nicht abgo;>Sel<::l wer­
den (\·g1. .\ummer l4. l !J7 Abs. ~ ). 1'\ir die l::nnittlung d0r glaubhafr zu nrnchend0n :\uti.venclungcn ist das EStU entspre­
dimd anzuw('ndt>n. 
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Zu § 14 Ahs. 2 Nr. U 
14.21 .14 Zuwrndungcn und lkitrügt• dc-s Arb<"itgcbcrs zu '<' incr Pmsion~kiassc, dm:m 
Pmsionsfornls odu fiir <>inc Din kt n1·skherun~ 

Nach§ 19 Abs. 1 Sotz l >.r J EStG gL~höH~n loufcndc fü~i trägc und loufcndc Luwcndung~~n des 
i\rhoitg0hL~f~ afö 0inc111 hc~t0hL"ndL'n Dionstwrhiiltnis nn cmeon P.:-nsion:'>fonds, eine tlen.<:ionsbs~ ockr 0in0 Dir.:-ktv0r!. ichL~­

rnng l'ür t:inl' hetri\!hliche .~ lt~nwursorgung grumlstitzlich r.u den ~in l-: ünfkn all'> nichtsc lbsL-;tändiger Arht.) tl. T.:ilt.) <liu~er 

Leistungen sind nach § 3 Nr. 5() und 63 L::stU stcu~·rfä·i . .\ach § l 4 ,\ bs. 2 l\ r l -t WoGG gd1örcn die steuerfreien 'h·ilc der 
P.e1trng.:- und /.uwendung.:-n ehcnfälls .zum .lahrn~·inkommL'n. 

Zu ~ 14 Abs.. 2 Nr. 15 
14.21.15 Sparer-Pau.„rhhetrag 
Nach§ :;1; i\ bs. 9 L::StG isr bei ckr Ermittlung der E1111.iin.fte aus Kap1talvcnuögen als Werbungskosten eiu JJctrag von ::i1.i1 
t--:uro. hoi 7.Usat11m0n veranlagten E.hegattt·n l'in 8t~trng \'On J r.i(J2 i-':urn ab7.u7.il'hL'n. DtL':>0r Spnrer- l'ausc:hboa-ng gchöt1 mich 
s 14 Ans. ".?.Nr. 1' \Voti-t i- nur zum J ;:ihrc~ink<' ll1 mcn_ soweit i.lic Hinküntk aus Kapitalwm1ög.:n Juo Euro üb..:r~tcig.:n. 

Zu § 14 ,\hs. 2 N1·. 16 
U.2 1.1 6 F..l'höhk :\J1~dwngcn und Sund C"rnhschl'C"ihungC"n 
\Verden bl'i L~inem nouen b0w0glich0n Wütschnftsgut dL~S .i\nlagL'YL~rmögens Hn Sinne: dc:s § 7g :\bs. 1 EStG unter dl'.'n Vo­
rnu.c.;s.:tzungcri de:::; § 7g Ah:::>. ~ t-:StCT im Jahr der Anschaffwig nda Herstellung und in den vil.)r folg.:nckn .lahrnn erhöhte 
Ahscl:1.ungen mler Somkrnh~chrt!ihungt!n in Anspruch genom mt!n, gd1ören dit!st! nur ~um fohrt!scmkomm l!n, sowell ~it! die 
höc.;h:>lmögl icht:n Ab:sdt:Lingen für Abnutzung nach§ 7 EStG üb~rskigt:n; § 7g Ab~. l bi:l 4 LmJ 7 ESLG ist nach § 14 Ab::;. 1 
Satz. 2 WoGG nicht anwendbar 

Zu § 14 Ahs. 2 Nr. 17 
U.21. 17 C.rnn<lhe1 rng d~I' Prnduktiunsuurg~1hc-rC'nk und ,:\usglcichsgdd 
Nach § 1.:t Abs. 2 Nr. 17 \Vo\JG gehören der nach§ 3 >Ir. 27 EStG stcuc rth~ic Gnmdb,·trag dl·r Produkt101isautgabL'rcntc 
nnch ck~m FEL f< .. ~ T und das nach ckr gle1ch0n v,)r~hri fl 8t.üuorfrnio :\usglcichsgüld nnch dl.)m ~·E I ,f-'..i..T zum Jahr.:-s0inkom­
m\!n. D\!r stcucrFn:1 ~ Hiil:hsthetrng ht:!rägl insgesamt J 1{4t l7 Eurn. 

Z.u ~ 14 ,\hs.. 2 N1·. 1H 
14-.21.18 Anpasstmgsge-ld u. a. Leistunge-n 
Nach§ 14 Ahs. 2 Nr. IN \VnUH gchörrn di.:- nach§ 3 \r. 60 f...:Std stouerfreien L0isnmgen aus ötfontlichen \'littc ln an /\r­
h..:itn;:hmi.:r di.:s ~tdnkohl~n-, P.;chkc)h1~n- und 1-:r;.b;:rghau.:s, d.:s Hrnllnkohkmid bmtt.):-> unJ d.:r Eisi.:n- und :-i\tih linJustri~ 
aus Anltiss von Sti111egun gs-, Einschriink L.Dlgs-, l~mstdlungs- odt!r Raliom1lis1erungsm r·il .~mihmen 1.um Jahrest!inkomnn:n 7.LI 

diesl•n L~i stungrn gL~hört 7_ 8. das sog. ;\npasstmgsgL•ld für Arb0itnd rn1er des Sll'ink(lh le nhcrghaul'.':'i und des Hnnmkohlen­
ticfüau.:s. 

Zu§ 14 ,\hs. 2 Nr. 19 
U.21.19 \\~ icdc rkch rcndc Tic:t.ügc 
( 1) Nach § 14 Abs. 2 Nr. 19 WoGG gehören die nach § ~2 Nr. 1 Satz~ EStG dem Sm pfä.ngl'r steu..·rlich nic:ht n 1zu1L·c:hMn­
den wicJcrkl'lir.:nckn 8 ezügc. die ihm rnn .:incr Person. diü kein Haushaltsmitglied i::;t. als G.:Jd- rn:kr Sachkistung g.:währt 
werden, zum 1Hhrt!semkomml!n. N<1c:h § '22 '-:r. 1 Sal1. '2 FS Kr sind Jie wieJ<!rkl! hrenden F·kzügt!, Jil! lTl!1willig otkr aul'­
grund t:iner fr t:iwillig bt:gründeten Rechtipföcht ~)der einer gc:~ Ldich unkrhall~berechl ib,tten Pcr.mn gewahrt wo;:rdcn, nicht 
dem Empfä.nger zuzured111e.n (\·gl. § 1 ~\bs. 1 bis 3 EStG) . .Kindergekl nach dem DKlJlJ i<;t als Einnahme ruich § 14 Abs. 2 
Nr. 19 \VGGG unbcachtlich~ ydodi ist z. B. von den .Eltern an Kmder \rnltc:rgc:k itetes Kindergeld l. 'ntcrhalt und gchöit zu 
den wi.:-dorkohrenden Hai.ig~n /.nhlt die Famil i0nkas~ das Kindorgl.) ld nach § 74 Abs. 1 Satz l E:-ltG unm ittcloor an dns 
Kind H LL'\ wirJ dil:ls ji::uoch nicht als F. innnhme i:lr f<isst. 
(~)In <.kn Fällen dt:::; § 5 Ah>. 6 \YoGG $Ü1<.I atL')~chl ieHlich L.:i:;wngt:n y~m Kintk;unto;:rhah i:: inc::; 'Ellemto;: ib; an ~kn ~mJt:ren 
Eltemte. il oder an das Kind selbst ah EiJmallllle des Kmdes z:u berüd::s1cht1gen: em Abzug beu11 leistenden Clte.rnteil ist 
nach § 18 Satz 1 Nr. ~ \\'oGG möglich. Gd d- odor ::\ach.lcisn mgen, die wahrend des i\ufonthalts des .Kindes bel 1.~inem J::l­
k mtc.il von di~sem ernracht wcrdl.)n, sind k~inc 1-:innnhmon. 
(.=;) Von <l.:r Ann :chnung <iusg~nom nrnn isl ein Jf-ihrlic.:hi:r 8\!lrag v<m bis rn 4lWiJ 1-:urn, Jcr l'ür ..: im: <lurc:h Jen Empl"i-inga 
odor di1.~ Empfängl~rin di0s1.~s ßotrag~s benötigte Pflcgep~rsoni odür -kraft verwandt wird. J.3ci der zu ptkgendcn 1\~rson muss 
,~ine J>fkgd~edürtrigh~it im ~inne dos § l 4 SGH X I nnchg.:-wi.:-sen s0in. Der H.:-trng muss nn die ptl0g0nd0 l'erson tmm rttcl­
h:-ir üh;,:rwics~n 1.v;:n.kn ou~r aufgrund einer 1:m!.kut1g1.'TI Z wcd..: hcslim1mo1g nm <lcr zah li:n<lcn P~nion urbrn;;ht wcn.kn. r .cht 
Jer Empfi:ingn oder die Empl'iingo;:rin Je!-; Belrag~s in einem TTt!im im Sinne UI!~ fTe imgest!t1.cs rn.ll!r .;nlsprec.;hender Ceset1.e 
der LünJ<;'r. rdcht eine Zweckbe:;\immung durch ~li e t:ahkfäi< Per~on aU::;. (:n~:hädl ich für dio;> Be.rück:;ich1igw1g ~k:; Detrn­
gc!; ist die Loistung von llflegegdd 
(4) J)~r von der Anrechnung ausgonom mrnc Hctrng wird durc.h dio Höhe der KO:'>rcn für die Ptkg0person begrnnzt. L'S sei 
J..:nn. Ji..: Kost;:n li~g..:n üh.:r J..:m fk trng von 48110 r.um j~ih rl i.:h h1.w. 41)(1 !-;um monatlich 1-<;in gd..:i:>tdos Ptkg..:gclJ hat 
kt!in!!n Einfl uss auf die TTiihe des au.s zunehmenden B etn1ges. 

Zu § 14 Ahs. 2 Nr. 20 
U .21.20 l fu terbaltsleistungen, Ve1-sorg1mgsleistuugen uncl Leistungen aufgrund eine-s V E'rsorgungsausgleichs 
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Nach ~ 14 Abs. ~ \Jr. ~(J \\'ol1L1 g~hören u_ a. CnterhHltsleistungen eines gesc..:hiedenen oder dauernd gdTennt lebenden 
Ehr:gHllen. uie ni<;h\ uer ßo::)\euerung nach§ 22 Nr. h1 EStG unterl iegen, Zl.1111 fahres...:inkümmen; die Anre<,;hnung v~m :)\eu­
<:rfr<:i<:n Unlerhnllski.~1ung.~n zwisd1~n Leben.spm1nern L1d~r Leb(n~plu·tneriru1en nh Einkomm(n richtd sich ~lugeg<:n mich 
§ 14 i\bs. 2 Nr. 19 WoUU. 13~i den .t::inrn:thmm wird L1in Betrag 1ron 48UO 
f.<:ur,~ jiihrlich für l lnlerh::i ltc;kisrungon wegen Jlikgd~.:- dürftigkeit herück:>icht1gt (vgl. Nummer 14.2 L19 i\hs. J und 4). 
SDl'em es :;ic.:h bei Einkünften :-tlL'> \'enmrgungslei:;tungen ufü.I LcistLrngL'fl auli:,.'TLtnd uincs ::H:huldrcchtl ic..:hcn Vcrsorgl01gs­
au$gl~ichs nkht um sonstige Einl.iinftc nach§ 2:;: .EStG handelt werden sie durch§ 14 :\bs 2 >.r 21.i W~•Uv als Einnahme 
,1rfasst. In dteSL~n F~llen ist diL~ ,\hset7.ting des Frn1hetrngt~S ni~ht n.1rgesehen. 

Zu~ 14 Abs. 2 Nr. 21 
14.21.21 Lc·i~1ungen nach de-m L ntc-rhaltsvorschussgt>sc-tz 
Nach§ l..:t 1\bs. :! Nr. 21 \V(.1UU gehören die Leistungen nach dem L' Vv zum Jahres~·inkommm. 

Zu ~ 14 Abs. 2 Nr. 22 
l.+.21.22 Leistungen Uritter rnr Bezahlung der )..-1iete oder Autbriugung der Belastung 
Nach§ l.J Ab::> 2 >fr 2:;: \VoGG gchör<n Lci~ tungcn Dritkr zur I3ezahhmg Lkr :vliete 01.kr Auibringung ..Ji::r Dclastung w m 
Jahreseinkommen: s1e werde:n mit :\us11alm1e de:r Leistungen nach § 11 Abs 2 >:r. 2. 3 und 5 \VoGG (vg.L Nummern 
11.23. 11. 24 und 11.26) nicht von der Miete od('r BL\lastung abgl~setzt. 

Z.u § 14 Ahs.. 2 Nr. 23 
14.11.23 Ldslungrn nach drn ~§:;und 12a USG 
(l ) :'.\ach§ l -Li\b$. 2 :'.\r. 23 Duchstnbe: n \\'oGG g.ehöi t"ll di~ nllg.emdnmLeistunge.n noch § 5 l"SG. nach§ 14 .Abs. 2 ~r. 
23 Buchstabe b \VoGG gchörnn die Leisn.rngen für Grundwehrdienst leistende Sanitätsoffiz11.•re nach s Ca USG zum .lah­
re~inkmnmen 
(2> .-\Js :\.·Iindt'=stlei.st ungen werden nach § 5 ;\bs 3 l·sc gewähn 
1. der chcfmu üder d~m Lebl~nspartn('r 36 7 Euro monat!Jd1. 
2. dem ersten Kind 11 g_:'\o Hurt\ dem 7.\Witen Kind l lC: huro_ dom dritten und jeckm woiteron Kind je 8' Euro mrniat lich. 
Der Rdrag mich N ummer 1 erhüht sich iiuf i 42,:"0 Euro, wcTin <lic Hhefrnu oJcr der 1.eh.:nspartner mit emcm oJ cr mehre­
ren rn in<.lerjAhrigen Kindern in eim:m gemo:immmen Haushalt J.::hl um.l !Ur <lo::ren Plleg< und Erziehung sorgl. 
(3) .Etwt11g,c höher<: Lt::i:;t ungrn nach § ) Ab::;. 2 CStJ ::;ind zu bi;>rüd:.:;1dll il,1.(n. 
( 4) \\' l':hrpt1ichtig.e, d1~ Grundwchrdil':nst als Sanitätsofftlll~r in m ilitärfachl icher \.\•nvendung lcisk•n, ürh,'l lten nach § 1 '.2a 
;\bs. 1 L SCr einen Hetrng Ynn monatl ich 94ü hurn. Sind umerhaltshernchtigte ram il ienangohörigl~ im engeren Sinne 1t:'lch § 
J Abs. 2 Satz 1 lJ~L j vorhamk:n, .:rhöht sich dks~r 8..:trng :·auf monatlich l 2~7 Eum; d11.:s g1 1t nicht für Jic i'.cit, in <lL'T auch 
Jer T.chcnspnrtncr tlTunJ wchnli enst leistet. 

Zu s 14 Abs. 2 Nr. 2-t 
1..i.21.H l ruterllaltsleistuugen nach dem st;B V 11 l 
( l ) Nach § 14 Ab:->. 2 }(r ~4 \\'oGG gl.'.hön die Jfä llie 1.kr nach Lurnll!!>recht gdtcnJ l!n oder \'Oll mv.lerwr:.i\ig m1\or i::;1crten 
Stellen cmpfohlcn~~n Pnuschak für die laufenden Leistungen für den notwendigen l'nr~·rha lt einschlicßlkh dt"r l'nr\~rk\uÜt 
jedoch ohno die Kosten der .Erziehung für 1' incb. Jugendliche und JUnge \'oll.iährigL1 nach § 39 Abs. l in Verbtndung mit s 
33 oder mit~ .~5a Ahs. ~ >Jr. 3, auch in \'crbindung m it ~ 41 Ahs. '.i. S~rH VI II zum .lahrcseinl.:nmmen des Kind.:s . .lugendli­
cht:n un<l j ltngen Volljährigen. Alt!' di t! tabiichlichcn Kmlcn komm l t!S nicht ;in . 
(~) l\ichl aru:~ir.:chncn ist die Krnnk~nhilk für >·finderjahrige biw. junge Vol1j~hrige nach § 4(1 SGI3 \TIJ: :;1e :;kht al:; 
zwc:ckgebundene Leistung für de:n Krankheitsfall nkhl für de:n allgemeinen Lebc:nsunterhalt zur Verfügung. 
(3) Die l:krück.">ichtigung dor Koswn der Hrzidiung L~rfolgt nach § l4 Abs. ~ l\r. 25 WoGG. 

Z.u § 14 Ahs.. 2 Ni-. 25 
14.2 t.25 Ku~tcn der Erzifhung nuch d~m SCB ' 'lTI 
Nach§ l ~ Abs. ~Nr. ~5 WoGG gehön die lltillte der nnch Lanclesrecht geltenden oder von nnderwe1tig m1torisienen Stel­
kn cmpfohk nen J'ouschak für dit~ Koswn dL~r .Erziehung für Kinder, Jugcndhch\1 und .iungc \ olljährige nach s 39 :\bs. l in 
V0rbindung mit § 33 oder mit § 3~a Ah~ 2 1\r. 3. auch in \'eroindung mit § 41 Ah:>. 2 sm~ VI 11 wm .k1hw ;eink0mmen ckr 
Pllcg~p<:rson. Auf <l1..: latsiichl ich..:n Kosten kommt C:l nicht (i ll. Können in Fi-illcn <lcr \'<11 11.citpll..:gc Ji..: Ko:;tcn Jcr r.mc­
hung nicht fcstgcstdh werden, \Wil ~inc Gcsamtpauschak (notwendige Unterhalts- und .Erzidmngskostcn) f0stges0tzt oder 
,~mpfohkn worden ist ist bt' i der Einkom lllL'nsermittlung nach § 14 Abs. ·~ \ r. ·~ ..i und ·~5 \VoGG die Hälfte <liL~ser (i-esamt­
p;iuschH l<: :.:llgrwllh: :.:Lt legen 

Z.u ~ 14 ,\hs. 2 Ni-. 26 
14.21.26 Lcisfun~en zur Gruntlpßr~e otlrr hauswirtschaftlichen Vcrsoq~un~ 
Nach § 14 :\ bs. 2 >Jr. 26 \\\;(H.T gl~hört die Hälfte der Leistungen mr Orundptkgl' (1dcr hau:>wirtschaftlichen Vcr:-;orgung. 
Ji..: mwh § 3 Nr . . 16 ES!O :;t..:ucrfrci :-iim~ zum Jahr...:scmko111 m0n Jcr PO...:gcpcrson Steuerfrei ist <li.: Vergütung d..:r Pfkgc­
rerson his wr TTöhe des P l1 egcgelJes nach § 17 snn Xl , wenn <.hese T.e istungen \'Oll .~ngehörigen des -Pl1egehe<lürfligen 
oder von anderen Pcr:;onen, d i~ dam it dnc :;iltliche Pflicht im Sirme Jes § 33 Abs. 2 EStG g.egenub<:r dem Pllcgi::b...:di.irftigcn 
\~rfülkn. erbracht \h~nien ( weik~rgelcit0tes Pflegegeld). Di~- Rcgdung gilt auch für Pflcg~·gdd aus privaten Versichcnmgs­
verträg0n nach dcn Vorgaben des SGB XI oder L~inc Pauschalbeihilfe nach BL,ihilfornrschriften für hausliche Pflege Vo­
r:m~s.:tmr1g ist, dass die Pfkgeperscm kcm Haushalt=-mitglicd des l'fkg..:bcdürft igen ist. 



Zu~ 14 Ab~. 2 Nr. 27 ßuc.:hstabf 11 

l-i.21.27;1 Lristu~m nach di;-rn DAföG 
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Nach § 14 ;\bs. 2 Nr. ?.7 JJuchstabc a \V(1GG gd1ört die Uäl ft~~ der als Luschüss~· ~·rbrachten L1.' i$tungl'n onch dem fü\föü 
mit :\wmnh1t1 1'.\ dö l~inderh,~treuungszusch lngc:; nach § l 4h 8:\föG zum .lahrnsl~inkomntC'n, und zwar w1abhängig davon, nh 
<lcr Geför<l~rk ausw~irlig oder be1 <l~n Eltern unlL'rgdm·id11 ist. 

Zu R 14 Abs. 2 Nr. 2 7 Duch~h•b<> b 
l~.21.27b Leistungen der .ßegabtenförderuu~swtrke 
Nach § 1 4 . .!\ hs. ~ Nr. 2 7 Buchstahl! h \Vo(i(j gc;:hört die THi lft l! d~r als 7.uschü.ss~ ~rhrncht!!n T .eistungen <l~r R!!gahtcn för<l!!­
n.ITTgswerkc. SlW<l!it sie nicht von § 14 ;\b:>. ~ >fr ::!S WoGG crCa~:>l siml (vgl ::\ ummer 1 ..i.21.28). zum fohrc:>c:ünk1.muuc;:n. 
Hcgabtcntl11\krnngsw~rh~ lm ~mnc des § 14 ,\ bs. 2 .>Jr. 27 füichstabc b \\'ovv sind in<.:b('somk rc 
1. Cusnnuswcrk e. V., H1schöfüche Studie1üordenmg. Bonn, 
~ . ~.wmgdis;;h0s StuJiC'nw0rk 0. \'., Hau:-; Villigst. Sc:h\~wt0~ 

.l FneJrich-E hcrt-St i1hmg c. V„ Ronn; 
-4 . Friedrich-l\aumann-Stifümg e. V„ ßi::reich S1u<lic;:nför<li::ru11g. Pot:><.lam: 
5. ll11J1ns-Seidd-Stiti:u~ e.V .. :\1üncben. 
6. Hnns-Böckkr-Stifümg <: .\.' .. Düsseldorf; 
7. H0inrich-Holl-Stiftung ~ . \'., l·krlin: 
8. Konrn<l-AJcnau~r-Sti llung e. \'., St. AltglLilin ; 
9. fü1::m-Lw~emb~1rg-Stilhing e.V .. Di::rlin; 
10. Stiitu~ ckr Deutschen Wi.t1schaft e.V .• Studienförderwerk Klaus }vfurmann. Derlin: 
11. Srudil~nstiftung des dcutsohcn Volkes 0 . V .. Bonn. 

Z.u § l4 ,\hs. 2 N1·. 27 ßuchstatll: c 
14.21.27c.: Sti(X'ndicn 
Nach § l 4 ;\bs. 2 l\ r. 2 7 8uchsrnh0 c W nGG g1.•hört di~ Hälfte ckr als Zuse hüss0 0rhrachtC'11 l .C' istungen d0r 1-kgahtenförd~­

rnng, U.1c ni<:ht von 8 cgahten fön1crungswcrken :->lammen (z H. l.uislLmgcn dur l.än<lcr, \·on L mvcrsitiitcn und ( lntcm<!h­
mi::n), zum Jahn::i(! ink~1mmc;:n . Auch die entsprechi::mJcn J.o;:i:o;tungen <lo;:r Olto-Tkneckc-Stilü 1ng unJ anJi::rc Stipc;:mlii::n, so­
weit sie nicht von § 14 Ab$. 2 >Tr. 27 Buchstub~ b. Nr. :& odo;:r l\r. 29 \\'o(i(i erfos~t siml. gehör~n zur [ltilik ;::um Jab.r~s­
l~inkomm\~n. 

Zu~ 14 Ahs. 2 Nr. 27 Buc:hstalw d 
U.2l.27d Rcrufsaushildun~shcihilfc und :'\u.„hildun~s~clcl nach dem SGRTIT 
Nach§ 14 .:\hs. 2 Nr. 27 Buchstabe cl \.\.'oCJ(i gchi\t t diL~ Hälite der nnch ckn ~§ :"9 bi:l 7:" Sm~ IJJ gewährten Hcrufa'lushil­
Jungshrihllfo un<l tks mieh J..:n ~ ~ 104 ff. Stl H 1 II g0wähtfoni ..:\ushi ldungsgdd.:s zum .lahrcs~inJ.:omm cn. 

Zus 14 ,\hs. 2 Nr. 27 Buthstat'K' (.> 

U.21.271: T.cistungcn nat:h dem ,\ufsticgsforthildungsfiirdcrungsgcsch: 
Nach§ 14 Abs. 2 >Jr. 27 Buch<:>tab<: <: \VoGG gehört die Hä lfh~ ckr als Zuschtlssü Grbrachtcn Beiträge zur Deckung des Un-
10rhaltsh0cl::irfä nach dL>m AFHG zum .lahrcs..-:inknmm..-:n. 

Zu S 14 Ahs. 2 N1-. 28 
14.21 .28 C.rnduicrk nriirdcrung 
( I) ).ach 9 14 Abs. 2 >Jr. 2~ \VoGG g<:hört dil~ als Zuschuss gl~zahlte Grnduil~11cnfördmmg in rnlkr Höhl~ zum Jahrcs.:-in­
kommCTl. Solche Zuschüs~ sind insh0sonckr,:-
I . Pronrntionsstip~ndien d~r Bc:gabtc:nförd~rungswo::rJ.:o::, 

~. Prnmtiti~m::>::>tipen<l ien in Gra<luierti::nkolkg:), 
3. Promotionsstipe:ndien nnch Landesre:cJn. 
(2) Forschungsbcihilfon. Drnckkostcnzuschüssc . .R.cisckosten2uschüss0 U. a. Leistungen sind kdne GraduicJtC'nfördcnmg im 
Sinne dl'.\::; § 14 Abs. 2 l\r. :!X \\'o(i( i . w0il si0 projd.:tbcmgrn sind und dah~r d0111 Haushalt zur D~ckung ck~s l .cbcnsunt~r­
h;ilL-; nid it 1.ur Vcrrügung sL.:hl!n . 

Z u ~ 14 Abs. 2 Nr. 29 
1-t21.29 Zuwemlmt~en m1cb dem Full>ri~ht-Abkommen 
Nnch ~ 1-l Ahs, 2 'Jr. '}9 \\'o('; c; gehört dii:: lfalrtc Jc;:r llHi.:h § 3 l\ r. 4: EStli SkLLt::r!reien 7.uwenJu11gc11, die HLL[gruml des 
Fulbright-Abkommen~ un Stlpt!ndiatcn ($tudit::renlk i\usluu:;.chldu·cr und \Vi~t::Jl:>chuftkr) g.a.nhlt \\'cr~kn. zum Jahrcs~in­
komm cn. 

Zu § 14 .-\bs. 2 Nr. 30 
U .21.30 Zum Lt>bensuntt>rhalt bestimmte Tr:rnderlt>istungen 
§ 14 Abs. ~ Nr. 3(1 WoGG erfusst llie zum Lcbl!n-;unterhall bc:stimm tcn L_.istung1:m nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 9 
Wo\J\J unabhangig davon. ob bci dernn lierechnung Kosten ckr l'ntcrkunft beruck.sichtigt worckn sind oder nicht. L~~istun­

gen zum Lcbcnsrn1tcrhalt sind grundsätzlich w·ieded;:chrl~nde L~~istungcn~ ci.nrnaligc Hilfen tmd Bcdmfc. z. B. nach § 31 
S(i-8 X I r, gd1örc11 nicht dazu .. .\usgcno111m0n sind Leistungen mich § 14 Abs. 2 \:r. '2 -1 und~" WoGU·. 
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Zu~ 14 Ab~. 2 Nr. 31 
l-i . .21.31 :'.\:Jfohwrt C'igc-~enutz.h>n Wolmr.mms 
l!.ci dem Eig\~nhilll\~r von \.Vohn.rnum im eig0nen Haus mit m0hr als z.vt1.~i \.l,\.ilumngcn ( § 3 Abs. 1 ~atz 21\r. '.2 \.Vo<JG) gc­
hö1t der n:ich ~ 7 \Vo~r\: n.1 L'rm1ttelnck~ l'vlietwerr des L'igengenumcn \\:'ohnrnum:> nach~ I ~ Abs. 2 Nr. 31 Wod·(r zum 
JHhrcscmlmmmcn (vgl. '\ummc.r ~)3 J) 

Zu ~ 16 (Ab.m~sbeträ~e für Steuern und Sozialnrsicberu11~sllE'iträgt-) 

Zu~ 16 ,\hs. l Sat1. l ~r. 1 
16.11 Skucrn ,.-om F.inkommcn 
(!)Zu dc.-n Stl\uern vom Einkom m0n gdlhren clte Einkommen~m.~uer. die Lohns~uer. der So lidan tätsmschlag, dic.- ~npimler­
trngstl' uer un<l Jic h: irnh..:nsieucr. 
(2) Die Skut!m vom F.inkom men müs:>t!n lHlsiichlich entrichtet worden s~in odt!r entrit:hlt:t v..-en.len. Au!' dit! Höhe 1'ommt e:> 
nir.;hl an. fü genügt. wenn Jic Steui::m nur eiru11al jfü1.rlich entr ichtet •\·enkn. Ob !iit: lurl.kkgea1hll wur<.kn :>ind o<.kr :c:urück· 
gezahlt werden (z. D. bei einer Ilinkomme:nst.;:uerveran.lagun~). ist nicht erheblich. 
(3) D\'f "·\rbe1tgebL'f kann nach§ 40 c·\bs. l bis 3 EStG untL~r \.\•rzicht nut die Vorlag(' ('lller Lolm'>tt'llerkart:L' die Lohnsh·ucr 
mit einem je mch h 1llg0st:iliung unt('r.;chi..:dlich hohen Pau::;chst('u0rsatz 0rhd,0n. Nach § 40a Ahs. 5 in \/('rhindung mit § 
40 Abs 3 Sab. 2 Halhs;it;1. l F.Sg} ist d~r Arht!itgt!bt::r SL:hLtldnc!r dt:r paust:hal~n Lohnsteuer, :;odm>s <lt:r Arbeilnehmer nh.:ht 
bda!ilel i!il. UnabMngig nin der IIühi:: Ji::r fahi::bung Ji;:r Lohnsteuer Jurch den Arbcitgebi::r in den fällen <.k:> pau!ichal be· 
steuerten .:\.rbeitslohns nach§ .:IOa EStG ist daher ein pouschnkr .:\bzug nnch § 16 ;\bs. 1 Satz J 1\r. 1 Wo<.J<.J für die Leis­
tung von Stemm vom l:'.inkommc:n rnc.ht vorzunehmen. \Vird Jedoch die pauschale Lohnsteuer vom :\rbeitgeb('r auf den 
A.rbeilnehmcr a11gcwii12l (vgl § -'Oa Ah;. 5 in Verbindung mil § 40 Ab!i. 3 Sat2 2 Tialb:>at:c: ~ EStG) LmJ dii;scr lal:>üchlich 
belastd. ist em pa\ischaler ~\bzug na-.b § lG Abs. 1 Satz 1 )Jr. 1 \.VoGG n~rzuneb.men. 
(4) Kirchl\nsteuem sind die ,„on N.digiofögem\~mschatt\~n m it öt't~ntlidH\~chtlichcm Status (Rclig,ionsg,l\scllsclt:'ttkn im 
SinnL~ des :\rtil.:üls l 4•l (hr) in ,\ hhängigl.:c:it mm 1-:inkommen erhobenen 8citrägc. l 'nahhängig von der Höho der Lohn­
mk.,- Emlommcnstcucr i!rhoh~m· Ahgahcn (sog. l\·liml{.'st-1'irchcnstcuer), Kirt:hgdJ oder Rc1lnig.: in Forn1 von Sp~n<lcn 
~ider Umlagen zu Rcli:;ions:;emeimchallen sinJ kein!! l'irchenskuem und damit keine Steuern vom Einkommi::n im Sinne 
des§ 16 .\h>. 1 S<it:c: l Kr. 1 \VuGG. 

Zu ~ 16 Abs. 1 Satz 1 .\r. 2 und 3 
16. 12 J>ilkhtbeitr;äg"' 1.Ul' gl.'srti.Jkhl'n k':rimkl'n-, Pfügc- od(•r Rcnh'nwrskh(•rung 
( 1) 7.u den Pllichthe1tri-igl!n zur gesel:t.lichl!n Re!ntcm·crsic h~rung gehören auch <li e P lhchthe1tTiige :t.ur Allerssicherung <kr 
l.andwirre. Zu den Jlt1 ic.hthl'iträgen zur gL~SCt7. lichL'll Krnnh~n- und ~L'nt.:'.nvcr:>ichl'rung g('hören auch die l-kitrngsant\· ilc, di\' 
sdhslsliimlig0 Künsikr und Publ izisten an di0 Künst kr:mi'.i:1ll..;:-iss0 mwh Jen~§ 1 :"und 16 KS\:\r cntril:hten. 
(2) Aul' dit! Höhe dt:r 11eitriigt! kommt t!S bei § 16 Ahs. 1 SHl:t. 1 WoriO nicht an. 
(3) Tiin :\bzug ru.ich § J() ;\bs. l s~m: J >:r. 2 unJ 3 \:\.'uGG k~m1mt nicht in Detrncht. werm l3e1u·(1gc :c:ur ge:;i::tllichen K.rnn· 
kcn-. Ptlcgc- oder H.L~ntcnvcrsichL~rung nusschlieHlich nus Leistungen ünt~r bL'strincn WL'rden. die rucht zum JahresL~in­
komm en g1.~hörl\n ; dies sind z. B. Fälk~ 1. der Cbernnhmc der Beiträge zur RL~ntenversiche11.lllg durch dm Bund nach dm §s 
14 und 1.' f<'EL EH. 
~ . der F.ntriuhtung rnn 1'rnnken-, Pllt!g1:- mkr Re!nlenvl!r:>ic.:herLmgsheitr..igen Rd1mderta <luTch c.kn Tr..iger c.kr F.inrichlung 
nar.;h §~SI Ab:s 2 Sat:c: 1 >:r :: SGD V,§ 6i'1 Ab:>. 1 Satl 1 SGB :XI urn.l § l68 Ab:s. 1 Nr. 2 SGB \.1) 
(4) Obemimmt der Arbeitgeber die Deitröge zur gese:tzlichen I(J'allken-. Pflege. oder Ren1em·en:;1cherung und hot der 1\r­
beitJldl.mer keine 8\~iträge zu entrichten (im fall einer gcrin~füg,igen Beschaftigung: vgl. § 8 Abs. 1 SGB 1 V), ist L'Ül pau­
schakr Ahzug nach § 16 Abs 1 Sat7. l \r. : und _:; \\'o(fn nicht rnrzunehm..::n ; d.:-r Arbeitn0hm0r ist nicht belastet. l)('r 
Jlilllst:hHlt! .ß.h:r.ug rn;,;h § 16 Abs. l SHL:r. l '\lr. .1 \\'oGG1st j1:<lod1 ilinm r.LI gt!wfihren, w1:11n <lt!r ATbeilnehmt!r freiwi llig ili:n 
vom Arbi::ilgl!bcr gi::zahlten Bc1trng t.1.11 Renkm·e~1chenmg a1..1fattickt 
(5) Emrichte:t der /\rb.;:itndune:r (nach Verdiensthöhe gestaffdtt~) ßeiu·nge zur gesetzlichen Kranken-. P11ege- oder Remen­
versich\~rung (im J:iall der sog. _\iidi-Jobs ln einer G leitzonc nlit 1.' ulem .'\.rh·its1.~ntgclt zwischen 40U/l1 und g(l())JO Euro im 
l\fonat: vgl. § 2rl Ahs. 2 SO~ 1 V). ist .:'.in p::iuschakr Ahzug nRch s 16 Ahs. l Satz l t\r . 2 und .i \.VoGG vorzunehmen. 
(6) LHufi.."Tidc Bcilr.:ig\.' :r.u öffentli.:hi:,n o<ll!r privaten Vrnnc.:herungl!n oder i.jhnl1;,;hrn Einric.:htung.:n .:n!spn:chcn hmsichllil:h 
ihrer Zweckbl'cstimnrnng den Pt1ichtbciträgcn zur gl~sctzliche·n Kranken- und Pflcgc\'1.~rsid1enmg oder ges~'tzlich\'ll l~~nten­
vcrsich.::rung. wenn sie dazu hl'citragen snJkn. für den HL'itrag.-;1.<ihkr oder dessen Familie 
1. Jji.: notw{.'rnhgcn vla.ßnahm~n ;.:um S.:hutz, zur Erhaltung, zur Ho:>~i.:rung uml ZLlf \Vicdcrhurstdlung <li.:r licsun<lho..:1 t und 
T .c:islungs!i-ihigkeil ti<lt:r 
:!. ~]i<;' wirt::>c:lmnliche Sicherung bei Knmkhcit. )..Ju\\cf!;cha ft, lvfindcrung der Erwcrb:-ifohigk<:' 1t. Pfli::g.cbcJürfügk<;'it ~mll 
1\lter ockr 
3. dil' wirtschaftliche Siohernng dl~t H intrrbliebünen zu gl'Währleisten. 
< )b dm: Sit,h..:rung J..:r Zw1.:d:ho..:s!immung Jc.:r g.;sd:di.:hc.:1~ f<..:11kn\'C.:rsil:hc.:rL1ng 0nt:.;pricht, i:-1\ unahhiingig Vtm d.:r Höh.: J1.-r 
i'.U C!r\VHrkmlen T.ei:>tungen. 1.Hufemle neitTi-ige! l!ntsprcd1c:n hmsichtl ich ihrer 7.wcckbt:sbm rnung mcht <len Pl1id1thc:itfi:igc:n 
zur gcsi;tzlichcn Rc:nti;m·i;r.;icherung. wenn Jas wr:-iichcr\<;' zu bi;ruck:>ichtigi;nJi; Umi:;lwlL:m1itglicd bcrcib eine Ri;ntc we· 
gen Alter!>(~§ 35 bis 42 SGB \11) aus ckr gesetzlichen Rl'ntenver!>ich('rung oder eine Pension bezieht. D0r Bezug anderer 
Leistungen, 1vi(' z. B Witwenrcnk, Erwcrbsunfähigkcit-.;rentc, \\'itw~npl'rts ion u. .\ schließt d\'n Abzug lautender J:kiträge 
bei der 1-:.rm ittlung. des .lahresoinl:ommcns nicht :rns. 
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16.13 Frdwilli~c;- lkitrügc tu Ynskherungcn, dk drm Z.wtck der ~C!\ttdkhm Krnnkm-, Pfltgc- oder Rrn1<>nYcrsi­
chc-nmg ('111sprtchrn 
(l ) Ein .Abzug nach § l(i _:\bs. l Satz 2 WoGG für freiwillig..:: fü•1träge kommt nur i11 l3ctracht. w..::nn nicht be1\•its ein rnt­
sprcchender ;\hzug nach§ l 6 ,\h~. 1 Snt7. 1 \ r. ::: oder Nr. 3 Wo(j(j erfolgt ist. l ~r Abzug mich § 16 .-\hs. 1 S~tz 2 \.VoGG 
erfolgt m Höhe von lo Prnzent <l~s sith mwh den §§ 14 ltnd 15 \\:oOO crgchcml.cn Hetrnges. Der .!\tm.ig mich~ 16 Ahs. 1 
Satz 1 und 2 \VoGU darf insgesamt 31.l Proz~nt des sich nac+11 dm §§ 14 und 1 '.' \\'o00 crgcbrnden L3ctrngcs nkht übm;h~i-
gen. 
(2) h tn Abzug ist ;iuch Jann zul:issig, w.:nn ein i'.u bcrüd::->whtig.:mks H;iu.-;haltsm itgli.:d diL' R.:nr~ig.: zu lrllnsti.:n cmt-s 
anderen 1.u herüdsil:hligcmlcn TfaushnlL-;m itglie<lcs t.iihll. D;-i s Tlaush;ilt:m1itglicd, zu dessen tl unslcn <lic Bc itr:'.igc 
1. für l'!ine ~apitullebensn:·n;ichl'!rung gt:Gllhll wen.Jen. mu~'> uer Bcgünstigk im Erk bc;>n:;foll :;ein. 
2. für eine kisikokbe:nsvcrsich~~rung g~·zahlt \\Wckrt muss der Begünstigt~· im Todesfall. sein (z. 1.3. bei ciu-·r Risikokbrns­
versich\·rung der Hcn1gsh0r0chtigt0 nn Tod0sfall) . 
.3. für .:inr R0ntcnvcr.sichcrung ga;~hlt wi.:rJi.:rl ll\U:-iS der rkgü11stigt0 1.ks R~nt011b0zugs s01n. 
Dt:r Abzug isl n ur m1 R;ihmcn ~r F.nniu lung J ei; Jahreseinkomm ens 1.k s leistenden Hf!LLshallsmitglieJcs mög lich, d:-1 dess.:n 
Einkommt'n bt'htsk\ wird (§ 16 .ä,b:;. 1 Satz .3 '\:l/(.)GG) Hat da~ GU bl'!rück:iichtigt'n..ll'! Ilt1ll'>hal l~mitglie<.l, w „ll'!s:sen Cun:sten 
die Deiträge gezahlt werdell. bereits pauschak :'\bzOge nach § 16 :\bs. 1 Satz l Nr 2 tlll<l.'l°)der >."r. 3 ~VoGO oder entspr<":­
chcndc ,'\brugc nach§ Hi Abs. 1 Satz 2 WoGG. kann für das zahkndc Haushaltsm itglied ke:in Abzug rnrgl~nommc-n wer­
den . 
(:l) Die Rcitriige rnüsst:n laufend ( 1 .. B. monatlich, viertelj:ihr lich, hri lbj iihrl ich od er .Jä hrlich ) ~ntrid1ld wt:rc.len . Einnrnl igt: 
13t'iträgt' ~ind nicht :rn bl'!rücbichligal. 
(4) lkitrtige zu Versichenmgen.. die den tn >Jummet 16. 12 Abs. G Satz 1 genannten Zwecken dienen. sind insbesondere 
1. freiwill.igc Beiträge zw-gesetzlichen KrankenversicJ1\~rnng_ zur gcs('tzlichen Rcnt0nrnrsichcrung oder zur .:\lt0rss1ch\·nmg 
<kr fam<lwirtt', 
~ . freiwillige Deiträge zur privaten K.rank.em-e1-s1cherung einschl1dJ!ich .Krnnk.encagegdd•;ersid1erung und zur privaten 
l i t1cgl~V „~rsichcrnng . 
. l Heiträgl~ zur Kapital-1.obcn::;versicherung. zur privaten Rentenversichcning und. soweit zu bcrücksichtigende Hilushalts­
niiLglil!ili!r hcg ünsllgt sind, 1.ur Ri:>1J.:o-l .thensri.'rsichL'l'Ung, 
~ . lkitr~1gt' zu Pt'nsi\lns- und Veri>mgungskassen, 
5. Deitrüge zur DaufS-. Erwe.rb~- un~I D1l'!ns\unfoh1gkt:11~ver:skherung . 
6. Beiträge zu 13\~tncbsg.~mcinschathkass„~n für zusntzJiches Ruhegeld, 
7. freiwill ige Beiträgo zu sonstigen Ven;ich0mng0n, sofern s:ie wesentliche l-:km0nte einer Krnnkcn-. J>fl0ge- mkr R.cntcn­
vcr:;ich.:rung. beinhalten (z B. l:nf;il l-R..:hal·nlitat1on-\'.:rsich..:rung hei Ausfal 1 rnn K<tsSL'nkislung.:n) . 
(:.) 7.u den neitrAgen, die den in Nummer 16.12 .A.hs 6 :);iLi'. 1 gennnnkn 7.w.:cken dienen, g.:hiircn inshcscmdt:rc nicht 
l . J..kiträge 7.tl Sachversichciungcn (z. H. ror Geh:iude:- und Hausrntwrstcherung}, 
~. 8.:iträg..: i'.ur H at't11ll ich\\·asich.:rung 0inschli..:ßl i eh Krnftfahrz.: ughaf1pl1 icht v.:rs1ch~rw1g, 
3. Bc:itrf.igc 1,uT ~r:mkenhau-;tag~gt: lclvers1chcrung, 
4. Deitrüg.t' ;:;ur Slerbegdr.lvl'!r:sicherung 

16.14 Im Wt~mtlichm beih'aw~rr~k odtr dritffinunzkrk Sichcl'Un~ 
(1) Kin Abzug nach § 16 Abs. l Satz~ \\'nl it r i:.1 nach~ 16 Abs. 1 Satz 4 \-Volrlr nicht vorzunehmen, wenn ~ine im Wc­
senthchen heilrngsfrcit: Sicho::rnng o~r ein!! Sicherung, für di-: Rcitriige von .:inem Drillen ge leistt:l w.:rden, h~sl.d1I. 

(~) Eine Sir.;hmmg i;>t dann im \Vl'!~ntlir.;ht'n beilrng:;frt'i, wenn von 1.km Vl'!f$ii.:ht'rkn kt'me (l<kf nur sehr geringl'! laufomk 
Deitrtige entnchtet werdell. Die Wö11er . .im \:Vesenthchen" beziehen sich auf die Dc-1trng.sfreihtit.. nicht auf den L:mJnng der 
Sicherung. Eine an \\:csentlichl~ll bcitrngsfrni l~ Sicherung liegt z.B. bei Bcamtl'n hinsichtlich dl~r !\Jtcrsvl~rsorgung vor. 
(.~) Kinc drittfiminzierte Sicherung liogt rnr, Wt'nn die erforcblichen 8c iträg0 von nicht zum Haushalt gehörenden natürl i­
cht:n oJcr von jurisliS<:hen Pt:rnmen laufl!nJ gt:leistt:t werdt:n (1„ R. bei gt:nng l'ügig Beschiil'tigt~n , sm-l'eil n ur vom . .:'.1.rbciL­
geber Renlem'ersichernng~bdträg.: gl'!~hlt wenkn). Eine Jriurim1ru1l'!rte Sichc;>rung i$L 't. . D. bt'i Empfangl'!m von Arbetl$l1J· 
sengeld nach dem SGD llI gegeben 
(4) Beste:ht für l~m zu b01ücksichtigcndcs Haushaltsmitglied e ine im \-Vcs~·ntlichcn beitragsfreie Siche:rung oder eine Sichc­
ning. für die Hoiträge von ein.:m 1 )riltt'Tl geleistet Wl'T<lon. gdt.:n di.: Angehörigen des zu h0rücksichtigenden Haushaltsmit­
glieds nichl a ls hc.:n:its ahgc.:s1chcrl. r ü:r sie bes tc.:h l ki.'ini.: origin~rc, sondern nur .:inc ubgd c itctc (Hintcrhl id 1crnm-) Si chc­
rnng. Zu bc1iicksichtigcndc Haushaltsmitglieder g\~Jt~n nicht als Dritte im Su\M der i\bsätz..:: 1 bis 4. 
('i) l'ersonen. für die: .:in Beihilfeanspruch h.:steht. gl'iten nicht als beitragsfrei krank0m·ersichert >;ur wenn eine i\hsichl~­
rnng vorliegt,. di e m1I Jcr ühlichtn ..:\bsi1.:htrung cinl! r gcsl!t:d ichcn Krnnkenk rn;s;: vcrglcichhar ist (i'„ 8. dil! freie Hei lfürsor­
gt'), gcllr:n diest' Pl'!rsonl'!n im wohngd drr:chtlich.:n Sinne al:-i l;rr-1nkl'!nYt:rsir.;hl'!rt. 

16.15 '.'fochwl'is 
(1) [)ie ~ntridmmg Vi.''n Stcuorn ist naclm 1w0iscn durch \.'\1rlage Hin f-3esch0inigungen des /\rbeitgcb('r:';, Einkommonsteu­
a bcs<:hciJcn, Vorauszahlungsh.:i-;ch i:1J ..:n mkr <l~r k tztcn Eiokrnnmen~t..:ucr.: rkl:-irung UJ1i.L'o<l~r SteUL'l'quittung.:n 
('?) Oie Entrichlung von 'Pllichtheitr i·igc:n zur gesetzlichen Kranken- uml P ll ege1,·ers1cherung, gesetzlichen Rentenvt:rsiche­
rnng 1.i<lcr .:\ltcrssichcrung der Lumlwirtl'! i:>I Llurch Vorlage \'C.l!l D.:$Chl'!inigungcn J~s :\rbeitgl'!bers. Vtlfl Bcilrag~4uittungen. 
Hcitrngsbesclleidcn„ lZent~~nbcsch\~iden. j ä.hrlich~·n "\npassungsmineilungen oder Deirrngsb<:'schciden der Krnnkenkasse 
nachzmwiscn. 
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(.~)Die F.ntric hlung laufondffi" Reiträgc zu öffentlil~hcn o<ler pri\':-tkn \'er.-;icherungen oJ.er ühnlichcn F.inrichtungen ist dun:h 
\\irlagc vrn Bescheinigungen de:; ,!\rbeilgehen;, vrn1 Vernicherungs\'ertriigcn und Deürng:;4uiHungcn. von Rentenbeschei­
den . .iähdichen Anpa:;:·mng:;milteilungc::n ~xler Deitrng:;be:;d1ei~kn der Kn.111.k<:n.k.<1$:-;e oder -Y<:r:;id 1enmg nachzuwc::i ~en. 

(4) Au s d\~n in Absatz l bis J genarurten Nachw\~isen ist di \~ L\·istung \'On :-:iteucrn und: oder lkitriig\'ll im Uewilligungszcit­
rnum zu pr,~gnostizkn)n. 

l 7.03.1 Nachwds <.kr Sch'1nrb1;>hindC'rl1mC'igmschufl 

( 1) Der '\ac.:hweis UcT Sc.:hv.;erhehimlerkneigenschall und tles Cirnc.les c.lt:T f1ehin<lcrung für zu hcrü.cksichtigcmk T1aushalts­
mitglieder soll durch Vorlage eine:) Au->weisc:; nach§ ()9 :\b~ . S SGD IX ~:-c.ler ci.r1e::; fc :s\::>lellung!ibc::><:hcide!i mKh § <.>9 .:\b:;. 
1 SUD LX gd'ührt werckn. der l'eststellungsb('schcid darf mcht älter ab fünf Jahre sein. Dei Volliährigcn ist ckr Nachwei$ 
der Schwcrbd1inde11eneigen'iehllft und des Grade:> der l-khmdcnmg nie.In erfordl'rl tch. wenn ln Fällen häuslich\·r Pflege die 
!'t1-:gchcJürftigkL'it im Sinnl' •ks s 14 SUH Xl und ~ ~6c Ahs. <\ Satz l H Vli m\chg0wi0scn ist. Hci Volljährig1m in h il kn 
hiluslicher Pn~ge rn 1t Nachweis <ler P ll eg~stufe 2 l.:rmn ohne wcik rt! Prüfung von einem OrnJ Ut!r Rchin<lerung rnn g(J HU:>­

gc;:gangen •~·erc.len. e::; ~i denn. am Yorlii:gen (.li! !> GrnrJe:; rJer Di:hindernng VQn 8i) be:>tehi:n k~mkrete bveifol ; bei Vdljähri­
gen in fällen häushcher Pikgt mit )fochweis d<':r Pl1eg.:'stufe 3 kann ohne W.:'iter.:' Prüfung \'Oll .:'inem Gmd der Belundc::nmg 
von HJO ausgegangen V·:erdcn. es sei denn. am \\.)Jlil~en des Grndes der Bchindenmg \"On l<JO bestehen konkrete L.weifoL 
('.:?.) Als \ fr1chwei::i der Schwerbchindcrt0ncig0mchaft und des lrrades ck r l·khindcrung gcnugcn auch die vm dem 2c 1_ Juni 
1 m6 :msg~stelltt!n amtlichi:n AlL-;weisc li.ir SchweTknegshesc:h:'.itl.igte, Schwcrbesch:'.idigk: o<l~r SchwcTbehindert~ sowie <l1~ 
ruH.:h § 3 Ab!'l. 4 1.le!'l Zweiten Teil!; des $GD IX m <..lcr bi:s GUlll 19. Juni 197<5 gdlo::mkn Fa:s:sung erteilten Dc:schcimgungcn, 
und zwnr bis zum .Ablaut ihres Geltungsze.ttrnums 
(3) lkr einmal \~rbrachtc .'.\ad1\i.,•cis der Sch\\-wbehind('nendgensc.haft und des Grades der Bchmd\'rwig gilt während d\'r 
Geltung:;<..IHuer 1.k::; Au::>wi:!i::>es oder der Descheinigung, bi:! i -einem Fesu;tel\ung:;bc:;cheitl Ji:!duch mir wahren<..I einer Dauer 
von fünf Jalm-:n nach se.iner Erteilung. auch für sptit~re Wolmgeklnnträg<:. sdem mdu :\.nh.nltspunkte dafür gegeben smd, 
dass der AtLsweis odl)r die Bescheinigung eingl~zogcn od('r in für die \.Votmgddk1stung maßgebenden .tvkrkmalcn berichtigt 
wnrckn ist. 

18.02 Ge-setzliche Unterhaltspflicht 

(l ) Kraft u\~Setz\~S unt0rhalt:spflichtig sind folgende Personen: 
1. Ehegatten UJ1tl~re inandL·r (§~ 1 :1ti1 > tmd 1361 H(j 8), 
~ . 1 .i:b~nsparlncr um\ l .chi:OSj)H.Ttn.:rinn~n unt..m~inand.:r rn .-; l .Panlf ), 
3. Yerw;mJt.: in gi::rada f.m1e unt~r.:irnmder (~ 161>1 nCiB), 
4. der Vatl' r geg\~nüber <;einem nic.htrhc:lic.hen ~ind r.§ l<il )a 111 Verbindung mit § l<i1ll ~GH). 
5. d.:r Vater g.:g~nüh.:r der \Aun.:r S1: inc~ ni;.;htch.: lil:hcn Kind<}:; (§ 16 1 SI Ahs. l his 4 HliH). 
6. J ic l\·luttt!r geg~nt.i.bt!r dem \'alcT ihT~s nichtehdichen K mc.les, wenn Jc:r Vater ilits "Kiml betrl!Ul (§ 16151 Abs. 5 m Vl!T­
bimlLmg mit ;\b:s. : Sutz ~ I3Gl3). 
7. gcschtedo::ne Ehegath~n unter.::inandcr ( ~§ 1569 bis 1 :' 79 DU e ), 
~.frühere oder dauernd getrennt lebende Lcbcnspanner und Leb\~nspattJlenrmen unt\~reulilnde r (§§ 12 wtd 16 LPartG). 
('.:?.) lic::itoht ein~ gesetzliche l:m~rhalts11tlicht eines Haushaltsm itg li eds gegenüber mehreren Personen, kann für jede unta­
h;ilt~ne Persiln je ein Rdrng hls zum J<:weilig~n Höchsthetrng rihgesdzl wer<len (\.fohrl'ach;ibsdzung). 
(3) lTnkrhalh:aih!ungen an ein L~nc.l !1l1ch § 7 ·cvG (Au:;gkich für Vornu.->ki:;lung tb r ntcrhalt::; durch da~ L<tnd) ~teilen 
<':btnfalls Aufwendungen zur Erfüllung der g.:'setzlichen l_lmerhaltspfücht dar. 

18.03 Derufsansbildung 

( 1} AJ:s I.3i:rufauL1'>bildung un Sinne de;)§ 18 $aiz J >fr 1 \\'uCC t~ t .ii:Je Au:;btl<..lung ~iuu~hen. wekhe tlii:! w r All'>t'tbung 
<"ines künftigen Bernfs LK~twendigen fachlichen Fertigkeiten und Kenntmsse m .:'mem ge-ordneten ~\usbildungsgang vermit­
telt Darunter fallen insb\~sondl~rn der .l:ksuch \'On aJJgemoinbikkndon und borntllchen Schulen w1d von Hod1schukn ein­
schließlich dl'1' VorhernilUng :rnf ('ino Prn11l\)tion. die Aushildung für einen ancrkannkn ALL<;bi ldungsn0ruf IVorn:: ichnis mich 
~ ~)() Ahs. 3 Nr.) HHiG), <lic.: H1.'Tul"saushil<lung R.:hindi.'rk r autgnmd i.'mcr Rc.:gc.:lung nac h di.'n §§ 64 h1s 67 KKi<t oili:r mich 
§ 42k llandwO sowie die J'cilnaruTI\~ an bemt'svorbereitcndcn Bildungsmallnalune11 im Sinne des § 61 SG.13 HL 
(2) Oh i.fa Kerufsausbildung ahgcschlns.scn ist. ist nach den \'erhältni;:;scn des r:inz\~tfa ll s zu beurteilen. Kino ;\usbildW1g. 
Ji;.: flTI si<.'h zur ALL-;ühung. i:mcs rkrn\S hc.:l'i-ih1gt, kann noc.:h an<luuc.:rn, wc.:nn c.:im.: gc.:hobi:m:n.: Sk llung mkr e in ;mJcrc.:r Rt...,-uf 
angestrebt wird. 
(3) Der Dc::>t1ch von ein- bi:; :t:wei:>tün~ligen Tag.eskur:;en (Abo::'tlllkursen) kann nicht nb; Dcn1faau:;biklung nnge:sehen werden. 

18.0~ lfoushallszugl'hörigkcit tks bzw. (Jl'r ~rschil'dfom odfr (J.iuern(J ~dl'emtl IE'bendl'n EhE'~;1ttm, Lt'bmspa11nt·rs 
oder u~nspartue-rin 

Der bzw. die ge!'l<:hii:Jenc: l~Jer di.iuemd gctrermt lebenJe unterhnlt:;bercchligk Ehegn\le. Leben'>pnrtner oder Lebenspartne­
rin(~ 18 Satz 1 l\r. 3 WoGG) ist kein llaushalcsmitgliccL wenn er oder sie mit dem L'ntcrhaltspfächtigcn keine \VQM- und 
Wirtschaftsgcnh'ins~haft führt. 
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18.05 Hithc und l\achwcis d er ;\ufmmdungrn 

,-\ul\vemlungen im Sinni;-: des § 1 & W l)( IC sind Jie tatsächlich erbrachten Li;':i:;tungcn Sie könnc:.n :;;oforn eine:. notm·idl 
bcurkundL~tc l.'nterha ltsvcn~inbarung. ein 1.tmerhaltstitcl oder ein LkschL~id nicht rnrl iL'gt nur bis zur Höhe dl'.'r in § IS Satz 
l \.-VoGCT gcn:rnntc11 f·kträg,~ ahgc::ict7t \WfdL'n. ::iowcit ::iic nachgcwicscn oder glaubhaft gemacht wcrd0n. Liegt eine 11otari­
dl bi:urk un<lctc Lnkrhallsn"femhHrung, ein Lntcrlmltsti tül oder em Hcschcid vor, sind <lic d:ffin gemmnl.cn l·ktriigc ahzu­
set.zcn. soweit sie nachge\Vlcscn oder glaubhaft gemacht werden. 

18.06 Beriick~icbtigu"g <l~r Aut'wen<lun~eu 

(i ) In den falkn nach § 18 Satz 1 ;\r. 1 \:\.'oGG mü:;:;en Ji~ llmerhalt:;kistungen \'Un <-im:m z~1 beruck:;ichtigenden 1Iaw,;­
halr.$mitglicd an L~in z.u bcrücksichti.gcndcs Uauskiltsmitglicd gL·kistct \~wdcn 
(2) In dL'n Fiillc:-n nnch § ] X Satz 1 \Jr. 2 WoGG mü~sen die Lntcrhaltsldstungcn von einem Eltcrntl'il an das anderl' l-: ltcrn­
t0il für <la:,: g0m~insam0 ~iml g0kistd w0rJm, ~in g.::m0in:mmö Sm-g<)r~ch l V•~rl i0g0n umJ Ji~ H0tr0uung im Sinn0 des § ' 
Ahs. 6 Sat; 1 oJt!r Sali'. 2 \\.-oOct \rnhrgt:nommt:n werden. T .it!gl hin Fall Ut!S § 5 Ahs. 6 \.VoGG voT, gi lt für allt! ander.:n 
go;mein:samen :hin der, fw Jir: "C ntcrfo1h gr:l:ahlt wird. § 1 S Sall 1 1\ r. -' WüGG . 
(3) In d(':n fällen nach § 18 Satz 1 ~r. 3 und .:1 Wc1GG müssen die {.lnterhaltsleislllng.en von einem zu b('"rür.ksir.htigenden 
Haushaltsnrnglicd an eine Person L~rbracht werden, die kein Hauslmltsm1tgliL·d ist 


